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Okonomische Konvergenz und Divergenz in Europa 3

Handelsliberalisierung, freier Kapitalverkehr sowie die Mobilitat der Arbeitskréafte
fordern Wirtschaftswachstum und wirtschaftliche Konvergenz zwischen Staa-
ten, aber auch Regionen. Dieser neoklassische Theorieansatz ist die wichtigste
o6konomische Grundlage fur die européische Einigung. Wirtschaftliche Integra-
tion ist demnach nicht nur fUr reiche, sondern auch flr armere Mitgliedslander
bzw. Regionen férderlich. Diese Theorie geht allerdings von restriktiven Annah-
men aus und steht deshalb vielfach in der Kritik. Ein anderer Ansatz verweist auf
die Wirkung von Agglomerations- und Skaleneffekten, die der Konvergenzthese
entgegenstehen. Empirisch sind beide Entwicklungstrends zu beobachten. So
konnte man in der Europaischen Union Uber viele Jahrzehnte feststellen, wie sich
Mitgliedslander dkonomisch annéherten, dann jedoch in den Jahren nach der
Finanz- und Schuldenkrise wieder auseinander entwickelten. Wéachst die Euro-
paische Union wirtschaftlich, sozial und letztlich auch politisch zusammen, oder
driftet sie eher auseinander? Und welche Faktoren sind flir den jeweiligen Ent-
wicklungstrend verantwortlich? Zu diesen Fragen fand vom 8. bis 10. Juli 2016
eine wissenschaftliche Tagung unter der Leitung von Dr. Wolfgang Quaisser in
der Akademie flr Politische Bildung Tutzing statt. Einige der dort vorgetragenen
Beitrage sind hier dokumentiert: Nach Ansicht von Michael Grémling, Institut der
deutschen Wirtschaft Kéin, sind die deutschen Leistungsbilanziiberschisse kein
Grund fUr Sanktionen. Die hohen deutschen Leistungsbilanziiberschisse in den
vergangenen zehn Jahren seien die Folge eines asymmetrischen Schocks und
einer spezifischen Wirtschaftsstruktur. Damit sei Deutschland nicht auf Kosten
anderer EWU-Lander gewachsen und habe somit auch keine Probleme und An-
passungslasten in der EWU ausgeldst. Hartmut Bechtold, True Sale International
GmbH, Frankfurt am Main, und Markus Demary, Institut der deutschen Wirtschaft
Kaln, legen dar, dass die Kapitalmarktintegration in Europa Uber die Verbriefungs-
markte verbessert werden kann. Die erforderliche geographische Diversifikation
von Kreditrisiken kdnne nur Uber die Verbriefung erreicht werden, die das europé-
ische Modell der Kapitalmarktintegration sei. Michael Dauderstadt, ehem. Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Bonn, diskutiert den Grad der Konvergenz zwischen reichen
und armen Staaten in der EU und weist darauf hin, dass in der Eurozone — zu-
mindest seit 1999 — die Divergenz dominiert. Heinz-Jdrgen Axt, Universitét Duis-
burg-Essen und Gastprofessor an der Universitat des Saarlandes, zeigt, dass es
der Strukturpolitik trotz erheblichen Mitteileinsatzes nur in geringem MaB3e gelingt,
Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu férdern, und schlagt statt einer weitge-
hend flachendeckenden Forderung eine Konzentration auf Wachstumskerne vor.

Denken Lehrkrafte anders lber die Bildungspolitik als die Gesamt-
bevolkerung? Ergebnisse des ifo Bildungsbarometers 2016 19
Ludger WéBmann, Philipp Lergetporer, Franziska Kugler und Katharina Werner

Das diesjahrige ifo Bildungsbarometer, das zum dritten Mal die deutsche Bevol-
kerung nach ihrer Meinung zu bildungspolitischen Themen befragte, zeigte, dass
Lehrkrafte zum Teil grundlegend andere Ansichten zu Fragen der Bildungspolitik
haben als die Gesamtbevdlkerung. Im Gegensatz zur Gesamtbevoélkerung beflr-
worten Lehrkrafte mehrheitlich hdhere Lehrergehélter und die Verbeamtung von
Lehrerlnnen, lehnen aber mehrheitlich ein Ganztagsschulsystem, den Unterricht
von Kindern mit Lernschwéchen in Regelschulen, den Einsatz von Quereinstei-
gern im Lehrerberuf und Gehaltszuschlage fir gute Lernfortschritte oder in Fa-
chern mit Lehrermangel ab. Lehrkréfte geben den Schulen in ganz Deutschland
schlechtere Noten als die Gesamtbevolkerung, den Schulen vor Ort hingegen
bessere. Es gibt aber auch Ubereinstimmungen, etwa bei der mehrheitlichen
Zustimmung zu Aufnahmeprifungen beim Zugang zum Lehramtsstudium, zu
deutschlandweit einheitlichen Vergleichstests, zur freien Gestaltung des Unter-
richts, zur Autonomie von Schulleitungen bei der Einstellung von Lehrkréaften, zur



Aufteilung auf weiterfihrende Schularten erst nach der sechsten Klasse und bei
bildungspolitischen Fragen auBerhalb des Schulsystems.

BildungsmaBnahmen zur Integration der Fliichtlinge — was die
Deutschen befiirworten 35
Ludger WéBmann, Philipp Lergetporer, Franziska Kugler, Katharina Werner

Im Rahmen des diesjahrigen ifo Bildungsbarometers wurde eine Reihe von Fra-
gen zur Bildungssituation der Fliichtlinge gestellt. Es zeigt sich, dass drei Viertel
der Deutschen den durchschnittlichen Bildungsstand der Flichtlinge als niedrig
einschatzen. Dementsprechend glaubt die Mehrheit auch nicht, dass die Flucht-
linge dabei helfen, den Fachkraftemangel der deutschen Wirtschaft zu verrin-
gern. Bei moéglichen bildungspolitischen MaBnahmen flr erwachsene Fllchtlinge
finden sich Mehrheiten fUr staatlich finanzierte verpflichtende Sprachkurse, eine
Ausweitung der Schulpflicht bis 21 Jahre und ein zweijahriges Bleiberecht nach
Abschluss einer Ausbildung.

Altersvorsorge und Gesetzliche Rentenversicherung — nachhaltig
aufgestellt? 44
Florian Dorn, Benedikt Kauf, Manuela Krause und Niklas Potrafke

In der Juni-Umfrage des Okonomenpanels von ifo und FAZ wurden Professoren
flr Volkswirtschaftslehre an deutschen Universitdten zum Thema Altersvorsorge
und einer Reform der Gesetzlichen Rentenversicherung befragt. Die Mehrheit
der Okonomen sieht demnach das gegenwértige Rentensystem als nicht nach-
haltig aufgestellt an. Die Teilnehmer sprechen sich daher im Hinblick auf eine
langfristige Finanzierung der gesetzlichen Rente, insbesondere fur ein héheres
Renteneintrittsalter, aus.

Die steuerliche Férderung privater Forschungs- und Entwicklungs-
aktivitdten: Empirische Evidenz und offene Forschungsfragen 49
Tobias Lohse und Stephan Waizmann

Ein GroBteil der OECD-Mitgliedslander hat in den vergangenen Jahren steuerliche
FordermaBnahmen fiir private Forschungs- und Entwicklungsaktivitaten (Fuk)
entweder ganzlich neu eingeflhrt oder bereits bestehende Strukturen ausge-
baut. Deutschland und die Schweiz z&hlen zu den wenigen forschungsintensiven
Landern, die private FUE derzeit ausschlieBlich direkt, d.h. Uber projektbezogene
Zuschusse, fordern. Auch aus diesem Grund mehren sich hierzulande wieder die
Stimmen, die die Einflhrung eines steuerlichen FUE-Fordersystems fordern. Der
Artikel fasst die wichtigsten Ergebnisse empirischer Evaluationsstudien zusam-
men, die sich mit der kausalen Wirksamkeit steuerlicher FUE-F6rdersysteme in
den anderen Landern beschéftigen.

ifo Architektenumfrage: Umfangreiche Planungsauftrage fir
Wohngebaude 52
Erich Gluch

Nach den Umfrageergebnissen des ifo Instituts bei den freischaffenden Archi-
tekten hat sich das Geschéftsklima zu Beginn des dritten Quartals 2016 weiter
aufgehellt. Es ist mittlerweile so gut wie zu Beginn der 1990er Jahre.

ifo Konjunkturtest im August 2016 auf einen Blick: Die deutsche
Konjunktur fallt in ein Sommerloch 54
Klaus Wohlrabe

Die Stimmung in der deutschen Wirtschaft hat sich merklich verschlechtert. Der
ifo Geschaftsklimaindex ist von 108,3 Punkten im Juli auf 106,2 Punkte im Au-
gust gefallen. Die Unternehmen beurteilten sowohl die aktuelle Geschéftslage
als auch die Erwartungen flr die kommenden sechs Monate schlechter als im
Vormonat. Die deutsche Konjunktur fallt in ein Sommerloch.



Handelsliberalisierung, freier Kapitalverkehr sowie die Mobilitat der Arbeitskrafte fordern Wirt-
schaftswachstum und wirtschaftliche Konvergenz zwischen Staaten, aber auch Regionen. Die-
ser neoklassische Theorieansatz ist die wichtigste 6konomische Grundlage fiir die europdische
Einigung. Wirtschaftliche Integration ist demnach nicht nur fiir reiche, sondern auch fiir drmere
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beide Entwicklungstrends zu beobachten. So konnte man in der Europdischen Union iiber viele
Jahrzehnte feststellen, wie sich Mitgliedslander 6konomisch annadherten, dann jedoch in den Jah-
ren nach der Finanz- und Schuldenkrise wieder auseinander entwickelten. Wachst die Europaische
Union wirtschaftlich, sozial und letztlich auch politisch zusammen, oder driftet sie eher ausein-
ander? Und welche Faktoren sind fiir den jeweiligen Entwicklungstrend verantwortlich? Zu diesen
Fragen fand vom 8. bis 10. Juli 2016 eine wissenschaftliche Tagung unter der Leitung von Dr. Wolf-
gang Quaisser in der Akademie fiir Politische Bildung Tutzing statt. Einige der dort vorgetragenen

Beitrdage sind hier im Anschluss dokumentiert.

Deutsche Leistungs-
bilanziiberschiisse - kein
Grund fiir Sanktionen!

Makrodkonomische Uberwachung

Die im Jahr 2007 in den USA ausgeldste
Finanzmarktkrise und die sich ab dem
Jahr 2010 in den Landern der Europai-
schen Wahrungsunion (EWU) verschar-
fende Staatsschuldenkrise haben eine
intensivere Beobachtung der finanzwirt-
schaftlichen, monetaren und realwirt-
schaftlichen Entwicklung der Mitglieder
der EWU ausgeldst.

Bereits vor dem Eintritt in die Wahrungs-
union sollten die Lander eine dauerhafte
Konvergenz aufweisen und so ihre stabi-
litatspolitische Leistungsfahigkeit unter
Beweis stellen. Die damit verbundene fis-
kalische, monetére und realwirtschaft-
liche Entwicklung sollte auf Basis der The-
orie optimaler Wahrungsraume (vgl. Mun-
dell 1961; McKinnon 1963; Kenen 1969)
gewahrleisten, dass die Kosten der Wah-
rungsunion fur die beteiligten Lander
moglichst gering ausfallen. Denn durch
den Verzicht auf eine autonome Geld- und
Wechselkurspolitik kdnnen im Fall von so-

* Prof. Dr. Michael Gromling leitet die Forschungs-
gruppe Gesamtwirtschaftliche Analysen und
Konjunktur beim Institut der deutschen Wirt-
schaft Kéln e.V. und ist Professor flr Volkswirt-
schaftslehre an der Internationalen Hochschule
Bad Honnef/Bonn.

genannten asymmetrischen Schocks
nicht unerhebliche Anpassungslasten
entstehen. Diese Kosten sind gemaf der
Theorien zum optimalen Wahrungsraum
umso hoher, je niedriger und heterogener
die Faktormobilitat, die auBenwirtschaft-
liche Offenheit und die Preis- und Lohn-
flexibilitét in den beteiligten L&ndern sind.
AuBerdem sollten die Auswirkungen eines
asymmetrischen Schocks umso hdher
sein, je heterogener die Wirtschaftsstruk-
turen der Mitgliedslander sind. Bestehen
bezlglich dieser vielfaltigen Strukturmerk-
male groBe Unterschiede zwischen den
Volkswirtschaften, dann ist eine einheitli-
che Geldpolitik bei einem andauernden
Schock schwierig und problematisch (vgl.
Berthold 1992).

Um diese fur einen einheitlichen Wah-
rungsraum offensichtlich notwendige
Konvergenz und Homogenitat zu errei-
chen, wurden im Vorfeld der EWU ver-
schiedene Konvergenzkriterien definiert
und deren Erreichen in Konvergenzpru-
fungen Uberwacht (vgl. hierzu Gérgens et
al. 2014, S. 46 ff.). In dieser ersten Ara
der Konvergenzbeobachtung wurden be-
sonders die Inflationsrate, ein langfristiger
Zinssatz, der Finanzierungssaldo und der
Schuldenstand der 6ffentlichen Haushal-
te sowie eine spannungsfreie Teilnahme
am EWS-Wechselkursmechanismus her-
angezogen. Nach der globalen Finanz-
marktkrise und dem Ausbruch der Staats-
schuldenkrise in Europa wurde fur alle

Michael Gromling”
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EU-Lander ein Makrodkonomisches Uberwachungsverfah-
ren (Macroeconomic Imbalance Procedure — MIP) einge-
fuhrt. Auf dessen Basis sollen makrodkonomische Ungleich-
gewichte erkannt und ihnen entgegengewirkt werden. Dafur
wurde im Jahr 2011 ein sogenanntes Scoreboard mit aktu-
ell 14 Hauptindikatoren und jeweiligen Schwellenwerten de-
finiert und installiert. Hierzu gehoéren beispielsweise der Leis-
tungsbilanzsaldo, Indikatoren zu Arbeitslosigkeit und Be-
schaftigung, zur Staatsfinanzierung, zur Kostenentwicklung
sowie diverse Finanzmarktindikatoren. Werden Schwellen-
werte Uberschritten, dann wird das betreffende Land einer
tiefergehenden Landeranalyse unterzogen — und in proble-
matischen Fallen werden vom Europaischen Rat Empfeh-
lungen und die Verpflichtung zu GegenmaBnahmen ausge-
sprochen. In letzter Konsequenz kénnen den Landern auch
Sanktionen drohen.

Streitfall deutsche Leistungsbilanziiberschiisse

Mit Blick auf Deutschland spielt in der wirtschaftspolitischen
Auseinandersetzung der Leistungsbilanziberschuss immer
wieder eine groBe Rolle (vgl. European Commission 2016;
IMF 2016). Gemal dem MIP soll ein Defizit nicht héher als
4% des Bruttoinlandsprodukts (BIP) sein und ein Uber-
schuss nicht héher als 6% des BIP. Die Kontrolle bezieht
sich jeweils auf den gleitenden Durchschnitt der letzten drei
Jahre. Abbildung 1 zeigt fir die EWU-Mitgliedslander den
aktuellen Datenstand 2015. Demnach tberschreiten die Nie-
derlande, Deutschland und Slowenien den Wert nach oben
und Zypern die untere Schwelle. Die Situation hat sich mit
Blick auf die Lander, die im Gefolge der Staatsschuldenkrise
eine hohe Aufmerksamkeit erreichten, erheblich entspannt.
Irland, Italien, Portugal und Spanien erzielten zuletzt Leis-
tungsbilanziberschusse. Griechenland wies nach den ho-
hen Defiziten in einer GréBenordnung von Uber 10% des BIP
zuletzt nur noch ein minimales Defizit auf. Dagegen hat sich

Abb. 1

Leistungsbilanzen in der EWU
gleitender Drei-Jahresduchschnitt (Stand 2015)

der deutsche Uberschuss auf einem Niveau deutlich ober-
halb der 6%-Schwelle festgesetzt — wenngleich der Anstieg
seit dem Jahr 2012 nahezu ausschlieBlich auf den starken
Ruckgang der Importpreise zurlckzufUhren war (vgl. Grém-
ling und Matthes 2016).

Die Leistungsbilanzsituation in der EWU in den letzten Jah-
ren — hoher deutscher Uberschuss bei gleichzeitigen Uber-
schussen der Krisenlander — ist bereits eine erste und wich-
tige Indikation, dass die deutsche Leistungsbilanzposition
offensichtlich nicht das Spiegelbild der EWU-Lander mit
Leistungsbilanzdefiziten ist. Vielmehr sind zum Verstandnis
der Leistungsbilanzunterschiede in der EWU vielzahlige Fak-
toren und Erklarungen heranzuziehen. Ebenso ist diese Dif-
ferenzierung bei der Ableitung von wirtschaftspolitischen
Schlussfolgerungen, Handlungsempfehlungen und mogli-
chen Sanktionen zu bertcksichtigen.

Determinanten der Leistungsbilanz

FUr das Entstehen von Leistungsbilanzsalden und ihren bu-
chungstechnisch spiegelbildlichen Kapitalbilanzsalden gibt
es ganz unterschiedliche Ursachen (vgl. Fuest 2013; Busch
etal. 2011; Kooths 2014; Matthes 2014). Diese kbnnen zum
einen in der landesspezifischen Entwicklung der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage liegen, die im Fall eines Leistungsbi-
lanzdefizits die gesamtwirtschaftliche Produktion Uberschrei-
tet. Dafir kommen zum Beispiel eine hohe Staatsnachfrage,
die dann zu einem Zwillingsdefizit (Leistungsbilanz- und
Staatsdefizit) fuhrt, ein Konsumboom oder eine hohe Inves-
titionstatigkeit im Gefolge eines wirtschaftlichen Aufholpro-
zesses in Betracht. Diese Gter- und entsprechende Kapi-
talllicke kann auch durch eine expansive Geldpolitik aus-
geldst werden. Zum anderen kann auch die Angebotsseite
einer Volkswirtschaft eine bestimmte Leistungsbilanzkons-
tellation zur Folge haben. So kann eine bestimmte Fak-

torausstattung oder eine spezifische und his-

torisch gewachsene Wirtschaftsstruktur im

Fall eines positiven oder negativen globalen

Leistungsbilanzsaldo in Prozent des BIP

Niederlande
Deutschland
Slowenien
Malta
Luxemburg
Irland
Osterreich
Italien
Spanien
Litauen
Estland
Portugal
Slowakei
Belgien
Frankreich
Finnland
Griechenland
Lettland
Zypern

Schocks dazu flhren, dass die gesamtwirt-
schaftliche Produktion und Nachfrage von-
einander abweichen. Die rohstoffreichen Lan-
der haben zum Beispiel in der Phase einer
hohen Rohstoffnachfrage und gleichzeitig
ansteigender Preise Leistungsbilanziber-
schusse in einer GréBenordnung von insge-
samt Uber 600 Mrd. US-Dollar pro Jahr er-
wirtschaftet (vgl. hierzu Gréomling 2014a).
Selbst flexible Wechselkurse konnten im Fall
eines fir diese Lander positiven Olpreis-
schocks die Leistungsbilanzsalden nicht ver-
mindern. Die schwache Weltkonjunktur und

-5 -4 -3 -

Quelle: Eurotstat.
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die stark gefallenen Rohstoffpreise haben zu-
letzt die Uberschussposition fast aufgeldst.
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Diese angebotsseitige Erklarung von Leis- Abb. 2
tungsbilanziberschissen wird im Folgenden

als ein zentrales Argument flr die deutsche

Wachstum nach Entwicklungsstatus
Veranderung des realen BIP nach Léndergruppena’

Position herangezogen (vgl. Grémling
2014b). Die folgende These steht hier im Vor-

dergrund: Die hohen deutschen Leistungs- 450

bilanzUberschisse in den vergangenen zehn 400
Jahren sind die Folge eines asymmetrischen 350
Schocks und einer spezifischen Wirtschafts- 300

struktur. Damit erklart der deutsche Uber-
schuss nur zum Teil die Defizite anderer
EWU-Lander. Uberspitzt formuliert folgt dar-
aus, dass Deutschland nicht auf Kosten an-
derer EWU-Lander wuchs und somit auch 100

250

200

150

Index 1980 = 100

478

Schwellen- und
Entwicklungslénder

234

fortgeschrittene Lander

keine Probleme und Anpassungslasten in 50 |
der EWU ausloste.
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R IMF-Abgrenzung Advanced Economies and Emerging market and developing economies.

Quelle: IMF; Institut der deutschen Wirtschaft Kéin.

Asymmetrische Schocks

Unter einem asymmetrischen Schock versteht man ein an-
gebots- oder nachfrageseitiges Ereignis, dass in einer Wah-
rungsunion nur wenige Lander oder alle Lander in sehr un-
terschiedlichem Ausmal betrifft:

e Als angebotsseitiger Schock kommen markante Energie-
preisveranderungen oder der demographische Wandel in
Betracht. Ein Olpreisschock hat zum Beispiel wegen der
unterschiedlich hohen Bedeutung von energieintensiven
Wirtschaftsbereichen in den einzelnen Landern abwei-
chende Effekte (vgl. Grémling 2014a).

e Ein Nachfrageschock kann etwa durch Zins- und Wech-
selkursveranderungen oder durch Veranderungen der
globalen Wirtschaftslage ausgeldst werden. Asymmetri-
sche Zinswirkungen ergeben sich zum Beispiel aus der
unterschiedlichen Kapitalintensitat von Wirtschaftsberei-
chen oder aus divergierenden Staatsverschuldungen.

Abb. 3

In der folgenden Argumentation steht ein

globaler Nachfrageschock im Vordergrund.

und Entwicklungsléander von der Wirtschaftsdynamik der
fortgeschrittenen Lander und damit zu einer merklichen Kon-
vergenz zwischen diesen beiden groBen Landergruppen.

Globaler Investitionszyklus

Mit Blick auf die Natur der deutschen Leistungsbilanztber-
schisse war es entscheidend, dass sich im Gefolge dieses
weltwirtschaftlichen Strukturbruchs auch die globalen Inves-
titionsschwerpunkte erheblich verschoben haben. Abbil-
dung 3 zeigt ab Mitte der 1990er Jahre die Entwicklung der
absoluten Bruttoinvestitionen in Milliarden US-Dollar in den
beiden Landergruppen, wobei die Investitionen im Euroraum
gesondert ausgewiesen werden. Folgendes ist zu erkennen:

1. Die Investitionstatigkeit war von 1995 bis 2002 in allen
drei Landergruppen und damit auch weltweit mehr oder
weniger konstant. Vor allem der Stillstand in den aufstre-

Globale Investitionstatigkeit
Inlandische Bruttoeinnahmen nach Léndergruppena)

Abbildung 2 zeigt die Wachstumsdynamik in
den fortgeschrittenen und in den aufstreben- 10 000
den Volkswirtschaften (auf Basis der IMF-Ab-
grenzung) im Zeitraum 1980 bis 2015. Bis
zur Jahrtausendwende legten diese beiden
Wirtschaftsraume mehr oder weniger gleich-
maBig zu. Bei gleich hohen Wachstumsraten
offnet sich die Wohlstandsschere zwischen
reichen und armen Landern. Diese Divergenz
ist unter entwicklungsékonomischen Ge-
sichtspunkten als duBerst negativ zu bewer-
ten. Zeitgleich — aber nicht in einem fakti-
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Mrd. US-Dollar

Schwellen- und
Entwicklungslander

fortgeschrittene Lander
ohne Euroraum

Euroraum

schen Zusammenhang stehend — kam es mit 1995
dem Beginn der EWU zu einer anhaltenden

und kréftigen Abkopplung der Schwellen-

1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011 2013 2015

a IMF-Abgrenzung Advanced Economies and Emerging market and developing economies.
Quelle: IMF; Institut der deutschen Wirtschaft Kéin.
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benden Volkswirtschaften war bedenk- Abb. 4
lich, da dies angesichts der wachsenden

Bevdlkerungen mit einer anhaltend rtick-

Bedeutung der Investitionsguterproduktion"’)
Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschdpfung

laufigen Kapitalintensitat einherging. Vom %
globalen Investitionsvolumen entfielen 16
rund 80% auf die fortgeschrittenen Lan-
der, obwohl dort nur 20% der Weltbevol-
kerung lebten.

2. Ab dem Jahr 2002 setzte in allen Lander-
gruppen ein deutlicher Anstieg der Sach-
kapitalbildung ein. Bis zum Krisenjahr
2008 verdoppelte sich das globale In-
vestitionsvolumen. Den starksten Anstieg
verzeichneten mit knapp 250% die
Schwellen- und Entwicklungsléander. Im
Euroraum verdoppelten sich die Investi-
tionen. Am absoluten Investitionszu-
wachs im Zeitraum 2002 bis 2008 hatten
die aufstrebenden Volkswirtschaften ein Gewicht von
Uber 50%, ihr Anteil am globalen Investitionsvolumen
stieg dadurch auf 37% an.

3. Die globale Finanzmarktkrise beeintrachtigte im Jahr
2009 vor allem die Investitionstatigkeit in den fortge-
schrittenen Landern. Im Euroraum war danach keine Er-
holung, sondern allenfalls eine Stagnation zu beobach-
ten. Auch in den fortgeschrittenen Landern auBerhalb
des Euroraums stagnierte die Investitionstéatigkeit in den
letzten Jahren. Dagegen hielt der Investitionsboom in
den aufstrebenden L&ndern zumindest bis zum Jahr
2014 an. Das Investitionsvolumen stieg dort nochmals
kraftig an, so dass zuletzt die Halfte der globalen Inves-
titionstatigkeit auf diese Landergruppe entfiel. Im Ge-
samtzeitraum 2002 bis 2015 hatte sich die Sachkapital-
bildung in den aufstrebenden Volkswirtschaften mehr als
verflunffacht.

Finnland
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Giinstiges Zeitfenster

Dieser markante Strukturbruch beim globalen Wachstum
und bei der weltweiten Investitionstatigkeit, der vor knapp
15 Jahren startete, hatte asymmetrische Auswirkungen auf
die EWU-Lander und begunstigte sie sehr unterschiedlich.
Dazu zeigt Abbildung 4 in einem ersten Schritt die Anteile
der InvestitionsgUterproduzenten an der gesamtwirtschaft-
lichen Wertschopfung in den Jahren 1999 und 2008. Das
Jahr 2008 markiert den ersten Hohepunkt des globalen In-
vestitionsbooms vor der globalen Finanzmarktkrise. In dieser
ersten Phase wurde die Dynamik auch von der Investitions-
tatigkeit in der EWU begunstigt. Deutschland hatte unter
den hier betrachteten Volkswirtschaften — wobei neben aus-
gewahlten EWU-Landern auch Nicht-EWU-L&nder wie die
Schweiz oder USA berUcksichtigt werden — 1999 und 2008
den héchsten Investitionsguteranteil. Auch die Wirtschafts-
struktur in Finnland, Schweden, der Schweiz, Osterreich
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2 Basic metals, metal products, machinery and equipment, transport equipment.
Quelle: OECD; Institut der deutschen Wirtschaft Koin.

und in Italien war im Jahr 1999 relativ gut aufgestellt, um
von dem asymmetrischen Schock des globalen Investitions-
booms zu profitieren. Dagegen hatte die Produktion von
InvestitionsgUtern in Griechenland, Portugal, Luxemburg
und auch in Frankreich nur geringe makrodkonomische Re-
levanz. Das gilt im Ubrigen auch fir die USA und das Ver-
einigte Konigreich.

Aus der Kombination dieses spezifischen asymmetrischen
Schocks und der spezifischen und zeitpfadabhangigen Aus-
richtung der Wirtschaftsstruktur auf die Produktion von In-
vestitionsgutern ergeben sich hdchst unterschiedliche Han-
delsbilanzkonstellationen mit Investitionsgtitern. Die deut-
sche Handels- und Leistungsbilanz atmet historisch stark
im Rhythmus der globalen InvestitionsgUternachfrage (vgl.
Abelshauser 2011, S. 283 ff.). Der Uberschuss im grenz-
Uberschreitenden Investitionsguterhandel stieg in Deutsch-
land im Zeitraum 1999 bis 2008 von rund 110 auf 340 Mrd.
Euro an. Dagegen fallen die Salden der anderen EWU-Lan-
der nur unmerklich ins Gewicht (vgl. Abb. 5). Allenfalls die
USA und das Vereinigte Konigreich stellen dem deutschen
Uberschuss in absoluten GréBen nennenswerte Defizite ge-
genuber. Aber auch diese sind selbstverstandlich nicht im
Verhéaltnis 1:1 zu verrechnen. Folglich ist der deutsche Han-
delsbilanzliberschuss beim Investitionsglterhandel — der
sich im Jahr 2008 auf 9% des BIP belief, bei einem Leis-
tungsbilanztiberschuss von 6% des BIP! — bei weitem nicht
als das Spiegelbild der entsprechenden Handelsbilanzdefi-
zite beim Investitionsguterhandel mit den anderen EWU-L&n-
dern zu interpretieren.

SchlieBlich zeigt Abbildung 6, dass Lander, die Investitions-
guter produzieren, in Zeiten einer hohen globalen Nachfrage
nach Investitionsgutern hohe Handelsbilanziberschisse re-
alisieren kdnnen. Diese Situation ist vergleichbar mit den
Handelsbilanztberschissen von rohstoffreichen Landern in
Zeiten hoher Nachfrage und hoher Preise flr Rohstoffe.



Zur Diskussion gestellt

Abb. 5

Salden beim Handel mit Investitionsgiitern®
Handelsbilanzsaldo mit Investitionsgitern im Jahr 2008

buchungstechnisch entsprechenden deut-
schen Kapitalbilanzdefizite (Nettokapitalex-
porte) wird dies durch Direktinvestitionen
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Wirtschaftspolitische Implikationen

Das Makrodkonomische Uberwachungsverfahren in der EU
ist insgesamt als wichtig und richtig zu bewerten. Bei der
Evaluierung der einzelnen Indikatoren ist jedoch Augenmafi
und Differenzierung hinsichtlich der zugrunde liegenden Ur-
sachen notwendig. Die deutsche Leistungsbilanzposition ist
dafir ein gutes Beispiel.

Der deutsche Saldo stellt fiir die EWU kein Ungleichgewicht
dar, sondern er ist das Ergebnis einer globalen Spezialisie-
rung und eines endlichen Schocks. Der globale Investi-
tionsboom nach der Jahrtausendwende kann fur die
EWU-Lander als ein asymmetrischer positiver Nachfrage-
schock verstanden werden. Die deutschen Handels- und
Leistungsbilanziiberschiisse sind somit weniger das Spie-
gelbild der Defizite anderer EWU-Lander, sondern in erster
Linie die Folge der Kapitalbildung in den Landern auBerhalb
der EWU. Mit Blick auf die zum Leistungsbilanziberschuss

Abb. 6

Produktion und Handel von Investitionsguterna)
im Jahr 2008

m2008

deutscher Unternehmen im Ausland beglei-
tet (vgl. Sinn 2014). Eine Sanktionierung die-
ser nicht chronischen, sondern schockbe-
dingten Zahlungsbilanzpositionen schéadigt
moglicherweise sogar andere EWU-Lander,
deren Wirtschaften Uber Zulieferungen mit
Deutschland verflochten sind (vgl. Kolev und
Matthes 2013). Zudem signalisiert Abbil-
dung 3 einen méglicherweise andauernden
Ruckgang der globalen Investitionstatigkeit

g 5 3 - vor allem in den aufstrebenden Volkswirt-
& g schaften — mit entsprechenden Auswirkun-
3 gen auf die deutsche Leistungsbilanz-
situation.
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Markus Demary

Hartmut Bechtold*

Das europaische Modell der
Kapitalmarktfinanzierung ist die
Verbriefung

Die Bankkreditvergabe an die Realwirtschaft hat sich noch
immer nicht von der Krise erholt. Fiir die Ubertragung der
Geldpolitik spielen Banken in Europa eine herausragende
Rolle, denn rund 80% der Fremdfinanzierung von Unterneh-
men finden hier durch Kreditvergabe statt und nur 20% Uber
die Emission von Anleihen. Hingegen belduft sich die Finan-
zierung der US-Unternehmen Uber Anleihen mittlerweile auf
fast 90% ihrer Fremdfinanzierung (vgl. Demary et al. 2016).
Vor diesem Hintergrund hatte es die US-amerikanische Fe-
deral Reserve Bank deutlich einfacher als die Europaische
Zentralbank (EZB), mit Wertpapierk&ufen eine expansive
Geldpolitik durchzuflhren.

Geldpolitik und Bankenregulierung verzerren die
Anlagenentscheidung der Banken

Im Euroraum spielt die Bankenregulierung zum Funktionie-
ren der Geldpolitik eine wichtige Rolle. Denn es kann auf
dem Kreditmarkt zu einer Mengenbeschrankung kommen,
wenn Banken hohere regulatorische Eigenkapitalquoten er-
reichen mussen (vgl. Hyung und Rhee 2011). Den Banken
ist es frei, ob sie diese Quoten durch eine Erhéhung des
Z&hlers oder einer Reduzierung des Nenners erreichen. Fir
die Erhéhung des Zahlers kénnen die Banken entweder
Geld auf dem Kapitalmarkt aufnehmen oder Gewinne ein-
behalten. Da die Aktienkurse bei der Halfte der systemre-
levanten Banken des Euroraums bedingt durch die Finanz-
krise um mehr als 56% eingebrochen sind, lasst sich tUber
die Aktienemission nicht das benétigte Eigenkapital aufneh-
men, und die Gewinnthesaurierung wird durch das anhal-
tende Niedrigzinsumfeld erschwert. Es verbleibt nur die Re-

* Dr. Hartmut Bechtold ist Geschaéftsfihrer bei der True Sale International
GmbH, Frankfurt am Main.

** Dr. Markus Demary ist Senior Economist beim Institut der deutschen
Wirtschaft Kéin e.V.
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duzierung der risiko-gewichteten Aktiva, d.h. eine Reduzie-
rung der Kreditvergabe an Unternehmen.

Die reichlich vorhandene Zentralbankliquiditadt muss aber
angelegt werden: entweder als Einlagen bei der EZB oder
in europdische Staatsanleihen. Denn wahrend Banken flir
die Unternehmenskreditvergabe Eigenkapital in Relation
zum Ausfallrisiko einsetzen missen, sind die in Landeswéah-
rung laufenden europaischen Staatsanleihen von dieser Ri-
sikogewichtung ausgenommen. Dies erklart, warum Banken
kaum rentierende Staatsanleihen erwerben, obwohl! die Kre-
ditvergabe an Unternehmen deutlich profitabler wére. Da
Staatsanleihen und Einlagen bei der EZB nahezu perfekte
Substitute sind, ist es flir Banken das kleinere Ubel, in eine
Staatsanleihe mit niedriger Rendite zu investieren, sofern
diese Uber dem Einlagensatz der EZB von aktuell — 0,4%
rentiert.

Die Verzerrung der Anlageentscheidungen der Banken zeigt
sich deutlich in den Daten in Abbildung 1. Wéhrend die
Kreditvergabe an Unternehmen seit dem Jahr 2010 nega-
tive Wachstumsraten aufzeigt und sich erst am aktuellen
Rand wieder erholt, so weisen die Investitionen der Banken
in Staatsanleihen hdhere Wachstumsraten auf als in der
Vergangenheit. Mit einer durchschnittlichen jahrlichen
Wachstumsrate von 12,0% sind hier das Jahr 2015 und
das aktuelle Jahr 2016 besonders ausgepragt. Neben der
unterschiedlichen Behandlung von Bankkrediten und
Staatsanleihen in der Eigenkapitalunterlegung bestehen
noch weitere regulatorische Privilegierungen der Staats-
anleihen. In der Liquiditatsregulierung Uber die Liquidity
Coverage Ratio mussen flir Unternehmensanleihen ein Ab-
schlag von mindestens 15% auf den Marktwert getétigt
werden, nicht jedoch flr Staatsanleinen. Zudem gilt bei der
Kreditvergabe eine GroBkreditbeschrankung von maximal
25% des Eigenkapitals, die an einen einzelnen Schuldner
verliehen werden darf. Davon sind staatliche Schuldner al-
lerding ausgenommen.

Abb. 1

Investitionen der Banken in Staatsanleihen und Kreditvergabe an Unternehmen

Das bankbasierte Finanzsystem bendétigt eine
stiarkere Kapitalmarktorientierung

Die Européische Kommission ist sich bewusst, dass die Fi-
nanzierung verbessert werden muss. lhre Ldsungsvorschla-
ge setzen aber nicht an der Behebung der Verzerrungen
durch die Bankenregulierung an. Sie orientiert sich an der
Finanzierung der US-Unternehmen. Der Vergleich zu den
USA ist aber nicht ganz angemessen. Denn es ist aus fol-
genden Grinden zu bezweifeln, dass sich die européischen
Unternehmen stérker Uber die Anleineemission finanzieren
werden:

e Die USA hat seit dem Glass-Steagal-Act im Jahr 1932
praktisch ein Trennbankensystem. Aufgrund der fehlen-
den Universalbanken war die Finanzierung von GroBpro-
jekten in den Jahren nach dem Glass-Steagal-Act nur
Uber die Emission von Aktien oder Anleinen mit langer
Laufzeit mdglich, so dass sich entsprechende tiefe Méark-
te entwickelten. Die Verflgbarkeit von groBen Universal-
banken in Europa bot den Unternehmen stattdessen den
Zugang zu maBgeschneiderten Krediten, was fur sie vor-
teilhafter gegeniber der Aktien- oder Anleiheemission ist.

e Esfehlenin Europa, insbesondere in den groBen Landern
Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien, auch die gro-
Ben Kapitalgeber. Kapitaimérkte sind dort stark, wo gro-
Be Pensionsfonds und Stiftungen als Kapitalanleger vor-
handen sind. Dies ist in den USA der Fall, in Europa
jedoch nur in Finnland, den Niederlande und England
sowie — auBerhalb der EU — der Schweiz.

e Und auch die privaten Geldvermdgensbesitzer Europas
legen ihr Geld nur ungern in Fonds, Anleihen oder Aktien
an. Zum Beispiel liegen in Deutschland 71,2% des pri-
vaten Geldvermdgens bei Banken und Lebensversiche-
rungen.

e Fur die kleinen und mittleren Unternehmen ist die Emis-
sion von Anleihen aufgrund von Fixkosten und Mindest-
emissionsvolumina unattraktiv.

So erkennt die EU-Kommission an, dass die

Durchschnittliche jahrliche Wachstumsrate, in Prozent
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Bankfinanzierung fUr die Wirtschaft weiterhin
immens wichtig ist und — Kapitalmarktunion
hin, Kapitalmarktunion her — auch in Zukunft
bleiben wird. Entsprechend sucht man im
Rahmen des Projekts Kapitalmarktunion
nach den Institutionen und Instrumenten, die
Bankfinanzierung und Kapitalmarktfinanzie-
rung erfolgreich zusammenbringen kénnten.
Und im Kern geht es dabei darum, die Ban-
ken in ihrer Finanzierungsfunktion fur die
Wirtschaft zu belassen, ihnen es aber zu er-
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mdglichen, Risiken an die Kapitalméarkte, an
Versicherungen, Pensionskassen, Fonds,
auch Hedgefonds, weiterzugeben.
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Und dabei entdeckt die EU-Kommission alte, bislang etwas
vernachlassigte Finanzinstrumente wieder. Die Verbriefung
vorweg, aber auch die Privatplatzierung von Krediten, in
Deutschland besser als Schuldscheindarlehen bekannt, so-
wie die Vertiefung von Kooperationsformen von Banken,
Versicherungen, Pensionskassen und auch die Kreditfonds
(vgl. KOM 20153a; 2015b).

Das groBte Potenzial durfte dabei die Verbriefung aufweisen.
Dabei bildet die emittierende Bank ein Kreditportfolio, das
sie an eine insolvenzfest konstruierte Zweckgesellschaft ver-
kauft, die sich ihrerseits Uber tranchierte Anleihen refinan-
ziert. llliquide Kredite kdnnen so in liquide Wertpapiere um-
gewandelt werden. Durch die Ausplatzierung von Kreditri-
siken kann eine Bank Eigenkapital freisetzen, das sie zur
weiteren Kreditvergabe nutzen kann.

Die EU will den Verbriefungsmarkt wiederbeleben. Sie er-
kennt an, dass sich in Europa der Verbriefungsmarkt tber
die gesamte Finanzkrise hinweg bewahrte und es nie zu den
Auswlchsen und Fehlanreizen kam, die man bei den
US-amerikanischen Subprime-Verbriefungen erlebte.
Nichtsdestotrotz hat sich die Kommission das Ziel gesetzt,
in einer umfassenden Regulierung Rahmenbedingungen fur
einfache, transparente und standardisierte Verbriefungen
festzulegen, die Uber die seit Jahren bewéahrte européische
Marktpraxis hinaus den Investoren zusétzliche regulatori-
sche Sicherheit geben sollen.

Verbriefungsmaérkte benétigen eine kluge
Regulierung

Doch gut gemeint ist noch lange nicht gut gemacht. Denn
als am 30. September 2015 der zustandige EU-Kommissar
Jonathan Hill den Aktionsplan zur Starkung der Kapital-
marktfinanzierung von KMUs in Europa sowie den Entwurf
fir eine STS-Verbriefungsverordnung — Standardised,
Transparent, Simple — vorstellte, gab es in der kleinen, da-
mit befassten Fachwelt nur lange Gesichter und unglaubi-
ges Staunen.

Man konnte die Essenz der neuen Ideen nur mit den Worten
zusammenfassen: Vieles wird fUr die Verbriefungen in Euro-
pa deutlich schlechter — nichts wird besser werden. Und die
Verschlechterungen héatten dabei sogar noch die wirt-
schaftsnahen Verbriefungen Uberproportional getroffen.

Wo liegen die Probleme?

Die Definitionen und Begriffe gehen im Kommissionsentwurf
an der Praxis vorbei. Es wirde sich unter Zugrundelegung
dieser Begrifflichkeiten kaum eine europaische Transaktion
als STS-Verbriefung qualifizieren. Dies, zusammengenom-
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men mit der Tatsache, dass eine Vorabauskunft einer ver-
antwortlichen Aufsichtsbehdrde oder Dirittzertifizierung nicht
vorgesehen ist, wirde es flr Originatoren und Investoren
schwer machen, die Verordnung umzusetzen. Zumal bei
falscher Interpretation der Begrifflichkeiten eine hohe Be-
strafung, bis zu 10% des Umsatzes, angedroht wird. Auch
die in die Transaktionen eingebundenen Kanzleien werden
vor dem Hintergrund der Unbestimmtheit der Begrifflichkei-
ten nur sehr allgemeine und vorsichtige Legal Opinions ge-
ben kénnen.

Weder Rats- noch Kommissionsentwurf beinhalten zudem
synthetische Verbriefungen. Offenbar lassen sie sich alle in
der EU von einem vorurteilsgeladenen Verstandnis leiten,
was von den US-Erfahrungen gepréagt ist. Die jahrelangen
positiven europdischen Erfahrungen mit dem Instrument der
synthetischen Verbriefung zur Wirtschaftsfinanzierung wer-
den hingegen ignoriert. Synthetische Verbriefungen, die der
Absicherung realer und realwirtschaftlicher Kreditgeschafte
dienen, zeigten in Europa nie Probleme. Im Kern sind es
Garantien, meist barunterlegt, mit einem Selbstbehalt und
einer Hochstsumme versehen, also tranchiert, daher fallen
sie auch unter das Verbriefungsregelwerk. Nur US-Synthe-
ten, die rein spekulativen Charakter trugen, auf Indices etc.
referierten, verursachten 2007/2008 die Probleme im Fi-
nanzmarkt. Dies wird aber offensichtlich von Europas Ge-
setzgebern nicht gesehen. Ohne die Aufnahme syntheti-
scher Verbriefungen in ein STS-Regelwerk wird es jedoch
kaum moglich sein, groBere Effekte aus einem derartigen
Verbriefungsregelwerk fur die breitere Wirtschaftsfinanzie-
rung von Europas Banken zu ziehen.

Und auch die begleitend vorgeschlagenen Anderungen be-
zUglich der Eigenkapitalunterlegungen flr STS-Verbriefun-
genim Bankenregelwerk sind keine Verbesserung, sondern
eine drastische Verschlechterung gegenuber dem jetzigen
Status quo, wobei sich die Verschlechterung umso krasser
darstellt, je besser das zugrunde liegende verbriefte Portfo-
lio ist. Sehr gute Portfolien, mit sehr gut gerateten Senior-
tranchen, schneiden nach der Verbriefung aufgrund der vor-
gesehenen hoheren Eigenkapitalunterlegung fur Tranchen
oberhalb BBB und niedrigerer Eigenkapitalunterlegung fur
Tranchen unterhalb BBB sogar deutlich schlechter ab. lhre
Eigenkapitalunterlegung bei Investoren wandert bis um den
Faktor 3 nach oben. Und dies vor dem Hintergrund, dass
Uber die gesamte Finanzkrise nie eine derartig geratete eu-
ropéische AAA-Tranche ausgefallen ist.

Insgesamt anerkannt ist zwar, dass die historischen Ausfall-
raten bei den européischen Verbriefungen in den letzten
15 Jahren sehr niedrig waren (vgl. Dombret 2015), weshalb
die Investoren die Anlage auch schatzen, jedoch schreckt
die Regulierungsdiskussion Investoren ab. Denn es fehlt ein
Level Playing Field zu vergleichbaren Anlageformen. Sofern
Banken trotz gleicher Ausfallrisiken fur den Erwerb von
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Covered Bonds oder Staatsanleinen weniger Eigenkapital
hinterlegen mussen als fur den Erwerb eines verbrieften
Portfolios von KMU-Krediten, wird inre Nachfrage nach erst-
genannten Anleihen hdher ausfallen. Ahnliches gilt fir die
Liquiditatsvorschriften von Banken. Auch diese haben einen
nicht unerheblichen Einfluss auf die Anlageentscheidung der
Banken und damit auf die Nachfrage nach Anleihen oder
verbrieften Kreditportfolios, und auch hier schneiden Staats-
anleihen und Covered Bonds erheblich besser ab.

Sofern die Regulierung fur ausfallarme Verbriefungen — wie
in den Entwirfen vorgesehen — ein zu hohes Risikogewicht
gemessen am Ausfallrisiko vorschreiben, wird sie die Nach-
frage nach Verbriefungen einschranken. Dies behindert die
Wiederbelebung des Verbriefungsmarktes.

Kapitalmarktintegration kann iiber
Verbriefungsmairkte verbessert werden

Die Fragmentierung der europdischen Kapitalmérkte er-
schwert es der EZB, eine einheitliche Geldpolitik durchzu-
fGhren, die fUr alle Mitgliedslander angemessen ist. Die er-
forderliche geographische Diversifikation von Kreditrisiken
kann aber nur Uber die Verbriefung erreicht werden. Dies
zeigt sich aktuell bei den italienischen Banken. Deren not-
leidende Kredite, d.h. Kredite, deren Rickzahlung weitest-
gehend ungewiss ist, waren das Ergebnis einer langen Re-
zession. Waren italienische Kredite im Vorfeld verbrieft und
grenzUberschreitend platziert worden, so wére es zu einer
effizienteren Risikoteilung gekommen und die Rezession
ware nicht hauptsachlich in den Bankensektor durchge-
schlagen.

Hurden fUr eine grenzlberschreitende Risikoteilung stellt
die Fragmentierung des Insolvenzrechts dar. Denn das Ri-
siko fur den Investor liegt nicht nur im Kreditausfall selbst,
sondern auch in den Kosten der Insolvenz und der Lange
des Insolvenzprozesses. Die europaischen Lander sind hier
sehr unterschiedlich. Bei den Doing-Business-Indikatoren
der Weltbank zur Effizienz von Insolvenzregimen liegen z.B.
Finnland auf Platz 1, Deutschland auf Platz 3, Italien auf
Platz 23 und Griechenland auf Platz 54. Grund fur diese
Platzierungen sind unter anderem, dass die Recovery Rate,
die misst, wie viel Prozent des Vermdgenswertes durch den
Insolvenzprozess wiederhergestellt werden kann, in Finn-
land und in Deutschland sehr hoch sind und in ltalien und
Griechenland sehr niedrig. Die Lange des Insolvenzprozes-
ses ist in Finnland mit 0,9 Jahren sehr kurz und in Griechen-
land mit 3,5 Jahren sehr lang. Auch bei den Kosten des
Insolvenzprozesses zeigen sich gréBere nationale Unter-
schiede.

Die Kommission sieht zwar die Notwendigkeit fur harmoni-
sierte Mindeststandards der Insolvenzregime, ob diese auch

national umgesetzt werden, ist noch mit groer Unsicherheit
behaftet. Flr das Entstehen eines echten européischen Ka-
pitalmarkts ist eine Mindestharmonisierung aber essentiell
und sollte in dem Projekt der Kapitalmarktunion eine deutlich
hohere Prioritat bekommen.
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Michael Dauderstadt*

Konvergenz und Divergenz in der
Europaischen Union

Euroskeptiker, nicht zuletzt in GroBbritannien, vermuten, ih-
rem Land ginge es besser, wenn es nicht (mehr) Mitglied der
Européischen Union sei. Auch die Hoffnungen vieler armer
Beitrittslander und das Versprechen der EU-Vertrage zielen
auf einen Wohlstandszuwachs, der die Einkommen und Le-
bensverhaltnisse der &rmeren Lander dem Niveau der rei-
cheren annahert. Werden diese Erwartungen enttéuscht,
wachsen national-populistische Stimmungen und Krafte.
Aber wie sieht es mit der Konvergenz zwischen reichen und
armen Landern in der EU tatséchlich aus?

Konvergenz - ein schillerndes Konzept

Im EU-Kontext bedeutete Konvergenz lange, dass sich
wichtige dkonomische GroBen von verschiedenen Landern
annahern. Vor allem im Vorlauf der Wahrungsunion sollten
Zinsséatze, Inflationsraten, Wechselkurse, Haushaltsdefizite
und Staatsschuldenquoten konvergieren. Fur den Euro-
raum hat eine Studie der Bertelsmann Stiftung (vgl. auf dem
Brinke et al. 2016) mehr »zyklische Konvergenz« gefordert,
also eine Harmonisierung der Konjunkturzyklen. Schon frii-
her und auch heute wird unter Konvergenz die Angleichung
der Pro-Kopf-Einkommen verstanden, die oft auch als
»Kohasion« bezeichnet wird. Dabei kann man Lander ver-
gleichen, aber auch Regionen — wie die EU in ihren regel-
maBigen Kohasionsberichten — oder Haushalte und Indivi-
duen. Um diese Konvergenz, die auch im Fokus der Sorgen
und Hoffnungen der Menschen steht, geht es im vorliegen-
den Aufsatz.

Aber selbst dieser so prazisierte Konvergenzbegriff ist we-
niger eindeutig, als es auf den ersten Blick scheinen mag.
Nicht nur kann man zwischen den Einheiten (Landern, Re-
gionen, Haushalte) unterscheiden, sondern auch zwischen

* Dr. Michael Dauderstadt war Leiter der Abteilung Wirtschafts- und Sozial-
politik der Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn.
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der Art der Konvergenz und Messung der betrachteten Ein-
kommen. Die Okonomie unterscheidet zwischen Sigma-
und Beta-Konvergenz. Sigma-Konvergenz liegt vor, wenn
die Streuung der Einkommen abnimmt, Beta-Konvergenz,
wenn die &rmeren Lander rascher wachsen als die reicheren.
AuBerdem kann man die betrachteten Einkommen in einer
bestimmten Wahrung messen und vergleichen oder in ihrer
Kaufkraft. Wahlt man die Wahrung als MaBstab, so beein-
flussen Wechselkursschwankungen das Ergebnis. Gemes-
sen in Kaufkraft, fallen die Einkommensunterschiede zwi-
schen reichen und armen L&ndern geringer aus, da der glei-
che Geldbetrag in armen Landern eine hdhere Kaufkraft hat,
denn dort sind viele Dienstleistungen und auch Wohnraum
meist billiger.

Eng damit verbunden ist der wichtige Unterschied zwischen
nominaler und realer Konvergenz. Nominale Konvergenz
kann theoretisch leicht durch eine reale Aufwertung der
Wahrung des &rmeren Landes erreicht werden. Diese reale
Aufwertung kann aus einer nominalen Wechselkursanpas-
sung und/oder durch eine héhere Inflation im &rmeren Land
erfolgen. Ist eine solche Aufwertung jedoch nicht durch re-
ale Konvergenz, also durch héheren Produktivitatsanstieg
und/oder Faktoreinsatz, untermauert, so drohen Leistungs-
bilanzdefizite und alsbald eine Abwertung, die die vorher
erreichte Konvergenz wieder rickgéngig macht.

Obwohl hier vor allem die Einkommen zwischen Landern
verglichen werden, werden wir auch darauf eingehen, wie
Einkommen zwischen Regionen und Haushalten konvergie-
ren (oder divergieren). Neben den Einkommen werden auch
einige wichtige soziale Indikatoren betrachtet, da das Brut-
toinlandsprodukt (BIP) pro Kopf viele Wohlfahrtselemente
und vor allem die Verteilung innerhalb der Lander (oder Re-
gionen) ausblendet.

Ist die EU eine Konvergenzmaschine?

Die EU zeichnete sich schon lange durch groBBe Einkom-
mensunterschiede zwischen den Mitgliedstaaten aus. Grob
lassen sich drei Gruppen unterscheiden: die reichste Grup-
pe besteht aus den alten Mitgliedern von 1985 plus die drei
EFTA-Lander, die 1994 beitraten. Ihr Pro-Kopf-Einkommen
lag 1999 Uber 20 000 Euro. Die drei Stiderweiterungslander
(Beitritt 1981 bzw. 1986) hatten 1999 ein Pro-Kopf-Einkom-
men Uber 13 000 Euro und die Lander letzten Beitrittsrunden
(Osterweiterung) seit 2004 eines von unter 13 000 Euro (au-
Ber den etwas reicheren Landern Slowenien und Zypern).

Doch ist diese Momentaufnahme von 1999 Resultat und
Vorspiel von Divergenz oder Konvergenz? Dazu muss man
in der Geschichte zurlickblicken. Die Grindungs-EU (= EWG
= Europaische Wirtschaftsgemeinschaft) der sechs Grln-
dungslander war relativ homogen, wenn man vom armen
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Mezzogiorno ltaliens absieht (der nicht konvergierte!). Erst
1972 trat mit Irland ein armes Land der Europaischen Ge-
meinschaft (EG) bei. Sein Beitritt hatte zunachst kaum Aus-
wirkungen auf sein Wachstum. Im Gegenteil: 1980 betrug
das irische Pro-Kopf-Einkommen nur 59,7% des EG-Durch-
schnitts (beim Beitritt waren es noch 62,5%). Der legenda-
re Aufholprozess des »keltischen Tigers« begann erst Anfang
der 1990er Jahre und fuhrte dazu, dass Irland Anfang des
Jahrhunderts das zweitreichste Land der EU (140% des
EU-Durchschnitts) war — nach dem Ausnahmeland Luxem-
burg. In der Finanzkrise fiel es wieder etwas zurlck, erhol-
te sich aber rascher als die Stidlander.

Griechenland, Portugal und Spanien waren die néchsten
armen Lander, die der EG beitraten. Dem Beitritt Griechen-
lands 1981 in einer schwierigen weltwirtschaftlichen Phase
(Olschock) folgte eher ein Divergenzprozess: Sein
Pro-Kopf-Einkommen, das beim Beitritt etwa 50% des
EG-Durchschnitts betragen hatte, ging auf 43,4% zuriick
und Uberschritt die 50%-Marke erst Ende der 1990er wie-
der. Portugal und Spanien wiesen — bei einem glnstigeren
Beitrittsdatum 1986 — bessere Leistungen auf: Portugal
kam von ca. 30% des EG-Durchschnitts auf 50%, Spanien
von 54% auf Uber 80%. Im Zuge der Eurokrise und an-
schlieBenden Austeritatspolitik mussten die drei Lander
aber wieder deutliche EinkommenseinbuBen hinnehmen
(vgl. Tab. 1, vorletzte Zeile), die sie um Jahre im Aufholpro-
zess zurtickwarfen.

1990 wurde Ostdeutschland Teil der EU. Nach anfanglichen
Aufholerfolgen stagniert sein Pro-Kopf-Einkommen aber
trotz gigantischer Transfers bei ca. 70% des westdeutschen.
Die groéBte Herausforderung kam mit den Osterweiterungen
2004, 2007 und 2013, als 13 Uberwiegend arme Lander der
EU beitraten. Deren Entwicklung war aber im groBen Gan-
zen erfolgreich. lhre Wachstumsraten lagen meist deutlich
Uber denen der Alt-EU. Zwar erlebten sie fast alle in der Fi-
nanzkrise und groBen Rezession von 2009 ebenfalls einen

' Zu den besonderen Bedingungen und problematischen Nebenwirkun-
gen des irischen Wachstumsmodells vgl. Dauderstadt (2001).

tiefen Einbruch, im Gegensatz zu den stideuropéaischen Pro-
grammlandern konnten sie aber inren Aufholprozess alsbald
fortsetzen (vgl. Tab. 1 unterste Zeile).

In der Statistik lasst sich dieser durchwachsene Konver-
genzprozess nicht eindeutig nachweisen. Wie in Tabelle 1
(erste Datenzeile) ersichtlich, gab es keine klare Sigma-Kon-
vergenz. Zwischen 1999 und 2012 stieg die Streuung der
Pro-Kopf-Einkommen um fast 30%, wobei sie bis 2007 noch
stérker anstieg, um danach leicht abzunehmen. Ahnlich sieht
es mit dem absoluten Abstand zwischen dem hochsten
(Luxemburg) und niedrigsten (Bulgarien) Pro-Kopf-Einkom-
men aus (2. Datenzeile). Positiver zeigt sich die Entwicklung,
wenn man den Abstand als Vielfaches des niedrigsten Ein-
kommens oder das Verhéltnis der extremen Einkommen
betrachtet (3. und 4. Datenzeile). Hier ist jeweils eine deut-
liche Konvergenz sichtbar. Die Wachstumsraten fUr die Jah-
re 1999-2007 weisen sowohl fir die Stdperipherie als auch
(und noch deutlicher) fir den Osten héhere Werte als im
reichen Nordwesten aus, was fur Beta-Konvergenz spricht.
Sie zeigt sich noch auffélliger in Abbildung 1, in der die Lan-
der von oben nach unten ihrem Pro-Kopf-Einkommen 1999
nach geordnet sind (die reichsten Lander unten). Je &rmer
die Lander waren, desto hoher fiel in der Regel ihr Wachs-
tum zwischen 1999 und 2012 aus, auch wenn der Zusam-
menhang nicht vollstdndig monoton ist.

Noch klarer ist die Konvergenz bei einigen anderen Indika-
toren. So nahm die Streuung der Lebenserwartung in der
EU zwischen 2005 und 2012 deutlich ab (von 5,9 auf 4,9 Jah-
re). Im schwachsten Land nahm die Lebenserwartung in die-
sen sieben Jahren um fast vier Jahre zu (zwei Jahre im bes-
ten Land). Konvergenz war bis 2008 auch bei der Armuts-
quote und der Lohnquote zu beobachten. Die Krise fuhrte
allerdings auch hier zu einem Ruckschlag ab 2009.

Zusammenfassend kann man sagen, dass die Entwicklung
der EU Uber weite Strecken, vor allem nach 1999, von Kon-
vergenz begleitet war. Ausnahmen waren die Entwicklung
vor 1985 (Griechenland und Irland) und nach 2010 (Pro-
grammlander). Mit der Kausalitdt muss man jedoch vorsich-

Tab. 1
Konvergenz und Wachstum 1999-2012
Niveau Veranderung in %
1999 2007 2012 99-12 99-07 07-12

Standardabweichung (Euro) 8202 11 270 10 544 28,6 37,4 -6,4
Max-Min Absolut (Euro) 37 600 58 400 55100 46,5 55,3 -57
(Max-Min)/Min 8 5,8 4,6 —42,6 -27,0 -214
Max/Min 9 6,8 5,6 -37,9 -24,0 -18,3
Reicher Nordwesten (Euro/Kopf) 23 642 33325 33483 41,6 41,0 0,5
Armere Siidperipherie (Euro/Kopf) 14 900 22733 21 000 40,9 52,6 -7,6
Armes Mittel- und Osteuropa (Euro/Kopf) 9515 16 485 18 023 89,4 73,2 9,3

Quelle: Dauderstadt (2014).
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Abb. 1
Beta-Konvergenz: Nominale Wachstumsraten 1999-2012
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Quelle: Dauderstadt (2014).

tig sein. Ob es wirklich die EU-Mitgliedschaft war, die fir
diese Entwicklung verantwortlich war, ist wohl kaum klar zu
zeigen. Auf diese Frage soll zum Schluss noch eingegangen

werden.

Einkommenskonvergenz zwischen Regionen und
Haushalten

Bisher verglichen wir ganze Lander, womit

alle Einkommensunterschiede innerhalb der Abb. 2

100 120 140 160 180 %

Kopf-Einkommen (in Kaufkraftstarken) von tber 80 000 Eu-
ro gegenuber 7 200 in der rumanischen Grenzregion
Nord-Est. Das liegt daran, dass die regionalen Einkommens-
unterschiede innerhalb der Mitgliedstaaten hoch und oft zu-
nehmend sind, da sich wirtschaftliche Aktivitaten in Wachs-
tumspolen, oft in der Hauptstadt, konzentrieren. In GroBbri-
tannien etwa liegt das Verhaltnis zwischen armster (Wales)
und reichster Region mit etwa 1:5 &hnlich hoch wie zwischen
Landern in der EU insgesamt.

Fur die EU als ganze nahm die regionale Ungleichheit mit
einer zwischenzeitlichen Abnahme in der Rezession zu. Fur
die einzelnen Mitgliedstaaten war die Zunahme der regio-
nalen Ungleichheit noch viel starker. Fir die 22 Lander der
EU 28, die noch in NUTS2-Regionen unterteilt sind (alle au-
Ber den sechs Kleinstaaten Luxemburg, Malta, Zypern, Est-
land, Lettland, Litauen), stieg die Streuung (Standardabwei-
chung) durchschnittlich um 106% zwischen 2000 und 2011,
wobei die regionale Ungleichheit in den neuen Mitgliedstaa-
ten in Mittel- und Osteuropa besonders stark anstieg (beim
Spitzenreiter Rumanien um tber 300%).

Geht man auf Haushalte oder Individuen Uber, so betrachtet
man die klassische Einkommensverteilung. Innerhalb vieler
Mitgliedstaaten hat deren Ungleichheit in letzten zehn Jahren
zugenommen. FUr die EU als ganzes muss man diesen
Trend wachsender Ungleichheit innerhalb von Landern mit
dem oben beschriebenen Trend sinkender Ungleichheit zwi-
schen Landern kombinieren. Aus beiden ergibt sich flr die
EU das in Abbildung 2 erkennbare Muster, wenn man das
Verhéltnis der Einkommen des reichsten und &rmsten Flunf-
tels (S80/S20-Quote) als Indikator wahit: Die Ungleichheit
nahm bis 2009 ab, stieg 2010 kurz an, um seitdem zu stag-
nieren. In den letzten Jahren lag die S80/S20-Quote zu
Wechselkursen zwischen 9 und 10, in Kaufkraftstarken zwi-
schen 6 und 7. Eurostat selbst gibt einen wenig schwan-
kenden Wert von 5 an, der aber methodisch falsch kons-
truiert ist, da er nur die innerstaatliche Ungleichheit abbildet

‘ Entwicklung der Einkommensungleichheit in der EU

Mitgliedstaaten ausgeblendet blieben. Eine
fUr die EU seit vielen Jahrzehnten wichtige
Perspektive ist die Konvergenz zwischen Re-
gionen, meist als Kohéasion bezeichnet, die

12

1"

die EU mit regelméaBigen Berichten beobach- 10
tet (vgl. EU-Kommission 2014). Zwischen 9
den Regionen Europas sind die Unterschie- s

de noch stérker als zwischen den durch-
schnittlichen Pro-Kopf-Einkommen der Mit-
gliedstaaten. Die reichste Region (NUTS-2-
Ebene)? ist die Londoner City mit einem Pro- 5

S80/S20 Einkommensquoten

— —EU 25 KKS?
— —EU 27 KKS?

——EU 25 Euro
——EU 27 Euro
~——EU 27 Eurostat

2 NUTS (Nomenclature for Territorial Units for Statis- 2005

tics) ist die EU-Klassifikation von Regionen; NUTS 1
sind GroBregionen wie deutsche Bundeslander;
NUTS 2 kleinere Basisregionen flir regionalpolitische
MaBnahmen.
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2 Der Vergleichbarkeit wegen wurde darauf verzichtet, Kroatien zu beriicksichtigen. KKS = Kaufkraftstarken.

Quelle: Dauderstadt und Keltek (2016).
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und die zwischenstaatliche ausblendet. Konnte in der Ver-
gangenheit die zwischenstaatliche Einkommenskonvergenz
die innerstaatliche Divergenz kompensieren, so ist dies seit
2010 nicht mehr der Fall.

Integration und Konvergenz

Welchen Einfluss hat die europdische Integration auf die
Konvergenz? Empirisch ist der Befund unklar mit leichtem
Plus fur Europa — wie oben dargelegt. Im Vergleich mit an-
deren Integrationsrdumen schneidet die EU noch recht gut
ab (vgl. Dauderstadt 2014). Von einer Vertiefung der Integ-
ration ist dagegen — zumindest unter kapitalistischen Markt-
bedingungen — kaum mehr Konvergenz zu erwarten. In der
Eurozone mit ihrer hdheren Integrationsintensitat durch die
gemeinsame Wéahrung dominiert — zumindest seit 1999 — die
Divergenz (vgl. auf dem Brinke, Enderlein und Fritz-Vannah-
me 2015). Die regionale Divergenz innerhalb der Mitglied-
staaten (z.B. Mezzogiorno, Ostdeutschland) weist darauf
hin, dass selbst innerhalb der ja noch stérker »integrierten«
nationalen Volkswirtschaften die Kréafte der Divergenz Uber-
wiegen.

Die Theorie liefert auch keine eindeutige Antwort: Starkere
Integration sollte aus neoklassischer Sicht den Wohlstand
erhdhen (z.B. Ricardo) und Faktorpreisunterschiede (und
damit Einkommensunterschiede) abbauen (Heckscher-Oh-
lin, Stolper-Samuelson). Im Ricardo-Modell kdnnen aller-
dings die Produktivitdtsgewinne zwischen den Léandern sehr
ungleich verteilt werden, so dass am Ende auch das pro-
duktivere (reichere) Land sich starker verbessert (vgl. Dau-
derstadt 2014, insb. Annex). In einer Welt mit Faktormobi-
litdt und unvollstandiger Konkurrenz dominieren Agglome-
rationseffekte und steigende Skalenertrédge (Krugmann).
Multinationale Unternehmen organisieren inre globalen Pro-
duktionsnetzwerke und Wertschodpfungsketten in einer Wei-
se, die zwar Aufholprozesse ermdglicht (z.B. Osteuropa,
China) aber auch andere Regionen abhangen kann (z.B. die
SUdperipherie der EV).

Schaut man sich die Treiber von Konvergenzprozessen an,
S0 zeigt sich, dass aufholendes Wachstum immer eine Mi-
schung aus nominaler Konvergenz (Aufwertung und/oder
relativ hdhere Inflation) und realer Konvergenz (starkerer Pro-
duktivitdtsanstieg und/oder Faktoreinsatz) ist. Je weiter ein
weniger entwickeltes Land von der Produktivitétsgrenze (ge-
geben durch die USA oder Westeuropa) entfernt ist, desto
hoéher ist sein Wachstumspotenzial, das auslandisches Ka-
pital anziehen kann und sollte. Damit kann die Arbeitspro-
duktivitdt und Beschéftigung rasch zunehmen. Damit auch
die Einkommen in Sektoren mit schwachem Produktivitats-
fortschritt (z.B. persdnliche Dienstleistungen) an diesem
Wachstum teilhaben, missen deren Output-Preise steigen
(Balassa-Samuelson-Effekt). Die EU erleichtert einerseits die

Faktormobilitat, bremst aber eine solche nominale Konver-
genz mit ihren Maastricht-Kriterien. AuBerdem hat sie es
versdumt, UberschieBende Kapitalzufllisse rechtzeitig zu
kontrollieren, was dann zur Schulden- und Eurokrise und
anschlieBender Divergenz geflhrt hat.
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Heinz-Jurgen Axt*

EU-Struktur- und Kohdasionspolitik:
Hilfreich oder nutzlos?!

Seit Jahrzehnten stellt die Europaische Union peripheren
Regionen und Mitgliedstaaten erhebliche Finanzmittel im
Rahmen der Strukturpolitik zur Verfigung. In der Finanz-
periode 2014-2020 sind das 450,763 Mrd. Euro (in Preisen
von 2011). Von den 155 Mrd. Euro des EU-Haushalts 2016
entfallen auf strukturpolitische Ausgaben 69,841 Mrd. Euro.
Und dennoch sind insbesondere die Staaten SUdeuropas
nicht in ausreichendem MaBe wettbewerbsfahig geworden,
wie uns die Schuldenkrise drastisch vor Augen gefihrt hat.
Wenn es um die Wettbewerbsfahigkeit geht,

stellen sich zwei Fragen: Erstens, warum ge-

lingt es der Strukturpolitik trotz erheblichen AbDb. 1

fordert Mitgliedstaaten mit einem Pro-Kopf-Einkommen
von weniger als 90% des EU-Durchschnitts in den Berei-
chen Verkehrswege und Umwelt.

Die regionalpolitische Herausforderung

Das vertraglich festgehaltene allgemeine Ziel der Struktur-
politik setzt auf den Regionalausgleich. Es heiBt in Art. 174
des Vertrags Uber die Arbeitsweise der EU (AEUV): »Die
Union entwickelt und verfolgt weiterhin ihre Politik zur Star-
kung ihres wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusam-
menhalts, um eine harmonische Entwicklung der Union als
Ganzes zu fordern. Die Union setzt sich insbesondere zum
Ziel, die Unterschiede im Entwicklungsstand der verschie-
denen Regionen und den Rickstand der am starksten be-
nachteiligten Gebiete zu verringern.« Abbildung 1 verdeut-
licht die verschiedenen Forderregionen der Regionalpolitik:
52% der verflgbaren Mittel entfallen auf Regionen, die ein
Pro-Kopf-Einkommen von weniger als 75% des EU-Durch-
schnitts aufweisen, 10% der Mittel erhalten die Ubergangs-
regionen mit einem Pro-Kopf-Einkommen von 75-90% des
EU-Durchschnitts und immerhin 15% die starker entwickel-
ten Regionen.

Am Beispiel Griechenlands lassen sich die Effekte der
EU-Strukturpolitik aufzeigen. Das Land hat seit seinem Beitritt

| Forderregionen der EU-Strukturpolitik

Mitteileinsatzes nur in geringem MaBe

Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu fér-
dern? Und zweitens, was kdnnten die Alter-
nativen zur derzeit betriebenen Politik sein?

- <75 (weniger entwickelte Regionen)
l:l 75 -90 (Ubergangsregionen) - —
l:l »=90 (starker entwickelte Regionen)
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Die Strukturpolitik gehdrt zu den ausgaben-
intensivsten Politiken der EU. Zwar gab es
bei Grindung der Européischen Wirt- / =)
schaftsgemeinschaft 1957 schon den Eu-
ropéischen Sozialfonds (ESF), aber der ei-
gentliche Beginn der Strukturpolitik wird auf
1975 datiert, als der Européische Fonds flir
regionale Entwicklung (EFRE) gegrindet
wurde. Damals musste sich diese Politik mit
8,2% der gesamten EU-Haushaltsmittel be-
scheiden, heute sind es knapp 46%. Keine
andere EU-Politik weist eine vergleichbare
Steigerung bei den verfUgbaren Finanzmit-
teln auf. Der EFRE unterstlitzt dabei Re-
gionen mit Entwicklungsrtckstand und
Strukturproblemen. Der Kohasionsfonds

* Prof. em. Dr. Heinz-Jirgen Axt, Universitat Duis-
burg-Essen und Gastprofessor an der Universitat des
Saarlandes.

' Kurzfassung des Vortrags auf der Tagung »Okonomi-
sche Konvergenz und Divergenz in Europa« der Aka-
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Zur Diskussion gestellt

Abb. 2
Forderprogramme der EU-Strukturpolitik in Griechenland
2007-2013
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zur EU im Jahr 1981 bis 2008 immerhin 133,5 Mrd. Euro
netto durch die EU-Struktur- und Agrarpolitik erhalten. Die
EU hat Griechenland in der Férderperiode 2007-2013 ins-
gesamt 20,4 Mrd. Euro an Strukturmitteln zur Verfligung ge-
stellt. Das hat allerdings nicht verhindern kénnen, dass Grie-
chenlands Wettbewerbsfahigkeit stetig abgenommen hat
(vgl. ausflhrlich Axt 2013). Die realen effektiven Wechselkur-
se erreichten 2000 einen Wert von 81,32 und verschlechter-
ten sich 2008, ein Jahr vor Ausbruch der Schuldenkrise, auf
101,39 (vgl. Eurostat 2016a). Die strukturpolitische Férde-
rung erfolgt flachendeckend, wie Abbildung 2 an einigen Bei-
spielen aufzeigt. Von den 13 griechischen Regionen erhalten
funf eine Forderung als »weniger entwickelte Regionen,
sechs Regionen werden als »Ubergangsregionen« begiins-
tigt, und zwei »entwickelte« Regionen genieBen ebenfalls ei-
ne Forderung. Gut 45% der Forderung entfallen auf weniger
entwickelte Regionen. Die Erfolge sind indes bescheiden:
Von den 13 Regionen konnten — gemessen am Durchschnitt
des Pro-Kopf-Einkommens der EU — von 2000-2011 nur
zwei ihren Wohlstand mehren, alle Ubrigen Regionen muss-
ten EinbuBen hinnehmen (vgl. Eurostat 2016b).

Dass der erhebliche Mitteleinsatz die 6konomische und fi-
nanzpolitische Lage des Landes nicht nachhaltig verbessert
hat, liegt sicher in erheblichem MaBe an der im Land weit
verbreiteten Praxis von Korruption und Klientelismus.? Aber
auch die européische Strukturpolitik muss sich kritischen
Fragen stellen: Hat die bisherige stark auf den Regionalaus-
gleich setzende Strukturpolitik in ausreichendem MaBe die
Wettbewerbsfahigkeit geférdert, so dass auch struktur-
schwache Volkswirtschaften an den Vorteilen des Binnen-
marktes partizipieren kénnen? Welche Wachstumseffekte
hat die EU-Strukturpolitik bewirkt?

2 Transparency International platzierte Griechenland 2015 beim Kor-
ruptions-Perzeptions-Index auf Platz 58 von 167 Staaten (Transparency

International 2015).

Wissenschaftler des Mannheimer Zentrums fur Européische
Wirtschaftsforschung (ZEW) haben die Wirkung der
EU-Strukturpolitik am Beispiel von 3 600 Projekten unter-
sucht und sind dabei zu einem erntichternden Ergebnis ge-
kommen: Lediglich bei 37% aller untersuchten Projekte
konnten Wachstumseffekte ausgemacht werden.® »With re-
spect to the share of growth-enhancing spending, we find
that the share of spending without growth effects amounts
to up to 63% under the pessimistic scenario.« (Zentrum flr
Européische Wirtschaftsforschung 2012, S. 5) Die Wachs-
tumseffekte wurden bei den einzelnen Projekten jeweils da-
nach bewertet, welcher Férderzweck verfolgt wird. So kam
man zu der Einschatzung, dass folgende Projekttypen kei-
nen Wachstumseffekt aufweisen: Tourismus und Kultur, ur-
bane Entwicklung, Administration der Strukturfonds, Unter-
nehmensberatung, Verwaltung, soziale Inklusion und terri-
toriale Entwicklungsstrategien. Zumeist moderate Effekte
wurden Projekten im Bereich des Gesundheitswesens, der
Umwelt und der Energie zugesprochen. Lediglich bei den
Bereichen Ausbildung, Transport, Forschung und Entwick-
lung, Rechtsstaatlichkeit und Kriminalpravention sowie
Kommunikation wurden (zumeist) groBere Wachstumswir-
kungen attestiert. Betrachtet man die von der EU gef6rder-
ten Projekte in Griechenland (vgl. Abb. 2), Uberrascht es
nicht, dass in vielen Fallen allenfalls geringe Wachstumsef-
fekte aufgetreten sind.

Was konnen die Alternativen sein?

Dass in der EU-Strukturpolitik ein »GieBkannenprinzip« zur
Anwendung kommt, weil sich die Férderung nicht auf die
primar Bedurftigen konzentriert, hat der Verfasser bereits
1997 kritisiert (vgl. Axt 1997, S. 893). Diese Kritik ist aktuell
durch folgendes Argument erganzt worden: Wenn die EU
nicht flachendeckend alle EU-Staaten strukturpolitisch for-
dern, sondern sich auf die Staaten konzentrieren wiirde,
die am wenigsten entwickelt sind und die gréBten Wettbe-
werbsnachteile haben, kdnnte dies auch den EU-Haushalt
erheblich entlasten. Bezogen auf den aktuellen Jahreshaus-
halt kommmen britische Wissenschaftler zu folgendem Er-
gebnis: »Focusing the EU’s structural funds on less wealthy
member states and stopping the recycling exercise where-
by richer member states subsidise each other’s regional
development policies would save just over € 20 bn.« (Open
Europe 2012, S. 3)

Dass die EU-Strukturpolitik nur bescheidene Erfolge in der
Wachstumsférderung erzielt, ist darauf zurlickzufuhren,
dass bislang der Anspruch maBgeblich war, regionale Dispa-
ritdten in und zwischen den EU-Mitgliedstaaten auszuglei-

¢ Einbezogen wurden Projekte und Regionen in folgenden EU-Staaten:
Frankreich, Deutschland, Italien, Malta, Portugal, Slowakei, Spanien und
GroBbritannien. Projekte in Griechenland wurden nicht erfasst. Aufgrund
der methodischen Anlage der Untersuchung kann man aber die Ergeb-
nisse durchaus auch auf Griechenland Ubertragen.
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chen. Dass aber die Férderung von Wachstum und Wett-
bewerbsfahigkeit als die zentrale Herausforderung gelten
muss, hat mittlerweile auch der Europaische Rat eingestan-
den. Am 21. Juli 2011 hat er betont: »We welcome the
Commission’s decision to create a Task Force which will
work with the Greek authorities to target the structural funds
on competitiveness and growth, job creation and training.«
(Council of the European Union 2011)

Wie kénnen Alternativen zur regionenzentrierten Férderung
aussehen? Zwei Kernelemente bieten sich an: Erstens
musste sich die EU vom ehrgeizigen Ziel des Regionalaus-
gleichs verabschieden und die Férderung am Kriterium des
nationalen und nicht des regionalen Wohlstands ausrichten
(vgl. Axt 2005). Das kéme einer staatenzentrierten Férderung
gleich, was Lander wie Griechenland begUnstigen wirde,
nicht aber wettbewerbsfahige Lander wie beispielsweise
Deutschland. Die entwickelten EU-Staaten wirden von Zah-
lungen an die EU entlastet und der verwaltungsmaBige Auf-
wand in Brlssel wirde reduziert. Wenn die entwickelten
Staaten die Férderung ihrer schwachen Regionen fUr not-
wendig halten, kénnen sie das mit den bei den Uberweisun-
gen an die EU eingesparten Finanzmitteln tun. Zweitens
musste statt einer weitgehend flachendeckenden Férderung
eine Konzentration auf Wachstumskerne erfolgen. Wachs-
tumscluster kdnnen in positiver Weise auf die Region aus-
strahlen. Die Erfahrungen, die man mit der Wirtschaftsfor-
derung Ostdeutschlands gemacht hat, kénnen genutzt wer-
den. Hier hat der »Gesprachskreis Ost« unter Leitung des
friheren Hamburger Burgermeisters Klaus von Dohnanyi
unter anderem gefordert, von der flachendeckenden Forde-
rung zur Schwerpunktsetzung Uberzugehen: »Unerlasslich
ist weiterhin eine deutliche Konzentration der Wirtschafts-
férderung und Infrastruktur auf regionale Schwerpunkte
(Wachstumskerne, Cluster).« (Dohnanyi und Most 0.J.)

Wie sieht es aber mit den Chancen einer durchgreifenden
Reform der EU-Strukturpolitik aus? Dass die EU von der
Fokussierung auf den Regionalausgleich abgeht, ist wenig
wahrscheinlich: Erstens schreibt der bereits zitierte Art. 174
AEUV die regionenzentrierte Forderung vor. Zweitens setzen
sich alle bislang begtinstigten Regionen fur den Erhalt der
regionenzentrierten EU-Fbérderung ein. Drittens ist das Prin-
zip einer Konzentration der Férderung auf bedirftige Staaten
bislang nur von einer Minderheit der EU-Staaten beflrwor-
tet worden.* Viertens pladieren auch relativ wohlhabende
Nettozahlerstaaten wie Deutschland fur den Regionalaus-
gleich, weil ihnen dieser Ansatz wenigstens einen gewissen
Ruckfluss aus dem EU-Haushalt sichert. Flinftens haben die
BefUrworter des Regionalausgleichs immer auf den ver-
meintlich positiven politischen Effekt verwiesen, dass bei
einer flachendeckenden Forderung eher européisches Be-

4 Als es um die Beschlussfassung zur Finanzperiode 2007 bis 2013 ging,
machten sich lediglich GroBbritannien, Schweden und die Niederlande
fur ein Abgehen vom Ziel des Regionalausgleichs stark.
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wusstsein geférdert werde. Aber selbst in einem so stark
von der Strukturpolitik beglinstigten Staat wie Griechenland
wachst der Euroskeptizismus. 2016 gaben 27% der in Grie-
chenland Befragten an, eine positive Haltung gegentber der
EU zu haben. 2012 waren es noch 37% (vgl. Pew Research
Center 2016).
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als die Gesamtbevolkerung?
Ergebnisse des ifo Bildungsbarometers 2016 .

Ludger WéBmann, Philipp Lergetporer, Franziska Kugler und Katharina Werner*

Lehrkriafte sind ein zentraler Bestimmungsfaktor der Qualitéit eines Schulsystems. Sie sind Hauptak-
teure und Experten der Schulbildung. Gleichzeitig haben sie natiirlich auch eigene Interessen,
wenn es um die Gestaltung des Bildungssystems geht. Denken Lehrkrafte anders iiber Fragen der
Bildungspolitik als die Gesamtbevdolkerung? Das letztjdhrige ifo Bildungsbarometer hat gezeigt,
dass sich die bildungspolitischen Meinungen von Eltern liberraschend wenig von denen der sons-
tigen Bevolkerung unterscheiden. Ganz im Gegenteil dazu zeigt die diesjahrige Befragung, dass
Lehrkrédfte zum Teil grundlegend andere Ansichten haben. Im Gegensatz zur Gesamtbevélkerung
beflirworten Lehrkrafte mehrheitlich hohere Lehrergehélter und die Verbeamtung von Lehrerinnen,
lehnen aber mehrheitlich ein Ganztagsschulsystem, den Unterricht von Kindern mit Lernschwa-
chen in Regelschulen, den Einsatz von Quereinsteigern im Lehrerberuf und Gehaltszuschlage fiir
gute Lernfortschritte oder in Fiaichern mit Lehrermangel ab. Lehrkrédfte geben den Schulen in ganz
Deutschland schlechtere Noten als die Gesamtbevdlkerung, den Schulen vor Ort hingegen besse-
re. Es gibt aber auch Ubereinstimmungen, etwa bei der mehrheitlichen Zustimmung zu Aufnahme-
prifungen beim Zugang zum Lehramtsstudium, zu deutschlandweit einheitlichen Vergleichstests,
zur freien Gestaltung des Unterrichts, zur Autonomie von Schulleitungen bei der Einstellung von
Lehrkréaften, zur Aufteilung auf weiterfilhrende Schularten erst nach der sechsten Klasse und bei
bildungspolitischen Fragen auBerhalb des Schulsystems. Auch gibt es in beiden Gruppen groBe
Zustimmung fiir eine Fortbildungspflicht fiir Lehrkréafte, wobei die Gesamtbevodlkerung Fortbildun-
gen auBerhalb der Unterrichtszeit bevorzugt, Lehrkrafte hingegen wahrend der Unterrichtszeit.

Was denken die Deutschen Uber die Bil-
dungspolitik? Dieser Frage geht das ifo
Bildungsbarometer in diesem Jahr zum
dritten Mal nach, indem es eine reprasen-
tative Stichprobe der deutschen erwach-
senen Bevdlkerung zu verschiedenen bil-
dungspolitischen Themen befragt. Ne-
ben der Meinung der Gesamtbevolke-
rung liegt unser diesjahriger Fokus be-
sonders auf der Frage, ob und wie sich
diese von der Meinung der Lehrerinnen
unterscheidet.

Auch wenn ihr Anteil an der Gesamtbe-
vOlkerung nur etwa 1% ausmacht, spie-
len die Lehrkréfte in der Bildungspolitik
eine ganz besondere Rolle. Einerseits

* Der Artikel ist im Rahmen des im ifo Zentrum flr
Bildungstkonomik bearbeiteten Projekts »Die
politische Okonomie der Bildungspolitik: Erkennt-
nisse aus einer Meinungsumfrage« entstanden.
Wir danken der Leibniz-Gemeinschaft fir die
finanzielle Unterstitzung im Leibniz-Wettbewerb
(SAW-2014-ifo-2), Guido Schwerdt fur die Unter-
stlitzung von Antrag und Projekt, den Mitgliedern
des Wissenschaftlichen Beirats des Projekts —
Marius Busemeyer, Olaf Kdller, Kerstin Martens,
Beatrice Rammstedt und Stefan Wolter —, Natalja
Menold und den Kolleginnen im ifo Zentrum fur
Bildungsokonomik fur Anmerkungen zum Frage-
bogen sowie Sabine Geiss von TNS Infratest fur
die hervorragende Zusammenarbeit bei der
Durchfihrung der Meinungsumfrage.
' Datenquelle: Forschungsdatenzentrum der statis-
tischen Amter des Bundes und der Lander, Mikro-
zensus 2013, Berechnungen des ifo Instituts.

sind sie Hauptakteure der Schulbildung
und damit Expertlnnen in Fragen der Bil-
dung. Umfangreiche Forschung belegt
ihre groBe Bedeutung fur gute Schler-
leistungen und damit fur ein leistungsfa-
higes Schulsystem (vgl. z.B. Jackson,
Rockoff und Staiger 2014). Andererseits
haben Lehrkrafte bei Fragen der Schul-
politik — wie jede andere Berufsgruppe
auch, wenn es um ihre eigene Situation
geht —ein besonderes Interesse, eine vor-
teilhafte Situation flr ihren eigenen Be-
rufsstand zu schaffen (vgl. z.B. Peterson,
Henderson und West 2014).

Unsere Befragung mdchte beantworten,
ob zwischen Lehrkréften und der gesam-
ten Bevolkerung Unterschiede in den bil-
dungspolitischen Ansichten bestehen.
Was sie nicht beantworten kann, ist, ob
solche Unterschiede vom Expertenwis-
sen der Lehrkréafte, von inren spezifischen
Interessen oder von einer anderen Ursa-
che herrthren. Ganz generell ist das Er-
kenntnisinteresse des ifo Bildungsbaro-
meters kein normatives — also, wie die
Bildungspolitik bestmdglich gestaltet
werden sollte —, sondern ein positives —
namlich, wie die Meinung der Bevolke-
rung zur Bildungspolitik ist. Aber gerade
in dieser Hinsicht sind die Erkenntnisse
Uber Unterschiede zwischen Lehrkraften
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20 Forschungsergebnisse

Kasten 1
|Methodik der Befragung

Die Befragung fur das dritte ifo Bildungsbarometer wurde vom 29. April bis 2. Juni 2016 durch TNS Infratest Sozialforschung unter
insgesamt 4 015 Personen durchgefuhrt. Darunter wurden 3 302 Personen als reprasentative Stichprobe der Bevoélkerung in Deutsch-
land ab 18 Jahren befragt. Die Ziehung der Stichprobe erfolgte in zwei Teilen: Der Teil der Bevolkerung, der das Internet nutzt (81%),
wurde mit Hilfe eines Online-Fragebogens in einem Online-Panel befragt. Der Teil der Bevolkerung, der das Internet weder beruflich
noch privat nutzt (19%), wurde im Rahmen einer personlichen Befragung in der Wohnung der Befragten gebeten, den Fragebogen auf
einem zur Verflgung gestellten Gerét elektronisch — auf Wunsch mit Unterstitzung des Interviewers — auszuftillen.

Um eine Darstellung der Meinungen von aktiven Lehrkréften an allgemeinbildenden Schulen (also allen Schulen von Grundschule bis
Gymnasium) zu erméglichen, wurden Uber die Grundstichprobe hinaus zusétzlich 713 Lehrkrafte befragt. Da der Anteil von Lehrkréaften
in der deutschen Bevolkerung nur etwa 1% betragt, war die Ziehung einer ausreichenden Stichprobe von Lehrkraften eine gro3e Her-
ausforderung. Um die entsprechenden Beobachtungszahlen zu erreichen, wurden von TNS Infratest Sozialforschung zwei Methoden
jeweils im Rahmen von Online-Befragungen verwendet. Erstens wurden gezielt Personen kontaktiert, die im Online-Panel als Lehrkréaf-
te ausgewiesen sind (191 Lehrpersonen). Zweitens wurde eine von der Grundstichprobe unabhangige Bevolkerungsstichprobe gezo-
gen, in der vorab durch Fragen zur beruflichen Situation verifiziert wurde, dass es sich bei der befragten Person um eine Lehrkraft an
einer allgemeinbildenden Schule handelt (522 Lehrpersonen).

Die Grundstichprobe enthalt ebenfalls 39 Lehrkrafte an allgemeinbildenden Schulen, um deren Anteil in der Gesamtbevolkerung zu
bertcksichtigen und somit ein représentatives Meinungsbild der deutschen Gesamtbevdlkerung darzustellen. Aufgrund ihres geringen
Anteils hat die Einbeziehung der Lehrkréafte in der Grundstichprobe keine bedeutende Auswirkung auf die dargestellten Meinungen der
Gesamtbevolkerung.

Um die Repréasentativitat der Ergebnisse fur die deutsche Bevolkerung bzw. flr die Lehrkrafte an allgemeinbildenden Schulen sicher-
zustellen, wurden die Beobachtungen entsprechend gewichtet. In der Grundstichprobe erfolgte die Gewichtung anhand der amtlichen
Statistik nach Alter, Geschlecht, Bundesland, Schulabschluss, GemeindegroBenklasse und Befragungsart (online oder offline). In der
Lehrerstichprobe erfolgte die Gewichtung nach Schulart, Alter, Geschlecht und Bundesland.

Eine methodische Besonderheit der Befragung besteht darin, dass die Befragten bei einigen Fragen per Zufall auf zwei bis vier unter-
schiedliche Teilgruppen aufgeteilt wurden. Diese Teilgruppen erhielten die Frage dann jeweils in einer anderen Version, z.B. mit und
ohne Bereitstellung von Informationen Uber tats&chliche Ausgabenniveaus wie in Abbildung 7.

Wie sicher von einer reprasentativen Umfrage auf die Gesamtbevolkerung geschlossen werden kann, lasst sich anhand von statisti-
schen Wahrscheinlichkeiten angeben. Da der Stichprobenumfang in der vorliegenden Studie vergleichsweise grof ist, liegt der Fehler-
bereich flr Fragen, die der Grundstichprobe von 3 302 Befragten gestellt wurden, nur zwischen 1 und 1,7 Prozentpunkten. Das heiBt,
wenn z.B. 50% der Befragten einer Frage zustimmen, liegt der wahre Wert der Zustimmung in der Gesamtbevolkerung mit 95%iger
Wahrscheinlichkeit zwischen 48,3% und 51,7%. Bei der Betrachtung von Teilgruppen mit geringeren Fallzahlen ist der Fehlerbereich
etwas groBer — beispielsweise 2—-3 Prozentpunkte bei Fragen, die von einer zufalligen Teilgruppe von gut 1 100 Befragten beantwortet
werden. Bei der Lehrerstichprobe liegt der Fehlerbereich in einer GréBenordnung von 2—4 Prozentpunkten.

Personen, die zu einer Frage keine Angabe machen, werden in der vorliegenden Auswertung nicht bertcksichtigt. Der Anteil der Per-
sonen ohne Angabe ist bei allen Meinungsfragen des ifo Bildungsbarometers sehr klein. Im Durchschnitt liegt er bei etwa 1%, und bei
keiner einzigen Frage Ubersteigt er 2,5%.

Um die Ergebnisse Ubersichtlich zu prasentieren, sind in den Abbildungen bei Zustimmungsfragen die Antwortkategorien in der Rei-
henfolge »sehr daflir«, »eher dafiir«, »weder daflir noch dagegen«, »eher dagegen« und »sehr dagegen« aufgefihrt. Die neutrale Kate-
gorie »weder daftir noch dagegen« wurde im Fragebogen jedoch als letzte Antwortmaéglichkeit der Liste présentiert (vgl. Kasten 2 »Ef-
fekte des Fragedesigns« flr eine Analyse der Effekte der Positionierung der neutralen Kategorie auf das Antwortverhalten).

Im vorliegenden Text und in den Abbildungen werden Prozentwerte berichtet, die auf den jeweils ndchsten Prozentpunkt gerundet sind.
Aufgrund der Rundungen kann die Summe der berichteten Prozentanteile von 100 abweichen. Ebenso kann die tatséchliche Summe
mehrerer Anteile leicht von der Summe der berichteten gerundeten Werte abweichen.

und der Gesamtbevolkerung von besonderem Interesse.
Aufgrund der besonderen Rolle der Lehrerschaft in bil-
dungspolitischen Entscheidungsprozessen haben die Er-
gebnisse eine hohe Relevanz, um die politische Okonomie
der Bildungspolitik zu verstehen: also warum die Bildungs-
politik so ist, wie sie ist.

Nach einer kurzen Beschreibung der Meinungsumfrage ver-
gleichen wir im Folgenden die bildungspolitischen Meinun-
gen von Lehrkréften und Gesamtbevolkerung in den Berei-
chen Verbeamtung, Gehaltsfragen und Aus- und Fortbildung
von Lehrkréften; Vergleichstests, Autonomie und Ausgaben
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fUr und Bewertung von Schulen; Fragen der Bildung jenseits
der Schulzeit in den Bereichen Ausbildung, Studium und
Weiterbildung; sowie Einschatzungen der Chancengleich-
heit im deutschen Bildungssystem und mdoglicher Reform-
maBnahmen, um diese zu erhéhen.

Das ifo Bildungsbarometer 2016
Das ifo Bildungsbarometer ist eine reprasentative Meinungs-

umfrage der erwachsenen Bevdlkerung in Deutschland zu
wichtigen bildungspolitischen Themen. Das Bildungsbaro-
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Abb. 1
Sollten Lehrkrifte verbeamtet sein?

GroRe Mehrheit der Lehrkréfte fur Beamtung, Bevolkerung eher kritisch

schen Bevolkerung zur jeweiligen Frage
auswirkt. Neben dem wissenschaftlichen

Bevolkerung

sehr dafir

9%

sehr dagegen

25%

eher dagegen
16%

weder dafiir noch,
dageger
8%

eher dagegen

o (
25 weder dafiir noch

dagegen
17%

Frage (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Im GrofBteil der Bundeslander sind die meisten Lehrerinnen und Lehrer zurzeit Beamte, wahrend
in anderen Bundeslandern die meisten Lehrerinnen und Lehrer Angestellte sind. Sind Sie daftir

oder dagegen, dass Lehrerinnen und Lehrer verbeamtet werden?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

meter wurde bereits in den Jahren 2014 und 2015 erhoben
(vgl. Wo6Bmann et al. 2014; 2015).2 Der vorliegende Beitrag
prasentiert die Ergebnisse des dritten ifo Bildungsbarome-
ters, das von Ende April bis Anfang Juni 2016 mehr als
4 000 Personen befragt hat. Die Stichprobe ist reprasenta-
tiv fUr die Bevolkerung in Deutschland ab 18 Jahren (vgl.
Kasten 1 fur methodische Details). Wie die vorherigen Be-
fragungen zeichnet auch das ifo Bildungsbarometer 2016
ein breites bildungspolitisches Meinungsbild, indem es so-
wohl Themen aus den Vorjahren als auch wichtige neue
Themenbereiche aufgreift.

Das ifo Bildungsbarometer ist Teil eines Forschungsprojek-
tes zur politischen Okonomie der Bildungspolitik. Das Pro-
jekt geht der Frage nach, inwieweit die Diskrepanz zwischen
politischem Bewusstsein und tatsachlichem Handeln im Bil-
dungsbereich auf das Zusammenspiel politischer Kréafte mit
offentlichen Meinungen zurtickzufUhren ist.

In diesem Zusammenhang untersucht das ifo Bildungsba-
rometer auch, was die 6ffentliche Meinung zur Bildungspo-
litik beeinflusst. Dazu weist es an einigen Stellen die me-
thodische Besonderheit von sogenannten »Survey-Experi-
menten« auf: Bei einigen Fragen stellen wir jeweils einem
zuféllig ausgewahlten Teil der Befragten bestimmte Infor-
mationen zur Verfligung, bevor sie dieselbe Frage beant-
worten wie der andere Teil der Befragten, der diese Infor-
mationen nicht erhalten hat. Aufgrund der zufalligen Auftei-
lung lassen sich so Aussagen darlber machen, wie sich
die bereitgestellte Information auf die Meinung der deut-

2 Die Ergebnisse aller ifo Bildungsbarometer finden Sie unter www.ifo.de/
ifo-bildungsbarometer. Das Projekt beinhaltet auch eine Kooperation mit
der Meinungsbefragung des Program of Education Policy and Governan-
ce (PEPG) der Harvard University in den USA (vgl. Henderson et al. 2015)
sowie der Universitat Bern in der Schweiz.

Lehrkrafte

Erkenntnisgewinn kdnnen diese Experimen-
te auch der Politik helfen, indem sie aufzei-
gen, welche Informationen der Wahlerschaft
moglicherweise bereitgestellt werden miss-
ten, um die 6ffentliche Akzeptanz von Bil-
dungsreformen zu erhdhen.

sehr dafiir

36%
In diesem Jahr bestand ein besonderes In-

teresse an zwei Forschungsgegenstanden.
Erstens vergleichen wir die bildungspoliti-
schen Meinungen von Lehrkraften mit jenen
der deutschen Gesamtbevoélkerung. Dazu
hat das ifo Bildungsbarometer 2016 die
Gruppe der aktiven Lehrkrafte an allge-
meinbildenden Schulen in der Befragung so
erhodht, dass auch fur diese Gruppe genaue
Aussagen moglich sind. Dieses Vorhaben
stellte eine groBe Herausforderung fur die
Befragungsstichprobe dar, weil die Lehr-
krafte nur etwa 1% der Gesamtbevolkerung Deutschlands
ausmachen. Gleichzeitig ist eine relativ groBe Fallzahl n6-
tig, um belastbare Aussagen fur diese Berufsgruppe treffen
zu kénnen. Schlussendlich konnten in diesem Jahr zusétz-
lich zur Grundstichprobe 713 Lehrkrafte befragt werden
(vgl. Kasten 1 fur Details zur Stichprobenziehung). Im Fol-
genden berichten wir die Ergebnisse fur die Gesamtbevol-
kerung und fur die Lehrkrafte getrennt, um Gemeinsam-
keiten und Unterschiede zwischen den beiden Gruppen
aufzuzeigen.

Zweitens setzt das ifo Bildungsbarometer 2016 einen in-
haltlichen Schwerpunkt auf die Meinung der deutschen Be-
volkerung in Bezug auf BildungsmaBnahmen zur Integration
von Fluchtlingen. Dazu widmete sich ein eigener Fragen-
block am Ende der Umfrage dem Thema Flichtlinge. Da
eine Darstellung dieser Ergebnisse den Rahmen des vor-
liegenden Beitrags sprengen wurde, werden sie in einem
separaten Beitrag ausfuhrlich berichtet (vgl. WBmann et
al. 2016).

Lehrkrafte

Wir beginnen den Vergleich der bildungspolitischen Meinun-
gen von Lehrkraften und Gesamtbevolkerung mit einigen
Fragen aus dem Themengebiet der Lehrkrafte: Fragen zu
Verbeamtung und Lehrergehaltern sowie zur Aus- und Fort-
bildung von Lehrerinnen.

Verbeamtung und Gehélter

Ein haufig diskutiertes Thema bei der Beschaftigung von
Lehrkraften ist die Frage, ob Lehrerlnnen verbeamtet wer-
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Abb. 2
Sollten Lehrergehélter steigen?

Information Uiber derzeitiges Gehalt senkt Zustimmung zu héheren Lehrergehéltern in

der Bevolkerung

Zustimmung zu hdheren Lehrergehaltern
9 Prozentpunkte niedriger. Die Einschétzung
der Lehrkréfte verandert sich aufgrund dieser

Bevolkerung

Information hingegen nicht in signifikanter
Weise.

Eine Alternative zu einer generellen Erhdhung

mit Information tiber
Gehélter

61

7 H der Gehaélter aller Lehrkrafte ist die Einflh-

Lehrkrafte

mit Information tiber

rung von Zuschlagen fir bestimmte Lehre-
rinnen. Ein Vorschlag besteht darin, Gehalts-
zuschlage fur Lehrkrafte einzufhren, deren
Schulerlnnen gute Lernfortschritte machen.
Die Gesamtbevolkerung ist bei dieser Frage
unentschieden: 44% unterstitzen diese

0% 25% 50% 75%

M stark steigen M steigen [Jin etwa unverandert bleiben sinken

Jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellte Frage:

100% Maglichkeit, 42% lehnen sie ab (vgl. Abb. 3).
Die Meinung der Lehrkréafte fallt deutlich ne-
gativer aus: Nur 23% sprechen sich fur die

W stark sinken

Ohne Information [mit Information Uber Gehalter] [In Deutschland verdienen vollzeitbeschéf-
tigte Lehrerinnen und Lehrer im Durchschnitt rund 2 750 Euro netto im Monat.] Was meinen Sie,
sollten die Gehalter von Lehrerinnen und Lehrern in Deutschland steigen, sinken oder unveran-

Einflhrung solcher Gehaltszuschlage aus,
70% sind dagegen.

dert bleiben?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

den sollten. Im GroBteil der Bundeslander sind die meisten
Lehrkrafte derzeit Beamte, in anderen sind die meisten
Angestellte. Fast zwei Drittel (65%) der befragten Lehrkraf-
te sprechen sich (sehr oder eher) daflr aus, dass Lehre-
rinnen generell verbeamtet werden, nur 27 % sind dagegen
(vgl. Abb. 1). Im Gegensatz dazu beflrwortet in der Ge-

Manche Schulen sehen sich einem deutli-

chen Lehrermangel in bestimmten Fachern
wie Mathematik und Naturwissenschaften gegenuber. Bei
dem Vorschlag, in solchen Fachern einen Gehaltszuschlag
fur Lehrerinnen einzufiihren, um den Lehrermangel zu ver-
ringern, zeigt sich ein ganz ahnliches Meinungsbild wie bei
den Gehaltszuschlagen flr gute Lernfortschritte. Die Ge-
samtbevdlkerung ist bei Gehaltszuschlagen bei Lehrerman-

samtbevolkerung nur rund ein Drittel (33%)
die Verbeamtung von Lehrkréften, 50%
sprechen sich dagegen aus.®

Ein &hnliches Meinungsbild ergibt sich zu
einer moglichen Erhdhung der Lehrergehal-
ter. Wahrend 74% der Lehrerinnen der Mei-
nung sind, dass die Lehrergehélter stark
steigen oder steigen sollen, sind es in der
Bevolkerung lediglich 40% (vgl. Abb. 2).
Uber die Halfte der Bevélkerung ist der Mei-
nung, die Lehrergehalter sollten in etwa un-
verandert bleiben.

Eine zufallig ausgewahlte Teilgruppe der Be-
fragten erhielt vor Beantwortung dieser Fra-
ge die Information, dass vollzeitbeschaftigte
Lehrerlnnen in Deutschland derzeit im
Durchschnitt rund 2 750 Euro netto im Mo-
nat verdienen (Datenquelle: Forschungsda-
tenzentrum der statistischen Amter des Bun-
des und der Lander, Mikrozensus 2013, Be-
rechnungen des ifo Instituts). In der so infor-
mierten Teilgruppe der Bevolkerung liegt die

3 Die genauen Werte andern sich leicht, wenn die Rei-
henfolge der Antwortkategorien veréndert wird (vgl.
Kasten 2 »Effekte des Fragedesigns«).

Abb. 3
Was denken die Deutschen liber Gehaltszuschlége fiir Lehrkrafte?
Bevélkerung ist unentschieden, Lehrkrafte sind dagegen

Bei guten Lernfortschritten der Schulerinnen

i

=]

Bevélkerung 1 27

In Fachern mit Lehrermangel
0% 25% 50% 75% 100%
M sehr dafur M eher daftr [weder dafur noch dagegen eher dagegen W sehr dagegen
Frage 1:

Bei guten Lernfortschritten der Schlerinnen Sind Sie daftir oder dagegen, einen Gehaltszu-
schlag fur Lehrerinnen und Lehrer einzufiihren, deren Schulerinnen und Schuler gute Lernfort-
schritte machen?

Frage 2:9

In Fachern mit Lehrermangel Manche Schulen sehen sich einem deutlichen Lehrermangel in
bestimmten Fachern wie Mathematik und Naturwissenschaften gegentber. Sind Sie daftr oder
dagegen, einen Gehaltszuschlag fur Lehrerinnen und Lehrer in solchen Féachern einzufiihren,
um den Lehrermangel zu verringern?

4 Fragen 1 und 2 wurden in der Befragung direkt hintereinander gestellt. Einer zufallig ausge-
wahlten Teilgruppe der Befragten wurden die zwei Fragen in der umgedrehten Reihenfolge
gestellt. Da das Antwortverhalten unabhangig von der Reihenfolge der Fragestellung war, wer-
den die Ergebnisse hier jeweils zusammengefasst.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.
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Abb. 4

Wie sollte der Zugang zum Lehrerberuf geregelt sein?

Bevoélkerung und Lehrkréafte fur Eignungstest vor Lehramtsstudium, Lehrkréfte gegen
Quereinstieg

Bevalkerung Aufnahmepriifung vor Lehramtsstudium

ohne Information 44 6 el
el
auf anderes Land & 9 9 @
Lehrkréfte
ohne Information (E |
e ————
auf anderes Land 2 2 II'
Quereinstieg als Lehrkraft
Bevélkerung
ohne Information RTINS 7 |2
el B
Lehrermangel 12, 2 II'
Lehrkréfte
onne information | NEEAMNZSNN 7 | 34 [ R
i gacher it R 3 IR
Lehrermangel | - - - J
0% 25% 50% 75% 100%
W sehr dafir M eher dafur [Cweder dafir noch dagegen eher dagegen W sehr dagegen

Frage 1 (jeweils einer zufallig ausgewahiten Teilgruppe gestellt):

Aufnahmepriifung vor Lehramtsstudium — ohne Information [mit Hinweis auf anderes
Land] [In einem anderen Land, das bei der letzten PISA-Studie besonders gut abgeschnitten
hat, werden nur die Schulabsolventen mit den besten Ergebnissen in einem Eignungstest zum
Lehramtsstudium zugelassen.] Sind Sie daflir oder dagegen, dass Schulabsolventinnen und
-absolventen, die ein Lehramtsstudium aufnehmen méchten, vorab eine Aufnahmepriifung
ablegen missen, die die padagogische und fachliche Eignung flr den Lehrerberuf feststellt?
Frage 2 (jeweils einer zufallig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Quereinstieg als Lehrkraft — ohne Information [in FAchern mit Lehrermangel] Sind Sie daftir
oder dagegen, dass Personen mit Universitatsabschluss, die jedoch kein Lehramtsstudium
absolviert haben, in Schulen als Lehrkraft [in Fachern mit Lehrermangel] arbeiten diirfen?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

gel erneut gespalten (45% dafir, 40% dagegen), wahrend
die Lehrkréfte diesen Vorschlag wiederum klar ablehnen
(26% dafur, 67% dagegen).*

tenzieller Lehrkréfte bereits vor Beginn des
Studiums festzustellen.

Die Deutschen wurden die EinfUhrung einer
solchen Eignungsprufung fUr angehende
Lehrkrafte durchaus begriBen. Eine Uber-
waltigende Mehrheit der Bevolkerung (86%)
ist dafiir, dass Schulabsolventinnen, die ein
Lehramtsstudium aufnehmen méchten, vor-
ab eine Aufnahmeprufung ablegen mussen,
die die padagogische und fachliche Eignung
fir den Lehrerberuf feststellt (vgl. Abb. 4).
Unter den Lehrkraften ist der Anteil der Be-
fUrworter solcher Aufnahmeprifungen zwar
signifikant geringer, jedoch mit 75% eben-
falls sehr hoch. Gleichzeitig ist der Anteil der
Lehrkréfte, die solche Aufnahmeprifungen
ablehnen, mit 20% mehr als doppelt so gro3
wie in der Bevolkerung mit 8%. Ein Teil der
Befragten wurde vor Beantwortung der Fra-
ge darauf hingewiesen, dass in einem
PISA-Spitzenreiterland nur die Schulabsol-
ventinnen mit den besten Ergebnissen in ei-
nem Eignungstest zum Lehramtsstudium
zugelassen werden. Diese Information an-
dert das Meinungsbild nur wenig: In der Ge-

samtbevdlkerung sinkt die Zustimmung leicht, aber statis-
tisch signifikant auf 79%, bei den Lehrkraften andert sich
das Meinungsbild in der informierten Teilgruppe nicht in si-

gnifikanter Weise.

Aus- und Fortbildung

Eine Alternative zum klassischen Weg in den Lehrerberuf

Es ist unbestritten, dass Lehrerlnnen ein entscheidender
Faktor fur den Lernerfolg der Schilerinnen sind. Eine MaB3-
nahme, um auf die Qualitat der Lehrkrafte
Einfluss zu nehmen, besteht darin, die Eig-
nung angehender Lehrerlnnen zu Uberpri-
fen, beispielsweise mit einem Aufnahmetest

Abb. 5

Unterrichtszeit

Uber ein Lehramtsstudium ist der Quereinstieg nach einem
anderweitigen Studium. In der Gesamtbevolkerung sind

Sollten Lehrkréfte zu Fortbildungen verpflichtet werden?
Starke Befiirwortung — Bevélkerung bevorzugt auerhalb, Lehrkréfte wahrend der

vor dem Lehramtsstudium. In Finnland etwa
werden Studienbewerberinnen nur dann

Waéhrend der Unterrichtszeit

9 12 E
5 14 B

AuBerhalb der Unterrichtszeit
s | 7B

zum Lehramtsstudium zugelassen, wenn sie Bevélkerung 34
einen Eignungstest ablegen und ausrei-
chend gute Ergebnisse erreichen. Manche Lehrkrafte 46
vermuten, dass das gute Abschneiden Finn-
lands bei den internationalen PISA-Tests
auch mit der Auswahl der Lehrkréafte zusam-

. . . . Bevélkerung 44
menhangt. Bisher gibt es nur an wenigen
deutschen Universitaten Modellversuche, )

) . ) ) Lehrkrafte 32
durch Eingangsprufungen die Eignung po- ] )
0% 25%
4 Da diese zwei Fragen zu Gehaltszuschldgen thema-
W sehr dafur M eher daftr

tisch eng zusammenh&ngen, wurde auBerdem
getestet, ob die Reihenfolge der Fragen das Ant-

[weder daftir noch dagegen
Jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellte Frage:

50% 75% 100%

eher dagegen M sehr dagegen

wortverhalten beeinflusst. Es zeigt sich, dass die
Ergebnisse  unverdndert bleiben, unabhangig
davon, welche der beiden Fragen zuerst gestellt

wurde (vgl. Kasten 2 »Effekte des Fragedesigns«). Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

Wahrend der Unterrichtszeit [AuBerhalb der Unterrichtszeit] Sind Sie dafir oder dagegen, dass
Lehrerinnen und Lehrer verpflichtet werden, flinf Tage pro Jahr an Fortbildungen teilzunehmen, die
von den Schulen finanziert werden und wahrend [auBerhalb] der Unterrichtszeit stattfinden?

ifo Schnelldienst 17/2016 - 69. Jahrgang — 15. September 2016



24 Forschungsergebnisse

48% daflr, dass Personen mit Universitats-
abschluss, die jedoch kein Lehramtsstudium
absolviert haben, in Schulen als Lehrkraft ar-
beiten durfen, 35% sind dagegen (vgl.
Abb. 4). Unter den Lehrkréften lehnt eine
deutliche Mehrheit von 59% diesen Vor-
schlag ab, nur 34% sind dafr.

Eine Teilgruppe der Befragten wurde gefragt,
ob ein Quereinstieg in Fachern mdglich sein
sollte, in denen Lehrermangel herrscht. In
diesem Fall spricht sich eine absolute Mehr-
heit von 54% der Bevolkerung fur den alter-
nativen Einstieg in den Lehrerberuf aus. Bei
den Lehrkréaften Uberwiegt auch in dieser
Teilgruppe der Befragten die ablehnende
Haltung gegenuber dem Quereinstieg.

Ein Reformvorschlag, der sowohl in der Ge-
samtbevdlkerung als auch unter Lehrerlnnen
sehr starke Zustimmung findet, ist eine Wei-
terbildungspflicht fur Lehrkrafte. Dem Vor-
schlag, dass Lehrkrafte dazu verpflichtet
werden, funf Tage pro Jahr an Fortbildungen
teilzunehmen, die von den Schulen finanziert
werden und wahrend der Unterrichtszeit
stattfinden, stimmen rund drei Viertel der Be-
fragten zu. Die starke Zustimmung in der Ge-
samtbevdlkerung von 74% fur Fortbildungen
wahrend der Unterrichtszeit ist unter den
Lehrkréften mit 78% sogar noch deutlicher
ausgepragt (vgl. Abb. 5).

Abb. 6
Was meinen die Deutschen zu Vergleichstests und Autonomie der Schulen?
Mehrheit fur einheitliche Vergleichstests und verstarkte Autonomie bei gleichzeitiger
Leistungsuberprifung

Einheitliche Vergleichstests

Bevolkerung 7B
Lehrkrafte 25 2 19 2]
Autonomie der Lehrkrafte bei Unterrichtsgestaltung
Bevélkerung
ohne Information | IEPANITSS I 10 27
it Hinwels o IEEERENO 0
Vergleichstests g 2 R
Lehrkréfte
ohne Information 26 4 28 2]
mit Hinweis auf 23 i 25

Vergleichstests

Autonomie der Schulleitung bei Einstellung von Lehrkraften
Bevélkerung
ohne Information - | INEZZN AN 18 e
it Hinweis aul . O 5 15 SN

Vergleichstests

Lehrkréfte
ohne Information 33 3 15
Vegocnionts | I : 4 e
0% 25% 50% 75% 100%
M sehr dafur [ eher daflr [ weder daflir noch dagegen eher dagegen M sehr dagegen
Frage 1:

Einheitliche Vergleichstests Sind Sie daflr oder dagegen, mit Hilfe von einheitlichen Ver-
gleichstests fur alle Schilerinnen und Schiler zu Uberpriifen, ob die Schilerinnen und Schuler
in jeder Schule die deutschlandweit festgelegten Lernziele (»Bildungsstandards«) erreichen?
Frage 2 (jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Autonomie der Lehrkrafte bei Unterrichtsgestaltung — ohne Information [mit Hinweis auf
Vergleichstests] Manche sagen, Lehrerinnen und Lehrer sollten frei Uber die Gestaltung ihres
Unterrichts entscheiden durfen, zum Beispiel, welche LehrbUcher sie verwenden, welchen Lern-
stoff sie festlegen oder nach welchen Kriterien sie die Schilerinnen und Schler beurteilen. Ande-
re sagen, dies sollte einheitlich vorgegeben werden. Sind Sie dafiir oder dagegen, dass Lehrerin-
nen und Lehrer frei Uber die Gestaltung ihres Unterrichts entscheiden durfen, [wenn gleichzeitig
deutschlandweit einheitliche Vergleichstests Uberprifen, ob die Schilerinnen und Schler in
jeder Schule die deutschlandweit festgelegten Lernziele (»Bildungsstandards«) erreichen]?
Frage 3 (jeweils einer zufallig ausgewéhlten Teilgruppe gestellt):

Autonomie der Schulleitung bei Einstellung von Lehrkréften — ohne Information [mit Hin-
weis auf Vergleichstests] Sind Sie dafir oder dagegen, dass Schulleitungen dartiber entschei-
den durfen, welche Lehrkrafte sie einstellen, [wenn gleichzeitig deutschlandweit einheitliche
Vergleichstests Uberprifen, ob die Schilerinnen und Schuler in jeder Schule die deutschland-
weit festgelegten Lernziele (»Bildungsstandards«) erreichen]?

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

Etwas anders sieht das Meinungsbild in der Teilgruppe aus,
die bezlglich der gleichen Art von Fortbildungen gefragt
wurde, nur dass diese auBerhalb der Unterrichtszeit statt-
finden. In der Gesamtbevolkerung liegt die Zustimmung in
diesem Fall mit 83% sogar noch héher. Unter den Lehrkréaf-
ten fallt die Zustimmung in diesem Fall hingegen mit 68%
geringer aus. Allerdings spricht sich damit auch unter den
Lehrerinnen eine Zweidrittelmehrheit fir verpflichtende, von
den Schulen finanzierte Fortbildungen auBerhalb der Unter-
richtszeit von finf Tagen pro Jahr aus. Allerdings lehnen 27 %
der Lehrkrafte verpflichtende Fortbildungen auBerhalb der
Unterrichtszeit ab — deutlich mehr als 17% im Falle von ver-
pflichtenden Fortbildungen wahrend der Unterrichtszeit.

Schulen

Neben den Fragen, die thematisch die Lehrkréafte betreffen,
haben wir auch eine Reihe weiterer Fragen aus dem schu-
lischen Bereich gestellt, die sich auf Vergleichstests und Au-
tonomie einerseits und Ausgaben und Bewertung der Schu-
len andererseits beziehen.
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Vergleichstests und Autonomie

Die Kultusministerkonferenz hat in den vergangenen Jahren
bundesweit geltende Bildungsstandards eingefthrt, die fur
die verschiedenen Schulabschliisse definieren, welche
Kompetenzen Schulerinnen in bestimmten Fachern erlan-
gen sollen. Das Erreichen dieser Bildungsstandards wird
aber nur stichprobenartig und in gréBeren Abstanden Uber-
pruft. Eine Uberwaltigende Mehrheit von 83% der deutschen
Bevolkerung spricht sich demgegenuber dafur aus, mit Hil-
fe von einheitlichen Vergleichstests fur alle Schilerlnnen zu
UberprUfen, ob die Schilerlnnen in jeder Schule die in den
Bildungsstandards deutschlandweit festgelegten Lernziele
erreichen (vgl. Abb. 6). Dieser Befund steht im Einklang mit
den Ergebnissen der letzten beiden ifo Bildungsbarometer,
in denen sich ebenfalls Uberwaltigende Mehrheiten flr die
Einfhrung von deutschlandweit einheitlichen Vergleichs-
tests und Abschlusspriifungen aussprachen (vgl. WéBmann
etal. 2014; 2015). Unter den Lehrkréften ist die Zustimmung
zu einheitlichen Vergleichstests fur alle Schilerinnen zwar
signifikant niedriger als in der Gesamtbevdlkerung, jedoch
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Abb. 7
Sollten die staatlichen Ausgaben fiir Schulen steigen?

Auch mit Information iber derzeitiges Niveau klare Mehrheit fir héhere Ausgaben

bei dem Hinweis auf gleichzeitige deutsch-
landweite Vergleichstests mit 62% tenden-
ziell hoher, wobei dieser Unterschied statis-

Bevolkerung

tisch nicht signifikant ist. Nicht nur in der
Gesamtbevdlkerung, sondern gerade auch
in der von dem Reformvorschlag direkt be-

. #’ troffenen Lehrerschaft findet sich also eine

Lehrkréfte

mit Information

klare Mehrheit fUr die gleichzeitige Erhdhung
von Eigenverantwortung und unabhangiger
Uberpriifung.

Die meisten Schulen kdnnen inre Lehrkréafte
nicht selbstandig aussuchen und einstellen.

0% 25% 50% 75%

M stark steigen [Jin etwa unverandert bleiben sinken

Jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellte Frage:

[ steigen

Ohne Information [mit Information] [Die staatlichen Bildungsausgaben in Deutschland betra-
gen im Durchschnitt jahrlich 7 100 Euro pro Schulerin/Schuler.] Sollten die staatlichen Ausgaben
flr Schulen in Deutschland Ihrer Meinung nach steigen, sinken oder unverandert bleiben?

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

spricht sich auch unter den Lehrerinnen eine klare Mehrheit
von 66% daflr aus.

Eine wichtige Rolle spielen Vergleichstests auch bei der Fra-
ge, wie viel Eigenverantwortung Lehrkréfte und Schulen ha-
ben sollen, etwa bezlglich Unterrichtsgestaltung und Per-
sonalentscheidungen. So zeigt die bildungstkonomische
Forschung anhand der internationalen Schilertests, dass
mehr Eigenverantwortung flr Schulen in der Regel nur dann
mit besseren Schilerleistungen einhergeht, wenn Schiiler-
leistungen durch einheitliche Abschlussprifungen unabhan-
gig Uberpruft werden (vgl. W6Bmann 2016). Eine unabhéan-
gige Uberpriifung kann verhindern, dass mit gréBerem Ge-
staltungsspielraum eine sinkende Qualitat der Schulbildung
einhergeht, da hier die entsprechenden Akteure (z.B. Lehr-
krafte oder Schulleitungen) fur inre Ergebnisse verantwortlich
gemacht werden.

Mit diesen Erkenntnissen deckt sich die Meinung der Be-
volkerung zu der Frage, ob Lehrkrafte frei Uber die Gestal-
tung ihres Unterrichts entscheiden durfen sollten: Grund-
satzlich sind 47% dafUr, dass Lehrkréafte ihren Unterricht frei
gestalten durfen, zum Beispiel, welche Lehrblicher sie ver-
wenden, welchen Lernstoff sie festliegen oder nach welchen
Kriterien sie die Schulerinnen beurteilen. Einer Teilgruppe
wurde dieselbe Frage gestellt, allerdings mit dem weiteren
Hinweis, dass gleichzeitig deutschlandweit einheitliche Ver-
gleichstests Uberprifen, ob die Schilerlnnen in jeder Schu-
le die deutschlandweit festgelegten Bildungsstandards er-
reichen. In diesem Fall ist die Zustimmung zu freier Unter-
richtsgestaltung mit 52% signifikant héher. Unter den Lehr-
kréften ist mit 56% die Mehrheit auch ohne den weiteren
Hinweis daflr, frei Uber die Unterrichtsgestaltung entschei-
den zu durfen. Auch bei den Lehrkraften ist die Zustimmung

Stattdessen werden in den meisten Bun-
deslandern Lehrkréfte von einer zentralen
Behdrde eingestellt und den Schulen zuge-
wiesen. Diese Vorgehensweise wird von der
Mehrheit der Befragten deutlich abgelehnt:
72% der Bevolkerung und 74% der Lehr-
kréfte sprechen sich dafur aus, dass Schul-
leitungen darUtber entscheiden durfen, wel-
che Lehrkréafte sie einstellen. Dasselbe Meinungsbild
herrscht in jenen Teilgruppen vor, die Uber selbstandige Ein-
stellungsentscheidungen der Schulleitungen bei gleichzeiti-
gen deutschlandweiten Vergleichstests befragt wurden. Es
zeigt sich also, dass die BeflUrwortung von mehr Eigenver-
antwortung bei Einstellungsentscheidungen nicht davon ab-
hangt, ob Vergleichstests vorhanden sind.

100%

[ stark sinken

Ausgaben und Bewertung

Bereits in den vorherigen ifo Bildungsbarometern hat sich
gezeigt, dass die deutsche Bevolkerung Ausgabenerhdhun-
genim Bildungsbereich positiv gegentibersteht. Auch in die-
sem Jahr spricht sich mit 77% eine gro3e Mehrheit der Be-
fragten daflr aus, dass die Ausgaben fUr Bildung stark stei-
gen oder steigen sollen (vgl. Abb. 7). Unter den Lehrkraften
liegt die Zustimmung fir hdhere Bildungsausgaben sogar
bei 91%. Der Grof3teil unter den Befragten, die nicht flr eine
Erhdéhung sind, winscht sich, dass die Ausgaben in etwa
unverandert bleiben. In jener Teilgruppe der Befragten, die
darlber informiert wurde, dass die staatlichen Bildungsaus-
gaben in Deutschland derzeit im Durchschnitt jahrlich
7 100 Euro pro Schulerin betragen (Datenquelle: Statisti-
sches Bundesamt 2016), ist die Bereitschaft fir Ausgaben-
steigerungen in beiden Gruppen deutlich niedriger.® Dabei
fallt der Rickgang der Zustimmung bei den Lehrkraften mit
5 Prozentpunkten deutlich geringer aus als bei der Gesamt-
bevodlkerung mit 16 Prozentpunkten. Allerdings sinkt der An-
teil der Lehrkréfte, die der Meinung sind, dass die Ausgaben
fr Schulen stark steigen sollten, von 49% auf 28%.

5 FUr eine eingehende Untersuchung des Einflusses der Bereitstellung von
Informationen Uber derzeitige Ausgabenniveaus auf die Préferenzen fur
offentliche Ausgaben anhand der Daten der ersten beiden Wellen des ifo
Bildungsbarometers vgl. Lergetporer et al. (2016).

ifo Schnelldienst 17/2016 - 69. Jahrgang — 15. September 2016
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Abb. 8

Wofiir sollten zusétzliche Gelder im Schulsystem verwendet werden?
Zustimmung fur kleinere Klassen sinkt, wenn kostengleiche Alternativen aufgezeigt

werden

— Schulklassen um drei Schilerinnen ver-
kleinern, Lehrergehalter um 15% erhdhen
oder Lehrmittel im Wert von 20 000 Euro

Bevolkerung

ohne Information

mit Hinweis auf kosten-
gleiche Alternativen

Lehrkréfte

ohne Information

mit Hinweis auf kosten-
gleiche Alternativen

I|

anschaffen — zu wéhlen. Diese Teilgruppe ist
unentschieden zwischen kleineren Klassen
(46%) und zusétzlichen Lehrmitteln (45%),
wobei weiterhin nur 9% fur héhere Lehrer-
gehéalter sind. Auch wenn es unter den Lehr-
kraften ebenfalls eine deutliche Verschie-
bung gibt, sprechen sich unter ihnen auch
in diesem Fallnoch 61% fur kleinere Klassen
aus (20 Prozentpunkte weniger als im Aus-
gangsfall), 20% sind flr hohere Lehrergehal-

0% 25%

M Schulklassen verkleinern
7 Lehrergehalter erhéhen

M neue Schulbtcher, Computer und andere Lehrmittel anschaffen

Jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellte Frage:

Ohne Information [mit Hinweis auf kostengleiche Alternativen] Stellen Sie sich vor, die
Regierung plant, die Ausgaben fir das Schulsystem zu erhéhen. [Die Schulklassen um drei
Schlerinnen/Schiler zu verkleinern wirde in etwa so viel kosten wie die Lehrergehélter um
15% zu erhéhen oder neue Lehrmittel im Wert von jéhrlich 20 000 Euro fUr jede Klasse anzu-

schaffen.] FUr welche dieser Moglichkeiten sind Sie?
- Schulklassen [um drei Schuler] verkleinern;
- Lehrergehalter [um 15%)] erhdhen;

- neue Schulblicher, Computer und andere Lehrmittel [im Wert von jahrlich 20 000 Euro fUr jede

Klasse] anschaffen.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

Angesichts der groBen Zustimmung zu héheren Bildungs-
ausgaben stellt sich die Frage, woflir die zusatzlichen Mittel
im Schulsystem verwendet werden sollen. Drei oft diskutier-
te Mdglichkeiten sind die Verkleinerung der Klassengroen,
die Erhdhung der Lehrergehdlter und die Anschaffung von
neuen Lehrmitteln, wie zum Beispiel Computer und Schul-
blcher. Wenn sie sich fur eine dieser drei Alternativen ent-
scheiden mussen, sind 59% der Deutschen fur kleinere
Schulklassen, 34% fur zusatzliche Lehrmittel und 7% fur
hohere Lehrergehalter (vgl. Abb. 8). Unter
den Lehrkréaften ist der Wunsch nach kleine-
ren Klassen noch stérker ausgepragt: Sie
sind zu 81% flr kleinere Klassen, zu 12% fur
hohere Lehrergehalter und zu 6% flr zusatz-

Abb. 9

ter und 19% fUr zusétzliche Lehrmittel. Ins-
gesamt zeigen die Ergebnisse, dass die In-
formation Uber kostengleiche Alternativen
und die Festlegung auf eine Reform in der
GréBenordnung von einer um drei Schuler-
Innen verkleinerten KlassengroBe die Zu-
stimmung zu kleineren Klassen in der Bevol-
kerung deutlich verringert, aber immer noch
auf einem hohen Niveau belasst — ganz be-
sonders unter den Lehrerinnen.

100%

Die hohe Ausgabenbereitschaft fir Schulen

spricht daflr, dass die deutsche Bevolke-
rung groBen Wert auf gute Bildung legt. Dennoch sehen zum
jetzigen Zeitpunkt viele Befragte noch Verbesserungsbedart.
Auf die Frage, welche Schulnote sie den Schulen in ganz
Deutschland geben wirden, vergeben die meisten Befrag-
ten (53%) die Note 3 (vgl. Abb. 9). Wahrend 30% die Schu-
len mit der Note 1 oder 2 besser bewerten, sehen 17% die
Leistung der Schulen nur bei Note 4, 5 oder 6. Die Lehrkraf-
te sind in dieser Einschatzung sogar noch kritischer und
vergeben seltener die Noten 1 oder 2. Flr die Schulen im

Welche Note bekommen die deutschen Schulen?
Lehrerinnen bewerten Schulen insgesamt schlechter, Schulen vor Ort aber besser als
die Bevolkerung

liche Lehrmittel. Eine Teilgruppe der Befrag-

Schulen in ganz Deutschland

ten erhielt die Information, dass die Schul- Bevélkerung 53 [ 13 B
klassen um drei Schilerinnen zu verkleinern Lehrkrafte [INZA 56 [ 16 @
in etwa so viel kosten wirde wie die Leh- Schulen in Ihrem Bundesland
. o . i
rergehalter um 15% zu erhdhen oder zu Bevslkerung 22 ‘ 13 -
satzliche Lehr.m{ttel im Wert von jéhrlich Lehrkeatte - | . 5
20 000 Euro fUr jede Klasse anzuschaffen.
. . . . . Schulen bei Ihnen vor Ort
Die Ergebnisse in dieser Teilgruppe unter-

e : Bevsk 0 18
scheiden sich nicht signifikant von jenen der euoening ‘ -
Teilgruppe ohne Information. Lehrkrafte : S : [ -

0% 25% 50% 75% 100%
Eine weitere Teilgruppe der Befragten erhielt
M Note 1 M Note 2 ['Note 3 I Note 4 M Note 5 oder 6

diese Kosteninformation und wurde an-
schlieBend gebeten, zwischen den drei Op-
tionen mit genau diesen GréBenordnungen

Frage:
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Welche Schulnote wiirden Sie den allgemeinbildenden Schulen geben?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.
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Abb. 10

Welchen Bildungsabschluss streben die Deutschen fiir ihre Kinder an?
Mehrheit der Bevélkerung wiinscht sich Abschluss einer Lehre, Akademikerlinnen
bevorzugen Hochschulabschluss

Gesamte Bevélkerung

ofne Information ST %
B — S— 48
Verdienstunterschiede

Nach eigenem Bildungsabschluss der Befragten
Nicht-Akademikerinnen

ofne nformation %
minormatniber s a
Verdienstunterschiede
Akademikerlnnen
ohne Information _ 74
yomitormaton (oo S s |
0% 25% 50% 75% 100%

W beruflicher Ausbildungsabschluss (Lehre) Hochschulabschluss

Jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellte Frage:

Ohne Information? [mit Information Uber Verdienstunterschiede] [Personen ohne abge-
schlossene berufliche Ausbildung verdienen im Durchschnitt etwa 1 400 Euro netto im Monat,
Personen mit abgeschlossener beruflicher Ausbildung (Lehre) etwa 1 850 Euro und Personen
mit abgeschlossenem Hochschulstudium etwa 2 750 Euro.] Sehen Sie einmal ganz davon ab,
ob Sie Kinder haben bzw. welchen Bildungsabschluss Ihr Kind hat oder wahrscheinlich spéater
einmal machen wird. Welcher Bildungsabschluss wiirde Ihrer persdnlichen Idealvorstellung flr
lhr Kind entsprechen?

@ Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusatzlichen Hinweis auf Arbeitslosenquo-
ten nach Bildungsabschliissen gestellt. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der
Version ohne Information unterscheidet, werden die Ergebnisse hier nicht berichtet.

Themen jenseits der Schulzeit — berufliche
Ausbildung, Studium und Weiterbildung — er-
hoben.

Gewdnschte Bildungsabschliisse

FUr Schulabsolventinnen kommen in
Deutschland grundsatzlich zwei berufliche
Bildungswege in Frage: eine betriebliche
bzw. schulische Berufsausbildung oder ein
Studium an einer Universitat oder Hochschu-
le. Derzeit haben rund 57% der Deutschen
ab 15 Jahren einen beruflichen Ausbildungs-
abschluss (Abschluss einer Lehre oder
Fach-/Meisterschule), wahrend 16% ein
Hochschulstudium absolviert haben; der
Rest kann keinen beruflichen Bildungsab-
schluss vorweisen (vgl. Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung 2016). Im ifo Bil-
dungsbarometer haben wir die deutsche
Bevolkerung gefragt, welchen beruflichen
Bildungsabschluss sie bevorzugen. Die Be-
fragten sollten angeben, ob ein beruflicher

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

Bundesland der Befragten vergeben sowohl Bevolkerung
als auch die Lehrkréafte haufiger eine der beiden besten No-
ten (88% bzw. 37%), gleichzeitig steigt unter den Lehrkré&f-
ten jedoch auch der Anteil, die flr die Schulen im Bundes-
land lediglich die Noten 4, 5 oder 6 vergeben, auf 23%.

Die Schulen vor Ort werden von beiden Gruppen noch bes-
ser bewertet, wobei die Lehrkréafte in diesem Fall signifikant
bessere Noten vergeben als die sonstige Bevolkerung: 48%
der Lehrkrafte und 42% der Gesamtbevolkerung vergeben
die Note 1 oder 2. Insgesamt zeigt sich damit, dass die
Lehrkréafte die Leistung der Schulen in ganz Deutschland
kritischer bewerten als die Gesamtbevdlkerung, mit den
Schulen vor Ort hingegen zufriedener sind. Die bei den Lehr-
kréften besonders stark ausgepragte bessere Bewertung
der Schulen vor Ort (48% gute Noten im Vergleich zu 25%
fur die Schulen in ganz Deutschland) deutet auf eine Inkon-
sistenz hin. Da die Schulen in ganz Deutschland die Summe
der Schulen vor Ort sind, sollten sich bei konsistenter Be-
urteilung die Bewertungen der Schulen vor Ort zur gleichen
Bewertung aufsummieren wie die Bewertung der Schulen
in ganz Deutschland.

Bildung jenseits der Schulzeit

Neben den Fragen zum deutschen Schulsystem hat das ifo
Bildungsbarometer 2016 auch wieder das Meinungsbild zu

Ausbildungsabschluss (Lehre) oder ein

Hochschulabschluss ihrer persdnlichen
Idealvorstellung fur ihr Kind entspricht, und zwar unabhéan-
gig davon, ob sie selbst Kinder haben bzw. welchen Bil-
dungsabschluss ihr Kind hat oder wahrscheinlich spater
einmal machen wird. Eine deutliche Mehrheit von 57% der
Deutschen winscht sich einen beruflichen Ausbildungsab-
schiuss fur ihr Kind, 43% der Befragten bevorzugen einen
akademischen Abschluss (vgl. Abb. 10).

Zwei Teilgruppen der Befragten wurden direkt vor der Be-
antwortung dieser Frage Uber den Durchschnittsverdienst
bzw. die Arbeitslosenquoten von Personen mit unterschied-
lichen Bildungsabschllssen informiert. Personen ohne ab-
geschlossene berufliche Ausbildung verdienen derzeit im
Durchschnitt etwa 1 400 Euro netto im Monat, Personen
mit abgeschlossener beruflicher Ausbildung (Lehre) etwa
1850 Euro und Personen mit abgeschlossenem Hochschul-
studium etwa 2 750 Euro (Datenquelle: Forschungsdaten-
zentrum der statistischen Amter des Bundes und der Lan-
der, Mikrozensus 2013, Berechnungen des ifo Instituts). Die
Arbeitslosenquoten fur diese Personengruppen liegen der-
zeit bei etwa 20%, 5% bzw. 2,5% (Datenquelle: Institut fir
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 2015). Uber die besse-
ren Verdienstmdglichkeiten mit einem Hochschulstudium
informiert, steigt die Préferenz flr ein Hochschulstudium auf
48%, und die Préaferenz fUr einen beruflichen Ausbildungs-
abschluss sinkt entsprechend auf 52%. In der Teilgruppe,
die Uber das geringere Arbeitslosigkeitsrisiko von Akademi-
kerlnnen informiert wurde, unterscheidet sich das Meinungs-
bild nicht signifikant von der uninformierten Teilgruppe.

ifo Schnelldienst 17/2016 - 69. Jahrgang — 15. September 2016
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Abb. 11

Was meinen die Deutschen zu Themen jenseits der Schulbildung?
Far verringerte Spezialisierung der Lehre und Weiterbildungspflicht, gegen
Fokussierung auf Spitzenuniversitaten

Zusammenlegen von Ausbildungsberufen

Zusatzliche Mittel fir wenige Spitzenuniversitaten

pem - - e

Jahrliche Weiterbildungspflicht

0% 25%

50% 75% 100%

W sehr dafur M eher daftr [weder daftr noch dagegen
Frage 1 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):
Zusammenlegen von Ausbildungsberufen In Deutschland gibt es eine Vielzahl von sehr spe-
zialisierten Ausbildungsberufen. So gibt es etwa im kaufmannischen Bereich 30 spezifische
Ausbildungsberufe wie zum Beispiel Kaufmann/frau fur Kurier-, Express- und Postdienstleistun-
gen und Kaufmann/frau flr Spedition und Logistikdienstleistung. Sind Sie daflr oder dagegen,
dass Ausbildungsberufe zusammengelegt werden, damit die Auszubildenden spéater flexibler
zwischen verschiedenen Berufen wechseln kénnen?

Frage 2 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Zusatzliche Mittel fir wenige Spitzenuniversitaten In der Exzellenzinitiative stellt der Bund
zusétzliche Mittel fUr die Forschung der Universitaten zur Verfligung. Manche sagen, diese Mit-
tel sollten einigen wenigen Spitzenuniversitdten zugutekommen. Andere sagen, sie sollten
gleichméBig auf viele Universitaten verteilt werden. Sind Sie daflr oder dagegen, dass die
zusétzlichen Mittel einigen wenigen Spitzenuniversitdten zugutekommen?

Frage 3 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Jéhrliche Weiterbildungspflicht Sind Sie dafir oder dagegen, dass Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer das Recht und die Pflicht haben, finf Tage pro Jahr an Weiterbildungen teilzuneh-
men, wobei der Arbeitgeber Uber die Inhalte der Weiterbildungen entscheidet und die Kosten

eher dagegen W sehr dagegen

rufen ist die berufliche Spezialisierung in
Deutschland im Vergleich zu den anderen
Landern mit dualem System — Osterreich,
Schweiz und Dédnemark — am starksten aus-
gepragt (vgl. Ebner 2012). So gibt es bei-
spielsweise allein im kaufmannischen Bereich
30 spezifische Ausbildungsberufe, wie »Kauf-
frau/mann fur Kurier- Express- und Post-
dienstleistungen« oder »Kauffrau/mann flr
Spedition und Logistikunternehmen«. Einer-
seits mag diese starke Spezialisierung der
einzelnen Ausbildungsberufe den spezifi-
schen Anforderungen der Betriebe und mog-
licherweise auch den Préferenzen der Aus-
zubildenden entsprechen. Andererseits kann
die Flexibilitat der Absolventinnen einer dua-
len Ausbildung darunter leiden, beispielswei-
se bei einem Wechsel der Arbeitsstelle oder
bei verdnderten Anforderungen der Arbeits-
welt im weiteren Verlauf des Arbeitslebens
(vgl. Hanushek et al. 2016). Ein Reformvor-
schlag, um das Berufsbildungssystem zu ver-
einfachen und die Flexibilitét der Auszubilden-
den zu erhdhen, besteht darin, &hnliche Aus-
bildungsberufe zusammenzulegen, damit die
Auszubildenden spater flexibler zwischen
verschiedenen Berufen wechseln kénnen.

Ubernimmt?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

Im Antwortverhalten auf diese Frage zeigen sich allerdings
deutliche Unterschiede nach dem eigenen Bildungsab-
schluss der Befragten. Wahrend sich unter den Akademi-
kerlnnen eine groBe Mehrheit von 74% einen Hochschulab-
schluss fur inr Kind winscht, Gberwiegt bei Nicht-Akademi-
kerlnnen mit 64% die Praferenz fur einen beruflichen Aus-
bildungsabschluss (vgl. Abb. 10).6 Die Information Uber die
besseren Verdienstmdglichkeiten mit einem Hochschulstu-
dium erhdht in beiden Gruppen die Zustimmung zum Hoch-
schulabschluss, allerdings fallt der Anstieg bei den Akade-
mikerlnnen mit 11 Prozentpunkten (auf 85%) deutlich starker
aus als bei den Nicht-Akademikerlnnen mit 5 Prozentpunk-
ten (auf 41%).

Ausbildung, Studium und Weiterbildung
Derzeit gliedert sich die Berufsausbildung im dualen System

in Deutschland in eine Vielzahl von sehr spezialisierten Aus-
bildungsberufen. Mit Uber 350 anerkannten Ausbildungsbe-

6 Als Akademikerlnnen sind hier Personen mit Universitéts- oder (Fach-)
Hochschulabschluss und Studierende klassifiziert, als Nicht-Akademike-
rinnen alle verbleibenden Befragten, also Personen mit Abschlissen des
beruflichen Ausbildungssystems wie einer Lehre oder einer Fach- bzw.
Meisterschule, Personen mit einem anderen beruflichen Abschluss, Aus-
zubildende und Personen ohne beruflichen Abschluss. Bei Personen mit
mehreren Bildungsabschlissen zéhlt der héchste Bildungsabschluss.
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Dieser Vorschlag wird von einer deutlichen
Mehrheit von 72% der Deutschen beflrwor-
tet, lediglich 16% sind dagegen (vgl. Abb. 11).

Im Rahmen der Exzellenzinitiative férdern Bund und Lander
ausgewahlte Universitaten mit zusatzlichen Mitteln flr For-
schung und Doktorandenausbildung. Angesichts des be-
vorstehenden Nachfolgeprogramms der Exzellenzinitiative
stellt sich die Frage, ob solche zusétzlichen finanziellen Mit-
tel einigen wenigen Spitzenuniversitaten zugutekommen
oder gleichmaBig auf viele Universitaten verteilt werden soll-
ten. Lediglich 22% der Befragten sind der Meinung, dass
die zusatzlichen Mittel einigen wenigen Spitzenuniversitaten
zugutekommen sollten, eine Mehrheit von 61% spricht sich
dagegen aus (vgl. Abb. 11).

Die EinfUhrung von StudiengebUhren an &ffentlichen Uni-
versitaten und Hochschulen wurde in Deutschland kontro-
vers diskutiert. Nachdem einige Bundeslander Studienge-
buhren von bis zu 500 Euro pro Semester eingefuhrt hatten,
wurden diese letztlich in allen Bundeslandern wieder abge-
schafft. Jedoch zeigt das ifo Bildungsbarometer 2016 wie
bereits die Befragungen der vergangenen beiden Jahre,
dass es in der deutschen Bevolkerung keine absolute Mehr-
heit gegen StudiengebUhren gibt: 42% der Befragten spre-
chen sich dafiir aus, dass Studierende einen Teil der Stu-
dienkosten durch Studiengebuhren tragen, 46% sind da-
gegen (vgl. Abb. 12).
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Abb. 12

Sollten Studierende Studiengebiihren zahlen?
Unentschieden bei 500 Euro, gegen 1 500 Euro, fiir nachgelagerte Studiengebihren

in nachgelagerter
Form 13 18 12

0% 25% 50% 75% 100%

M sehr dafur [ eher daftr [weder dafur noch dagegen

Jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellte Frage:

Ohne Information [in Hohe von 500 Euro {1 500 Euro}] Sind Sie daflr oder dagegen, dass
Studierende, die an einer Universitat oder Hochschule in Deutschland studieren, einen Teil der
Studienkosten durch Studiengebthren [in Hohe von 500 {1 500} Euro pro Semester (Halb-
jahr)] tragen?

In nachgelagerter Form In anderen Landern gibt es Studiengebihren, die erst nach dem
Abschluss des Studiums erhoben werden, wenn die ehemaligen Studierenden Einkommen
erzielen. Die Geblhren mUssen nur dann zurlickgezahlt werden, wenn ihr Jahreseinkommen
Uber einem gewissen Schwellenwert liegt. Sind Sie dafir oder dagegen, dass Studierende, die
an einer Universitat oder Hochschule in Deutschland studieren, einen Teil der Studienkosten

eher dagegen W sehr dagegen

beitnehmerinnen das Recht und die Pflicht
haben sollten, funf Tage pro Jahr an Weiter-
bildungen teilzunehmen, wobei der Arbeit-
geber Uber die Inhalte der Weiterbildungen
entscheidet und die Kosten Ubernimmt. Die-
ser Reformvorschlag findet groBe Zustim-
mung in der Bevolkerung: Fast drei Viertel
der Befragten (74%) sprechen sich fur eine
solche vom Arbeitgeber gesteuerte und fi-
nanzierte verpflichtende jahrliche Weiterbil-
dung aus, lediglich 11% sind dagegen (vgl.
Abb. 11).

Haben Lehrkréfte eine andere Meinung zu
Themen auBerhalb des Schulsystems?

Bei den bildungspolitischen Themen auBer-
halb des Schulsystems scheinen die Un-
terschiede im Meinungsbild zwischen Lehr-
kraften und Gesamtbevolkerung davon ab-
zuhangen, inwiefern die Thematik die Lehr-
krafte direkt betrifft. So unterscheiden sich

durch eine solche Form von Studiengebuhren tragen?
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

In der diesjahrigen Befragung haben wir dartber hinaus un-
tersucht, inwiefern die 6ffentliche Meinung zu Studienge-
blhren von deren Héhe abhéngt. In zwei Teilgruppen der
Befragten wurde die Zustimmung zu Studiengebuihren in
Hohe von 500 Euro bzw. 1 500 Euro pro Semester erfragt.
Wéhrend sich die Meinung der Bevolkerung zu Gebuhren
von 500 Euro statistisch nicht signifikant von der Teilgruppe
ohne nahere Spezifikation der Geblhrenhéhe unterscheidet
(89% sind daflr, 49% dagegen), spricht sich eine absolute
Mehrheit von 56% gegen StudiengebUhren in Hohe von
1 500 Euro pro Semester aus, nur 31% der Befragten sind
daflr.

Eine weitere Teilgruppe der Befragten wurde nach inrer Mei-
nung zu nachgelagerten Studiengeblhren gefragt, die erst
nach Abschluss des Studiums bezahlt werden missen und
nur dann, wenn das Einkommen der ehemaligen Studieren-
den Uber einem gewissen Schwellenwert liegt. Eine abso-
lute Mehrheit von 58% der Befragten spricht sich flr diese
alternative Form von Studiengebuhren aus, nur 30% dage-
gen. Dieses Ergebnis, das den Ergebnissen aus dem ifo
Bildungsbarometer 2015 entspricht, belegt die Offenheit der
deutschen Bevdlkerung fur eine Einfuhrung von nachgela-
gerten Studiengebuhren.

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der sich stetig wandeln-
den Arbeitswelt stellt sich immer wieder die Frage, wie sich
lebenslanges Lernen fur alle Erwerbstatigen etablieren 1asst.
Im diesjahrigen ifo Bildungsbarometer haben wir die Mei-
nung der Bevdlkerung zu dem Vorschlag erfragt, dass Ar-

die Meinungen der Lehrkrafte im Bereich
der Aus- und Weiterbildung kaum von je-
nen der gesamten Bevolkerung. Bei der
Frage, ob Ausbildungsberufe zusammengelegt werden
sollten, sind sich Bevolkerung und Lehrkrafte weitestge-
hend einig. Auch die jahrliche Weiterbildungspflicht fir Ar-
beitnehmerinnen beflrworten Lehrkréfte so stark wie die
Bevdlkerung, lediglich ein etwas hdherer Anteil der Lehr-
kréfte (16%) lehnt sie ab.

Im Bereich des Studiums, das Lehrkréfte ja selbst durch-
laufen haben, zeigen sich hingegen durchaus Unterschie-
de. So herrscht bei der Férderung von Spitzenuniversitaten
unter den Lehrkraften eine etwas starkere Ablehnung
(71%) als in der Gesamtbevolkerung. Auch den Studienge-
buhren stehen Lehrkréfte im Vergleich zur Gesamtbe-
voOlkerung kritischer gegenuber: Eine absolute Mehrheit der
befragten Lehrkréfte lehnt Studiengeblhren ohne Angabe
der GebUhrenh&he sowie in Hohe von 500 oder 1 500 Eu-
ro ab. Zu nachgelagerten Studiengebihren ist die Meinung
der Lehrkrafte gespalten: 47% sind dafiir, 46% sind da-
gegen.

SchlieBlich ist unter den Lehrkréften auch der Wunsch
nach einem Hochschulabschluss flir ihre eigenen Kinder
besonders stark ausgepragt. Schon unter den Akademi-
kerlnnen insgesamt préferierten 74% einen Hochschulab-
schluss, mit Hinweis auf die besseren Verdienstmoglich-
keiten waren es 85%. Von den Lehrerinnen préaferieren
sogar 88% einen Hochschulabschluss und nur 12% einen
beruflichen Ausbildungsabschluss, wobei unter ihnen die
Information Uber die Verdienstmdglichkeiten keinen signi-
fikanten Effekt hat.

ifo Schnelldienst 17/2016 - 69. Jahrgang — 15. September 2016
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Abb. 13

Wie wichtig ist Bildungspolitik fiir die Wahlentscheidung der Deutschen?

GroRe Bedeutung fur Landtagswahlen

und daher eine bedeutende Rolle im politi-
schen Prozess spielen.

zu Beginn der Befragung

eher nicht | 2%

wichtig

14% sehr wichtig
36%

eher nicht
wichtig
19%

Einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellte Frage:?

sehr wichtig

im Verlauf der Befragung

Chancengleichheit im deutschen
Bildungssystem

Ein weiterer Themenblock im ifo Bildungsba-
rometer 2016 beschéftigt sich mit der Un-
gleichheit von Chancen fur Kinder aus unter-
schiedlichen sozialen Verhéltnissen im deut-
schen Bildungssystem.

24%

Einschétzung der Ungleichheit von Bil-
dungschancen

In der aktuellen &ffentlichen Diskussion in

Wie wichtig ist das Thema Schul- und Bildungspolitik fur Ihre persdnliche Wahlentscheidung bei

Landtagswahlen?

@ Die identische Frage wurde jeweils einem Teil der Befragten ganz zu Beginn der Befragung
und im Verlauf der Befragung (nach der Beantwortung 20 anderer Fragen) gestellt.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.
Bedeutung der Bildungspolitik fiir Wahlentscheidungen

Aus politbkonomischer Perspektive ist die Meinung der er-
wachsenen Bevolkerung vor allem deshalb relevant, weil sie
die Grundlage fir politisches Handeln ist. Politikerinnen le-
gen groBen Wert darauf, auf die Winsche der Bevolkerung
einzugehen, wenn sie wiedergewahlt werden wollen. Aber
wie entscheidend ist das Thema Bildung fur die Wahlent-
scheidungen der Bevolkerung? Dazu haben wir einen Teil
der Befragten gleich zu Beginn die Frage gestellt, wie wich-
tig bildungspolitische Themen fUr ihre persdnliche Wahlent-
scheidung bei Landtagswahlen sind. Die Uberwaltigende
Mehrheit der Befragten (80%) halt das Thema Schul- und
Bildungspolitik bei Landtagswahlen fur sehr oder eher wich-
tig (vgl. Abb. 13). Flr die Lehrkrafte ist das Thema Bildung
sogar noch wichtiger: Fast alle Lehrerinnen (99%) erachten
es fUr sehr oder eher wichtig, wobei es 73% sogar fur sehr
wichtig halten.

Wir haben diese Frage gleich zu Beginn gestellt, damit das
Antwortverhalten nicht dadurch beeinflusst wird, dass sich
die Befragten schon mehrere Minuten mit bildungspoliti-
schen Themen auseinandergesetzt haben. Um zu untersu-
chen, inwiefern dies der Fall ist, haben wir einer weiteren
zufallig ausgewahlten Teilgruppe der Befragten dieselbe
Frage erst im weiteren Verlauf der Befragung gestellt. Inte-
ressanterweise schatzen unter den Befragten in dieser Teil-
gruppe mit 74% etwas weniger die Bildungspolitik als sehr
oder eher wichtig ein (vgl. Kasten 2). Das langere Nachden-
ken Uber die Thematik scheint also keineswegs zu einer
Uberschétzung ihrer politischen Bedeutung zu fiihren. Ins-
gesamt legen diese Ergebnisse nahe, dass bildungspoliti-
sche Themen fUr viele Befragte von groBer Wichtigkeit sind
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Deutschland ist Ungleichheit ein wichtiges
Thema. Im Bildungsbereich spielt dabei die
Chancenungleichheit eine besondere Rolle,
also die Frage, inwieweit Kinder aus sozial
schwachen Verhaltnissen die gleichen Chancen haben im
Bildungssystem gut abzuschneiden wie Kinder aus besse-
ren Verhaltnissen. In der Tat zeigen zahlreiche Studien, dass
Bildungserfolg im friihkindlichen, schulischen und universi-
téren Bereich stark damit zusammenhangt, aus welchen
sozialen Hintergriinden und familidren Einkommensverhalt-
nissen die Kinder und Jugendlichen kommen (vgl. z.B. Bjork-
lund und Salvanes 2011). Da Unterschiede im Bildungserfolg
oft die Weichen fur Ungleichheit im spéteren Erwerbsleben
stellen und somit direkt mit Einkommensungleichheiten zu-
sammenhangen, ist die Einschatzung der Bevolkerung zu
diesem Thema fUr die Bildungspolitik von besonderem In-
teresse.

Dazu haben wir die Teilnehmerlnnen gefragt, ob die Un-
gleichheit von Chancen fur Kinder aus unterschiedlichen
sozialen Verhéltnissen im deutschen Bildungssystem ihrer
Meinung nach ein ernsthaftes Problem ist. Dabei bestéatigt
sich die Relevanz des Themas: 57% sehen die Ungleichheit
der Chancen als ein ernsthaftes oder sehr ernsthaftes Pro-
blem an, lediglich 3% sehen hierin gar kein Problem (vgl.
Abb. 14).

Eine Teilgruppe der Befragten erhielt zudem die Information,
dass laut einer Bildungsstudie die Mathematikleistungen von
15-jahrigen Schlerlnnen aus schwierigen sozialen Verhalt-
nissen im Durchschnitt etwa vier Schuljahre hinter den Ma-
thematikleistungen von Gleichaltrigen aus guten sozialen
Verhaltnissen zurlckliegen (Vergleich der sozial niedrigsten
und hdchsten 10% der Bevolkerung, Datenquelle: Berech-
nungen des ifo Instituts anhand des ESCS-Indexes des wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Status mit den Mikro-
daten des PISA-2012-Tests). Unter den Befragten in der so
informierten Teilgruppe ist der Anteil derer, die fehlende
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Kasten 2
| Effekte des Fragedesigns

Das ifo Bildungsbarometer 2016 zeigt, dass inhaltliche Variationen der Fragen — wie etwa die Bereitstellung von Information — die Mei-
nungen der Befragten deutlich beeinflussen kdnnen. In mehreren methodischen Experimenten untersuchen wir darber hinaus, inwie-
weit Details im Fragedesign — die Reihenfolge der Fragen, die Anordnung der Antwortkategorien sowie die Formulierung von Schéatz-
fragen — das Antwortverhalten beeinflussen.

Um die Effekte der Positionierung von Fragen zu untersuchen, wurden die Befragten bei der Frage nach der Wichtigkeit von Bildungs-
politik fur die personliche Wahlentscheidung (vgl. Abb. 13) zufallig in zwei Teilgruppen aufgeteilt. Befragte in der ersten Teilgruppe be-
antworteten die Frage gleich zu Beginn der Umfrage, die zweite Teilgruppe beantwortete sie erst als 21. Frage im Fragebogen. Wahrend
80% der Befragten in der ersten Teilgruppe die Frage mit »sehr wichtig« oder »eher wichtig« beantworten, ist dieser Anteil in der zwei-
ten Teilgruppe mit 74% signifikant geringer. Dieses Ergebnis ist insofern Uberraschend, als sich die zweite Teilgruppe bei der Beantwor-
tung der Frage bereits mehrere Minuten mit Bildungsthemen beschaéftigt hat. Die Positionierung dieser Frage nach anderen bildungs-
politischen Fragen, wie etwa im ifo Bildungsbarometer 2015, flihrt also keineswegs zu einer Uberschétzung der Wichtigkeit der Bil-
dungspolitik fir Wahlentscheidungen.

In einem zweiten Experiment zu den Effekten der Fragenpositionierung wurde die Reihenfolge der beiden Fragen zu Gehaltszuschlagen
fUr Lehrerlnnen (vgl. Abb. 3) variiert: Eine erste zufallig ausgewahlte Teilgruppe der Befragten wurde zundchst Uber einen Gehaltszu-
schlag fur Lehrkréfte, deren Schiilerlnnen gute Lernfortschritte erzielen, befragt und danach Uber einen Gehaltszuschlag fur Lehrkréfte
in Fachern mit Lehrermangel. Fur die zweite Teilgruppe wurde die Reihenfolge dieser beiden Fragen umgekehrt. Die Antworten beider
Teilgruppen unterscheiden sich nicht in signifikanter Weise voneinander.

Ein weiterer Aspekt des Fragedesigns, der im ifo Bildungsbarometer 2016 untersucht wird, ist die Anordnung der Antwortkategorien.
Bei Zustimmungsfragen wurden die Antwortkategorien generell in der Reihenfolge »sehr daflr«, »eher daflr«, »eher dagegen«, »sehr
dagegen« und »weder daflr noch dagegen« prasentiert. Die neutrale Kategorie wurde bewusst an letzter Stelle der Liste positioniert
(und nicht etwa als mittlere Antwortkategorie), um die Gefahr von Verzerrungen des Antwortverhaltens durch eine »Tendenz zur Mitte«
zu minimieren. Um die Effekte dieser Anordnung der Antwortkategorien zu untersuchen, wurden die Befragten bei einer weiteren Frage
abermals zuféllig in zwei Teilgruppen aufgeteilt. Befragte in der ersten Teilgruppe beantworteten die Frage, ob Lehrkréafte verbeamtet
werden sollen (vgl. Abb. 1), mit der neutralen Antwortkategorie als letzte Antwortméglichkeit der Liste, wahrend diese Antwortkatego-
rie bei der zweiten Teilgruppe in der Mitte positioniert wurde. Wie erwartet erhdht die zentrale Positionierung der neutralen Kategorie
die Haufigkeit ihrer Nennung signifikant um 9 Prozentpunkte. Dementsprechend verringert die mittlere Positionierung den Anteil der
Befragten, die sich fur bzw. gegen die Verbeamtung von Lehrkréften aussprechen, um 5 bzw. 4 Prozentpunkte. Wahrend die Positio-
nierung der neutralen Kategorie als letzte Antwortméglichkeit also keinen wesentlichen Effekt auf die relative Haufigkeit von Zustimmung
bzw. Ablehnung hat, wirkt sie durch die Verringerung von neutralen Antworten gegen Antwortverzerrungen durch eine »Tendenz zur
Mitte«.

SchlieBlich haben wir den Effekt der Formulierung von Schatzfragen auf die Schatzgenauigkeit der Befragten untersucht. Ob die Schéatz-
frage nach der Hohe der durchschnittlichen jahrlichen Ausgaben pro Schulerln an éffentlichen allgemeinbildenden Schulen (vgl. Schatz-
frage zu Abb. 7) mit dem Appell versehen wird, die Frage so genau wie mdglich zu beantworten, hat keinen signifikanten Einfluss auf
die Schatzgenauigkeit. Dieses Ergebnis zeigt, dass die Befragten auch ohne derartige Appelle versuchen, so genau wie moglich zu
schétzen und somit ihren wahren Informationsstand offenlegen.

Insgesamt deuten diese zusatzlichen Untersuchungen darauf hin, dass die hier berichteten Ergebnisse nicht grundlegend vom Frage-
design abhangen.

Chancengleichheit als ernsthaftes oder sehr ernsthaftes Pro-
blem ansehen, mit 68% signifikant héher.

Reformvorschlédge fir hbhere Chancengleichheit

Zahlreiche Reformvorschlage im Bildungssystem zielen dar-
auf ab, zu einer héheren Chancengleichheit beizutragen.
Auch in diesem Fall ist es nicht Ziel des ifo Bildungsbaro-
meters, die Effektivitat dieser MaBnahmen zu bewerten, son-
dern lediglich, die Meinung der Bevolkerung zu relevanten
Reformvorschldgen abzubilden. Im fruhkindlichen Bereich
besteht ein Vorschlag darin, eine Kindergartenpflicht einzu-
fUhren, die BeflUrwortern zufolge dabei helfen kann, dass
alle Kinder gut auf die Einschulung vorbereitet werden. Eine
deutliche Mehrheit von 64% der Befragten spricht sich da-
fUr aus, dass Kinder ab dem Alter von vier Jahren verpflich-
tet sind, in den Kindergarten zu gehen (vgl. Abb. 15). In der
Teilgruppe der Befragten, die wie oben beschrieben zu-

nachst Uber das AusmaR der Leistungsungleichheit nach
sozialen Verhéltnissen informiert wurde, liegt die Zustim-
mung mit 69% signifikant héher. Bei allen weiteren im Fol-
genden beschriebenen Vorschlagen hat diese Information
das Antwortverhalten hingegen nicht signifikant verandert.
Eine Uberwiegende Mehrheit von 76% der Deutschen
spricht sich ebenfalls daflr aus, dass der Staat die Kinder-
gartengebuhren fUr alle Kinder aus einkommensschwachen
Familien ab dem Alter von vier Jahren Ubernimmt, damit
diese kostenfrei in den Kindergarten gehen kdnnen.

Gemischter fallt das Meinungsbild zu Reformvorschlagen
im Schulsystem aus. Ebenfalls eine deutliche Mehrheit (77 %)
unterstUtzt den Vorschlag, dass der Staat deutlich mehr fi-
nanzielle Mittel fir Schulen mit vielen Schulerlnnen aus be-
nachteiligten Verhéltnissen zur Verflgung stellen soll. Weit
weniger Zustimmung (43%) erfahrt der Vorschlag, dass Leh-
rerlnnen einen Gehaltszuschlag erhalten, wenn sie an Schu-
len mit vielen Schilerlnnen aus benachteiligten Verhaltnissen
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Abb. 14

Halten die Deutschen ungleiche Chancen fiir Kinder aus unterschiedlichen

sozialen Verhéltnissen fiir problematisch?
Mehrheit sieht Ungleichheit der Chancen als ernsthaftes Problem

anderte das Antwortverhalten bei keiner Fra-
ge auf signifikante Weise.

Ohne Information
mit Hinweis auf 26
Ungleichheit

Die Meinungen der Lehrkréfte

Die Lehrkréafte sehen die Ungleichheit von

- Chancen fur Kinder aus unterschiedlichen
sozialen Verhéltnissen im deutschen Bil-

: H dungssystem in noch starkerem Mafe als
Problem an als die Gesamtbevolkerung:

0% 25% 50% 75%

M ein sehr ernsthaftes Problem
M ein ernsthaftes Problem
ein mittleres Problem
ein kleines Problem
M gar kein Problem
Jeweils einer zuféllig ausgewahiten Teilgruppe gestellte Frage:

‘ 70% der Lehrerlnnen halten die Ungleichheit
100% fUr ein ernsthaftes oder sehr ernsthaftes Pro-
blem, mit Information Gber das Ausmal3 der
Leistungsungleichheit sind es sogar 74%.

Auch ist die Bereitschaft zu Reformen bei
den Lehrkraften in vielen Bereichen noch

Ohne Information Was meinen Sie, ist die Ungleichheit von Chancen fir Kinder aus unter-

schiedlichen sozialen Verhaltnissen im deutschen Bildungssystem ein ernsthaftes Problem?

Mit Hinweis auf Ungleichheit (Die Frage »ohne Information« wurde um folgenden Hinweis
erganzt:) Zahlreiche Studien zeigen, dass Bildungserfolg im frihkindlichen, schulischen und
universitdren Bereich stark damit zusammenhéangt, aus welchen sozialen Hintergrinden und
familidren Einkommensverhéltnissen die Kinder und Jugendlichen kommen. Zum Beispiel hat
eine Bildungsstudie gezeigt, dass die Mathematikleistungen von 15-jahrigen Schilerinnen und
Schilern aus schwierigen sozialen Verhaltnissen im Durchschnitt etwa vier Schuljahre hinter
den Mathematikleistungen von jenen aus guten sozialen Verhaltnissen zurtickliegen (Vergleich

der sozial niedrigsten und héchsten 10% der Bevolkerung).
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

unterrichten, 39% sprechen sich dagegen aus. Der Vor-
schlag, generell zu einem Ganztagsschulsystem zu wech-
seln, in dem alle Kinder bis 16 Uhr in der Schule sind, wird
von 48% der Befragten befurwortet, 35% sind dagegen.
Eine deutliche Mehrheit von 67% der Befragten spricht sich
daflr aus, dass die Aufteilung der Schilerlnnen auf Gym-
nasium und andere weiterfihrende Schularten erst nach der
6. Klasse erfolgt. Die Halfte (50%) der Befragten ist daflr,
dass Kinder mit Lernschwéche in Regelschulen (zusammen
mit Kindern ohne Lernschwéche) unterrichtet werden und
nicht in speziellen Sonder- oder Foérderschulen, 34% sind
dagegen.

Auch im Bereich der Hochschulbildung sehen die Befragten
Handlungsspielraum: 80% sprechen sich daflr aus, dass
Stipendienprogramme ausgebaut werden, die einkommens-
schwache Studierende an Universitaten oder Hochschulen
unterstutzen.

Insgesamt zeichnen die Ergebnisse der Befragung ein deut-
liches Bild furr eine ausgepréagte Reformbereitschaft der Be-
volkerung in Bereichen, die moglicherweise zur Erhéhung
der Chancengleichheit beitragen kdnnten. Darauf, dass die
Befragten die verschiedenen ReformmafBnahmen in der Tat
mit dem Thema Chancengleichheit in Verbindung gebracht
haben, deutet folgende weitere Analyse hin: Eine Teilgruppe
der Befragten erhielt zusatzlich den expliziten Hinweis, dass
die Reformvorschlage oft das Ziel haben, die Chancen-
gleichheit im Bildungssystem zu erhéhen. Dieser Hinweis
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stérker ausgepragt als in der Gesamtbevol-
kerung. Besonders fur verpflichtende Kin-
dergéarten sowie fUr diejenigen Vorschlage,
die zuséatzliche finanzielle Mittel vom Staat
benétigen — die Ubernahme der Kindergar-
tengebuhren fur Kinder aus einkommens-
schwachen Familien, ZuschUsse fr Schulen
mit vielen Kindern aus benachteiligten Ver-
héaltnissen und Stipendienprogramme fur
einkommensschwache Studierende - liegt die Zustimmung
der Lehrkréfte signifikant hoher. Auch der Vorschlag, dass
Lehrerlnnen einen Gehaltszuschlag erhalten, wenn sie an
Schulen mit vielen Schulerlnnen aus benachteiligten Verhait-
nissen unterrichten, findet unter den Lehrkraften eine abso-
lute Mehrheit.

Bei Vorschlagen, die eine Reform der Struktur des Schul-
systems vorsehen, fallt das Meinungsbild der Lehrkréafte hin-
gegen differenzierter aus. Im Gegensatz zur Gesamtbevol-
kerung lehnt eine Mehrheit der Lehrkrafte den generellen
Wechsel zu einem Ganztagsschulsystem, in dem alle Kinder
bis 16 Uhr in der Schule sind, ab. Auch sprechen sich im
deutlichen Gegensatz zur Gesamtbevdlkerung fast zwei Drit-
tel der Lehrerlnnen dagegen aus, dass Kinder mit Lern-
schwache zusammen mit Kindern ohne Lernschwéache in
Regelschulen statt in speziellen Sonder- oder Férderschulen
unterrichtet werden. Allerdings sprechen sich auch unter
den Lehrerlnnen Uber 60% daflr aus, dass die Aufteilung
der Schulerlnnen auf Gymnasium und andere weiterfihren-
de Schularten erst nach der sechsten Klasse erfolgt.

Zusammenfassung

Die Ergebnisse des ifo Bildungsbarometers 2016 haben
nicht nur wiederum ein interessantes Bild Uber die Meinun-
gen der Deutschen zu bildungspolitischen Themen aufge-
deckt, sondern erstmals auch erhellende Aufschllsse Uber
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Abb. 15

Welche MaBnahmen fiir mehr Chancengleichheit befiirwortet die Bevélkerung?
Mehrheit fur viele Reformvorschldge zur Verbesserung der Chancengleichheit

Verpflichtender Kindergarten

ohne Information

mit Hinweis auf
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Ganztagsschulen

|

Aufteilung nach 6. Klasse

Stipendien 38 10 7808
o% 25% 50% 75% 100%
M sehr dafir [ eher dafir [weder daftir noch dagegen eher dagegen M sehr dagegen

Frage 1 (jeweils einer zufdllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Verpflichtender Kindergarten — ohne Information Sind Sie daftir oder dagegen, dass Kinder
ab dem Alter von vier Jahren verpflichtet sind, in den Kindergarten zu gehen?

Verpflichtender Kindergarten — mit Hinweis auf Ungleichheit Die Frage »ohne Information«
wurde um denselben Hinweis auf Leistungsunterschiede wie bei der Frage in Abb. 14 erganzt.?
Frage 2 (einer zuféllig ausgewéhlten Teilgruppe gestellt):®

Kostenfreier Kindergarten Sind Sie daflr oder dagegen, dass der Staat die Kindergartenge-
buhren fUr alle Kinder aus einkommensschwachen Familien ab dem Alter von vier Jahren Uber-
nimmt, damit diese kostenfrei in den Kindergarten gehen kénnen?

Frage 3 (einer zuféllig ausgewéhlten Teilgruppe gestellt):®

Mehr Mittel fir Schulen Sind Sie dafiir oder dagegen, dass der Staat deutlich mehr finanzielle
Mittel fir Schulen mit vielen Schilerinnen und Schulern aus benachteiligten Verhaltnissen zur
Verfligung stellt?

Frage 4 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):?

Gehaltszuschlag fur Lehrkrafte Sind Sie daflr oder dagegen, dass Lehrerinnen und Lehrer
einen Gehaltszuschlag erhalten, wenn sie an Schulen mit vielen Schilerinnen und Schulern aus
benachteiligten Verhaltnissen unterrichten?

Frage 5 (einer zuféllig ausgewéhlten Teilgruppe gestellt):®

Ganztagsschulen Sind Sie dafir oder dagegen, dass Deutschland generell zu einem Ganz-
tagsschulsystem wechselt, in dem alle Kinder bis 16 Uhr in der Schule sind?

Frage 6 (einer zufallig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):”

Aufteilung nach 6. Klasse Sind Sie daftir oder dagegen, dass die Aufteilung der Schilerinnen
und Schuler auf Gymnasium und andere weiterfihrende Schularten erst nach der 6. Klasse
erfolgt?

Frage 7 (einer zuféllig ausgewéhlten Teilgruppe gestellt):®

Inklusion Sind Sie daflr oder dagegen, dass Kinder mit Lernschwache in Regelschulen
(zusammen mit Kindern ohne Lernschwache) unterrichtet werden und nicht in speziellen Son-
der- oder Foérderschulen?

Frage 8 (einer zufallig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):”

Stipendien Sind Sie dafur oder dagegen, dass Stipendienprogramme ausgebaut werden, die
einkommensschwache Studierende an Universitaten oder Hochschulen unterstiitzen?

@ Die Frage wurde einer weiteren Teilgruppe zusétzlich mit dem Hinweis auf Leistungsunter-
schiede aus Abbildung 14 und einem Verweis darauf, dass die genannten Reformvorschlage oft
das Ziel haben, die Chancengleichheit im Bildungssystem zu erhdhen, gestellt. Da sich das
Antwortverhalten statistisch nicht von der Version »mit Hinweis auf Ungleichheit« unterscheidet,
werden hier nur die Ergebnisse der Version »mit Hinweis auf Ungleichheit« dargestellt.

5 Die Fragen 2 bis 8 wurden jeweils zwei anderen Teilgruppen mit dem zusatzlichen Hinweis aus
Abbildung 14 bzw. a) gestellt. Da sich das Antwortverhalten in den drei Versionen der jeweiligen
Frage statistisch nicht unterscheidet, werden hier nur die Ergebnisse der Version ohne Hinweise
dargestellt.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

Gemeinsamkeiten und Unterschiede im Meinungsbild zwi-
schen Lehrkraften und der Gesamtbevolkerung gegeben.

dungen fur Lehrerlnnen. Im Schulbereich gibt
es darUber hinaus absolute Mehrheiten fur
deutschlandweit einheitliche Vergleichstests,
fur Entscheidungsfreiheit der Schulleitungen
bei der Einstellung von Lehrkraften und fir
eine Aufteilung zwischen Gymnasium und
anderen Schularten erst nach der 6. Klasse.
Jenseits der Schulzeit werden die Zusam-
menlegung von Ausbildungsberufen, Stipen-
dien fur einkommensschwache Studierende
und das Recht und die Pflicht auf jahrliche
Weiterbildung befurwortet. Im frihkindlichen
Bereich gibt es klare Mehrheiten fur einen
verpflichtenden und fur Einkommensschwa-
che kostenfreien Kindergarten.

Unterschiede in den Meinungen zwischen
Lehrkréften und der Gesamtbevolkerung fin-
den sich vor allem in Themenbereichen, die
die Lehrkrafte selbst und insbesondere ihre
Vergutung und Arbeitssituation direkt betref-
fen. Ob solche Meinungsunterschiede auf-
grund des Expertenwissens der Lehrkrafte,
ihrer spezifischen Interessen oder aus ande-
ren Grinden bestehen, kann die Befragung
nicht beantworten. Aber die gewonnenen
Erkenntnisse werden die Forschung zur po-
litischen Okonomie der Bildungspolitik weiter
beférdern und unser Wissen Uber die Akzep-
tanz und Umsetzbarkeit bildungspolitischer
Reformen erweitern.

Dabei sollte nicht Ubersehen werden, dass
es auch innerhalb der Lehrerschaft bedeu-
tende Unterschiede im Meinungsbild zu ver-
schiedenen bildungspolitischen Fragestel-
lungen gibt. Zwar finden sich erwartungsge-
maB kaum Lehrerinnen, die sich flr sinkende
staatliche Ausgaben flr Schulen oder fir
sinkende Lehrergehalter aussprechen. Aber
in anderen Bereichen gibt es durchaus je-
weils bedeutende Anteile der Lehrerschaft
mit entgegengesetzten Meinungen. So spre-
chen sich beispielsweise zwar 65% der Leh-
rerinnen flr eine Verbeamtung aus, aber
auch 27% dagegen; 70% sind gegen Ge-
haltszuschlage fur gute Lernfortschritte, aber

23% sind auch dafir; 59% sind gegen den Einsatz von
Quereinsteigern, aber 34% sind dafir; 68% sind fur ver-

pflichtende Fortbildungen auBerhalb der Unterrichtszeit,

Interessanterweise gibt es in vielen Bereichen sowohl in der
Gesamtbevdlkerung als auch unter den Lehrkraften abso-
lute Mehrheiten fur grundlegende strukturelle Bildungsrefor-
men. So finden sich deutliche Mehrheiten flir Aufnahmeprt-

fungen zum Lehramtsstudium und verpflichtende Fortbil-  verlaufen.

27% sind dagegen. Es wird eine wichtige Aufgabe der zu-
kUnftigen Forschung sein zu untersuchen, inwiefern diese
Unterschiede systematisch etwa entlang von Schulart, Re-
gion, Geschlecht oder sonstiger Merkmale der Lehrerschaft
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Besonders aufschlussreich sind auch die Ergebnisse, wie
sich das Meinungsbild in denjenigen Teilgruppen verandert,
die mit bestimmten Informationen versorgt werden. So ist
die Zustimmung zu steigenden Bildungsausgaben und ho-
heren Lehrergehaltern deutlich niedriger, wenn die Befragten
Uber das derzeitige Ausgaben- und Gehaltsniveau informiert
wurden. Auch die Zustimmung zu kleineren Schulklassen
sinkt deutlich, wenn auf kostengleiche Alternativen der Mit-
telverwendung hingewiesen wird. Und der Hinweis auf die
jeweiligen Verdienstmdglichkeiten verschiebt den fUr die Kin-
der gewlnschten Bildungsabschluss in Richtung eines
Hochschulabschlusses.

Insbesondere geben die unterschiedlichen Ergebnisse in den
zufallig ausgewahlten Teilgruppen, die zu unterschiedlichen
Varianten desselben Reformvorschlags befragt wurden, Auf-
schitisse dartber, ob und wie sich die konkrete Ausgestal-
tung eines jeweiligen Reformvorschlags auf die Zustimmung
der Bevolkerung auswirkt. Aus politdkonomischer Sicht sind
diejenigen Félle besonders interessant, in denen die Unter-
schiede in den Ausgestaltungsoptionen absolute Mehrheiten
in der Bevdlkerung verschieben. So erhoht es etwa die Zu-
stimmung zum Einsatz von Quereinsteigern im Lehrerberuf
von 48% auf 53%, wenn dieser in Fachern mit Lehrermangel
stattfindet. Die Zustimmung zur freien Unterrichtsgestaltung
fur Lehrkréfte steigt von 47% auf 52%, wenn gleichzeitig
deutschlandweite Vergleichstests das Erreichen der Lernzie-
le Uberprifen. Und die Zustimmung zu StudiengebUhren
steigt von 42% auf 58%, wenn diese nicht in der bisher Ub-
lichen Form, sondern als nachgelagerte StudiengebUlhren
erhoben werden. Interessant ist auch, dass die Ausgestal-
tung der Fortbildungspflicht wahrend bzw. auBerhalb der Un-
terrichtszeit die Meinungen von Lehrkraften und Gesamtbe-
volkerung in unterschiedlicher Richtung beeinflusst.

Die Ergebnisse zur Chancengleichheit im deutschen Bil-
dungssystem legen nahe, dass eine deutliche Mehrheit der
Deutschen die Ungleichheit von Chancen fur Kinder aus
unterschiedlichen sozialen Verhaltnissen als ernsthaftes Pro-
blem ansieht. Fir etliche Reformvorschlage, die auf eine
Erhéhung der Chancengleichheit im Bildungssystem abzie-
len, gibt es in der Bevodlkerung deutliche Mehrheiten. Welche
dieser Reformen besonders effektiv darin wére, die Chan-
cengleichheit im deutschen Bildungssystem tatsachlich zu
erhdhen, ist ein wichtiger Untersuchungsgegenstand flr die
empirische Bildungsforschung. Gerade vor dem Hintergrund
der groBen Bedeutung schul- und bildungspolitischer The-
men flr die Wahlentscheidungen bei Landtagswahlen be-
steht hier ein besonderes Erkenntnisinteresse.
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Was die Deutschen beflirworten

Ludger WéBmann, Philipp Lergetporer, Franziska Kugler und Katharina Werner*

Mit dem Abebben der jiingsten Fliichtlingswelle verschiebt sich der Fokus der Diskussion von
Fragen der unmittelbaren Versorgung hin zur Integration der Fliichtlinge. Damit sind Fragen des
Bildungsstandes, der sprachlichen und beruflichen Qualifikationen und moglicher bildungspoliti-
scher MaBnahmen zur Integration der Fliichtlinge in den Vordergrund geriickt. Um zu sehen, wie
die Deutschen dariiber denken, haben wir in der repriasentativen Befragung des ifo Bildungsbaro-
meters 2016 eine Reihe von Fragen zur Bildungssituation der Fliichtlinge gestellt. Es zeigt sich,
dass drei Viertel der Deutschen den durchschnittlichen Bildungsstand der Fliichtlinge als niedrig
einschatzen. Dementsprechend glaubt die Mehrheit auch nicht, dass die Fliichtlinge dabei hel-
fen, den Fachkraftemangel der deutschen Wirtschaft zu verringern. Bei méglichen bildungspoli-
tischen MaBnahmen fiir erwachsene Fliichtlinge finden sich Mehrheiten fiir staatlich finanzierte
verpflichtende Sprachkurse, eine Ausweitung der Schulpflicht bis 21 Jahre und ein zweijahriges
Bleiberecht nach Abschluss einer Ausbildung. Keine absolute Mehrheit gibt es fiir oder gegen eine
staatliche Ubernahme von Ausbildungskosten der Betriebe und einen Ausbau verkiirzter Ausbil-
dungsberufe fiir Fliichtlinge. Die staatlichen Bildungsausgaben pro Fliichtling sollten nach Ansicht
der Mehrheit eher unverandert bleiben. Bei moéglichen bildungspolitischen MaBnahmen fiir Fliicht-
lingskinder finden sich deutliche Mehrheiten fiir eine moglichst gleichméaBige regionale Verteilung
auf die Schulen, fiir zusatzliche Bundesmittel fiir Sozialarbeiterinnen, Sprachlehrerinnen und Psy-
chologinnen an Schulen und fiir eine steuerlich finanzierte Kindergartenpflicht fiir Fliichtlingskin-
der ab drei Jahren. Bei der Frage, ob Fliichtlingskinder zunédchst langer in getrennten Forderklas-
sen unterrichtet oder schnell in existierende Schulklassen integriert werden sollten, ergibt sich
kein eindeutiges Bild.

Deutschland hat in den vergangenen
Jahren einen massiven Zustrom von
Flichtlingen erlebt. Allein im Jahr 2015
sind laut Statistik des Bundesamts fur
Migration und Fltichtlinge knapp 1,1 Mio.
Flichtlinge nach Deutschland gekom-
men." Die Flichtlingspolitik ist seit Be-
ginn der jungsten Flichtlingskrise ein
Hauptthema in den deutschen Medien
und wird in der politischen sowie der ge-
sellschaftlichen Debatte kontrovers dis-
kutiert. Nachdem der Fllchtlingszustrom
in den vergangenen Monaten nachge-

* Der Artikel ist im Rahmen des im ifo Zentrum fuir
Bildungstkonomik bearbeiteten Projekts »Die
politische Okonomie der Bildungspolitik: Erkennt-
nisse aus einer Meinungsumfrage« entstanden.
Wir danken der Leibniz-Gemeinschaft fur die
finanzielle Unterstitzung im Leibniz-Wettbewerb
(SAW-2014-ifo-2), Guido Schwerdt flr die Unter-
stlitzung von Antrag und Projekt, den Mitgliedern
des Wissenschaftlichen Beirats des Projekts —
Marius Busemeyer, Olaf Koller, Kerstin Martens,
Beatrice Rammstedt und Stefan Wolter —, Natalja
Menold und den Kolleginnen im ifo Zentrum fur
Bildungstkonomik fir Anmerkungen zum Frage-
bogen sowie Sabine Geiss von TNS Infratest fur
die hervorragende Zusammenarbeit bei der
Durchfiihrung der Meinungsumfrage.

" Registrierte Zugénge von Asylsuchenden im
System der Erstverteilung von Asylbegehrenden
(EASY); vgl. Bundesministerium des Innern
(20164a).

lassen hat (vgl. Bundesministerium der
Innern 2016b), fokussiert sich die 6ffent-
liche Diskussion jetzt vor allem auf die
Frage, wie bereits angekommene Fliicht-
linge in die deutsche Gesellschaft inte-
griert werden kénnen. Da es fUr einen
GroBteil der Fliichtlinge kurzfristig kaum
maoglich sein wird, in ihre Heimat zurtck-
zukehren, hat die Beantwortung dieser
Frage oberste Prioritat.

Zur Verbesserung der Integration der
Flichtlinge hat die Bundesregierung im
Juli 2016 ein Integrationsgesetz verab-
schiedet, das im August 2016 in Kraft ge-
treten ist. Es beinhaltet sowohl MaBnah-
men zur Verbesserung der Situation der
Fluchtlinge, etwa in Form von erleichter-
tem Arbeitsmarktzugang fur Asylbewer-
berlnnen und Geduldete, als auch Sank-
tionsmaoglichkeiten bei fehlendem Inte-
grationswillen, etwa Leistungskurzungen
fur Fllchtlinge, die Integrationskursen
wiederholt fernbleiben (vgl. Bundesregie-
rung 2016). Da Spracherwerb und beruf-
liche Quialifizierung von Migrantinnen ent-
scheidend fur deren Integration am Ar-
beitsmarkt — und somit auch in die Ge-
sellschaft — sind (vgl. WéBmann 2016),
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Abb. 1

Wie schitzen die Deutschen den Bildungsstand der
Fliichtlinge ein?

Fluchtlinge werden Uberwiegend als eher niedrig gebildet
eingeschatzt

sehr hoch

sehr niedrig
22%

eher niedrig
56%

Frage:

Wie schatzen Sie den Bildungsstand ein, den die Flichtlinge mitbringen?
Der durchschnittliche Bildungsstand der Flichtlinge ist...

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

erhofft man sich durch das Integrationsgesetz wichtige Ak-
zente fUr eine gelingende Integrationspolitik.

Der vorliegende Beitrag untersucht die dffentliche Meinung
der deutschen Bevolkerung zu verschiedenen bildungspo-
litischen MaBnahmen zur Integration der Fllchtlinge. Dazu
wurden im ifo Bildungsbarometer 2016, einer représentati-
ven Meinungsumfrage der erwachsenen Bevolkerung in
Deutschland, tber 4 000 Personen zu Themen der Fllicht-
lingsintegration durch Bildung befragt.? Die Befragung wur-
de von Ende April bis Anfang Juni 2016 durchgefthrt und
thematisiert sowohl MaBnahmen, die mittlerweile im Rah-
men des Integrationsgesetzes eingeflhrt worden sind, als
auch Reformvorschlége, die nicht in das Integrationsgesetz
eingeflossen sind. Eine methodische Besonderheit der Be-
fragung besteht darin, dass bei einigen Fragen jeweils einem
zufallig ausgewahiten Teil der Befragten bestimmte Informa-
tionen zur Verflgung gestellt wurden, bevor sie dieselbe
Frage beantworteten wie der andere Teil der Befragten, der
diese Informationen nicht erhalten hat. Durch diese Metho-
dik lasst sich untersuchen, welchen Einfluss die bereitge-
stellten Informationen auf das Meinungsbild der deutschen
Bevolkerung haben.

Die Befragung stellt dar, wie das Meinungsbild in der deut-
schen Bevélkerung zu bildungspolitischen Reformvorschla-

2 Das ifo Bildungsbarometer 2016 behandelt dartber hinaus bildungspoli-
tische Themenbereiche, die nicht in direktem Zusammenhang mit der
Integration von Fluchtlingen stehen. Fur Details zur Methodik der Befra-
gung und einen Uberblick tber die tibrigen Ergebnisse vgl. WéBmann et
al. (2016).
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gen zur Integration von Flichtlingen ist. Ein besonderer Fo-
kus liegt dabei auf den Mehrheitsverhaltnissen bei Arbeits-
markt- und Bildungsreformen zur Flichtlingsintegration.
Dabei werden neben den MaBnahmen zur Integration von
erwachsenen Fluchtlingen auch BildungsmaBnahmen fir
Fluchtlingskinder thematisiert. Letztere sind fur die langfris-
tigen Integrationsaussichten besonders wichtig, weil frihes
Lernen den Grundstein flir spatere Qualifikation und damit
fUr Integrationschancen am Arbeitsmarkt legt. Es ist wichtig
zu beachten, dass die berichteten Ergebnisse lediglich das
Meinungsbild der Bevdlkerung aufzeigen. Sie lassen keine
Schllsse darlber zu, ob die jeweiligen MaBnahmen aus
wissenschaftlicher oder politischer Sicht begriiBenswert
oder erfolgversprechend wéren.

Einschatzung des Bildungsstandes der
Fliichtlinge

Informationen Uber das Bildungsniveau der ankommenden
Fltichtlinge stellen eine wichtige Voraussetzung fur die Pla-
nung von politischen MaBnahmen zur Integration der Fllicht-
linge dar. Wahrend es dazu aktuell keine belastbaren Zahlen
gibt, schatzt die Mehrheit der Deutschen das Bildungsniveau
der Fliichtlinge eher niedrig ein: 78% denken, das Bildungs-
niveau ist (sehr oder eher) niedrig, nur 22% sind der Mei-
nung, dass es (sehr oder eher) hoch ist (vgl. Abb. 1). Diese
Einschatzung hangt stark vom Bildungsabschluss der Be-
fragten selbst ab: 82% der Personen, deren hochster Bil-
dungsabschluss ein Hauptschulabschluss ist bzw. die kei-
nen Bildungsabschluss erworben haben, schatzen das Bil-
dungsniveau der Fluchtlinge niedrig ein. Dieser Anteil ist
unter Personen mit Realschulabschluss oder Abitur mit 77%
bzw. 73% signifikant kleiner. Die Einschatzung der Befrag-
ten, dass das Bildungsniveau der Fllchtlinge eher niedrig
ist, deckt sich mit den bisherigen empirischen Befunden aus
verschiedenen Quellen, die im Durchschnitt eher auf ein ge-
ringes Bildungsniveau der Flichtlinge hindeuten (vgl. WoB-
mann 2016).

Entsprechend skeptisch sind die Befragten auch, ob die
Fltichtlinge zur Verringerung des Fachkréftemangels beitra-
gen werden. Der Aussage, dass die Fluchtlinge dabei helfen,
den Fachkraftemangel der deutschen Wirtschaft zu verrin-
gern, stimmen nur 33% (voll oder eher) zu, eine Mehrheit
von 53% stimmt hingegen (eher oder Uberhaupt) nicht zu
(vgl. Abb. 2). Diese Einschatzung héngt allerdings stark mit
der Einschatzung des Bildungsstandes der Fluchtlinge zu-
sammen: Unter denjenigen Befragten, die den Bildungs-
stand der Fllichtlinge als hoch einschétzen, ist eine Mehrheit
(69%) der Meinung, dass die Flichtlinge den Fachkréafte-
mangel verringern kénnen. Unter denjenigen Befragten, die
den Bildungsstand der Flichtlinge als niedrig einschatzen,
sind es hingegen nur 26%.



Forschungsergebnisse | 37

Abb. 2
Konnen die Fliichtlinge den Fachkraftemangel verringern?

besuchen oder abbrechen, staatliche Leis-
tungen geklrzt werden. Dieser VorstoB

Bevdlkerung ist eher skeptisch, besonders wenn Fliichtlinge als niedrig gebildet

eingeschétzt werden

scheint den Praferenzen einer Mehrheit der

gesamte

Bevoélkerung 2

T ¢

Nach Einschatzung des Bildungsstandes der Fliichtlinge

26 34

deutschen Bevolkerung zu entsprechen:
75% der Befragten sind (sehr oder eher) da-

9 fUr, dass alle Fliichtlinge das Recht und die

Pflicht haben, einen Sprachkurs in Deutsch
zu besuchen, dessen Kosten der Staat
Ubernimmt, 45% sind sogar sehr dafur (vgl.
Abb. 3).

‘ ‘

0% 25% 50% 75%

W stimme voll zu
[ stimme eher zu
[Cweder noch
stimme eher nicht zu
[ stimme Uiberhaupt nicht zu
Frage (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Inwieweit stimmen Sie folgender Aussage zu: Die Flichtlinge helfen dabei, den Fachkrafteman-

gel der deutschen Wirtschaft zu verringern.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

Bildungspolitische MaBnahmen zur Integration
erwachsener Fliichtlinge

Die Finanzierung der Integration der Fllichtlinge ist eines der
bestimmenden Themen der offentlichen Debatte. In Bezug
auf die staatlichen Bildungsausgaben flr Flichtlinge ist ein
groBer Teil der Deutschen mit der derzeitigen Ausgabenhd-
he zufrieden: 49% der Befragten sind der Meinung, dass
die staatlichen Bildungsausgaben pro Fluchtling in etwa un-
verandert bleiben sollen (vgl. Abb. 3). Hingegen sprechen
sich nur 25% fur eine Erhéhung und 26% flr eine Senkung
dieser Ausgaben aus.

In Deutschland wurden 69% aller Asylantrége im Jahr 2015
von Personen Uber 18 Jahren gestellt. Unter den volljahrigen
Asylbewerberlnnen ist die Mehrheit von 58% zwischen 18
und 30 Jahren alt (vgl. Bundesamt fur Migration und Fliicht-
linge 2016). Da diese jungen Erwachsenen ihre bisherige
Bildungslaufbahn in ihren Heimatlandern durchlaufen und
zum Teil mehrere Jahre auf der Flucht verbracht haben,
gleichzeitig aber moglicherweise noch ein langes Erwerbs-
leben vor sich haben, stellt ihre Integration in den deutschen
Arbeitsmarkt eine groBe Herausforderung dar. Im Folgenden
prasentieren wir die 6ffentliche Meinung zu verschiedenen
bildungspolitischen Reformvorschlagen, die auf eine verbes-
serte Integration von erwachsenen Flichtlingen abzielen.

Die Forschung zeigt, dass erfolgreiche Arbeitsmarktinte-
gration wesentlich vom Erwerb der Landessprache abhangt
(vgl. etwa Dustmann und Glitz 2011; Ruhose 2013; Chis-
wick und Miller 2015). Im Einklang mit dieser Erkenntnis ist
im Zuge des Integrationsgesetzes vorgesehen, das Ange-
bot an Integrations- und Sprachkursen deutlich zu erhéhen.
Gleichzeitig sollen jenen Fllchtlingen, die diese Kurse nicht

|

100%

In Deutschland endet die Schulpflicht in der
Regel nach zwdélf Schuljahren, also im Alter
von 18 Jahren. Zur besseren Qualifikation
der jugendlichen und jungen erwachsenen
Flichtlinge ist der Reformvorschlag unter-
breitet worden, fur alle jungen Erwachsenen
(auch Fluchtlinge), die weder einen berufs-
qualifizierenden Abschluss noch einen Ar-
beitsplatz haben, die Schulpflicht (zum Bei-
spiel an der Berufs- oder Hochschule) bis
zum Alter von 21 Jahren auszuweiten (vgl. etwa Aktionsrat
Bildung 2016). Die Mehrheit der deutschen Bevolkerung
beflirwortet eine solche Ausweitung der Schulpflicht bis
21 Jahre: 58% sind daflir, 26% sind dagegen (vgl. Abb. 3).

Ein zentraler Bestandteil des Integrationsgesetzes ist die
Erhdhung der Rechtssicherheit bei der Arbeitsmarktinte-
gration der Fluchtlinge. Mit der neuen Regelung werden
Fluchtlinge fur die Gesamtdauer ihrer Ausbildung geduldet
und erhalten bei anschlieBender ausbildungsadaquater Be-
schéftigung ein Aufenthaltsrecht von zwei Jahren. Diese
Neuregelung wird von der deutschen Bevélkerung mehr-
heitlich unterstitzt: 50% der Befragten sind daflr, dass
Flichtlinge, die einen Ausbildungsplatz haben, noch fir min-
destens zwei Jahre nach Ausbildungsabschluss in Deutsch-
land bleiben durfen, auch wenn ihr Asylverfahren in der Zwi-
schenzeit abgelehnt wurde, eine Minderheit von 37% ist
dagegen (vgl. Abb. 3).

Da viele Fluchtlinge ihre Ausbildung nicht abschlieBen, kénn-
ten Unternehmen zdgern, Flichtlinge als Auszubildende ein-
zustellen. Ein weiterer Reformvorschlag zielt daher darauf
ab, Anreize fur Unternehmen zu setzen, um mehr Flichtlin-
ge in Ausbildung zu bringen. So kénnte der Staat einen Teil
der Ausbildungskosten der Betriebe Ubernehmen, die
Fluchtlingen einen Ausbildungsplatz anbieten. Die Meinung
der Deutschen zu dieser Initiative ist gespalten: 45% sind
daflr, dass der Staat einen Teil der Ausbildungskosten der
Betriebe Ubernimmt, die Flichtlingen einen Ausbildungs-
platz anbieten, 41% sind dagegen, die restlichen 14% sind
unentschieden (vgl. Abb. 3).

Die duale Berufsausbildung dauert in Deutschland in der Re-
gel drei Jahre. In der Schweiz wurden in der Vergangenheit
zusatzlich zweijahrige Berufsausbildungen eingeftihrt, um die
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Abb. 3

Welchen MaBnahmen zur Integration erwachsener
Fliichtlinge stimmen die Deutschen zu?

Mehrheit fiir Sprachkurse und Schulpflicht bis 21, kein klares Bild
bei héheren Bildungsausgaben und Reformen zur Berufsausbildung

Staatliche Bildungsausgaben pro Fliichtling

49 16 10
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Ausbau kirzerer Ausbildungsberufe
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Frage 1 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Staatliche Bildungsausgaben pro Fliichtling Sollten die staatlichen Bil-
dungsausgaben pro Flichtling lhrer Meinung nach steigen, sinken oder
unverandert bleiben?

Frage 2 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Recht und Pflicht auf vom Staat finanzierte Sprachkurse Sind Sie daftir
oder dagegen, dass alle Fllichtlinge das Recht und die Pflicht haben, einen
Sprachkurs in Deutsch zu besuchen, wobei der Staat die Kosten Uber-
nimmt?

Frage 3 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Schulpflicht bis 21 Jahre Sind Sie daflir oder dagegen, dass flr alle jungen
Erwachsenen (auch Flichtlinge), die weder einen berufsqualifizierenden
Abschluss noch einen Arbeitsplatz haben, die Schulpflicht (zum Beispiel an
der Berufs- oder Hochschule) bis zum Alter von 21 Jahren ausgeweitet
wird?

Frage 4 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Zweijahriges Bleiberecht nach Ausbildungsabschluss Sind Sie dafur
oder dagegen, dass Flichtlinge, die einen Ausbildungsplatz haben, noch fiir
mindestens zwei Jahre nach Ausbildungsabschluss in Deutschland bleiben
durfen, auch wenn ihr Asylverfahren in der Zwischenzeit abgelehnt wurde?
Frage 5 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):?

Staatliche Kostenubernahme fiir Ausbildung Sind Sie daflr oder dage-
gen, dass der Staat einen Teil der Ausbildungskosten der Betriebe Uber-
nimmt, die Fliichtlingen einen Ausbildungsplatz anbieten?

Frage 6 (einer zuféllig ausgewahiten Teilgruppe gestellt):

Ausbau kiirzerer Ausbildungsberufe In Deutschland dauert die Berufs-
ausbildung in der Regel drei Jahre. Sind Sie dafir oder dagegen, zusétzlich
das Angebot an weniger anspruchsvollen ein- bis zweijahrigen Ausbildungs-
berufen auszubauen, um Ausbildungsaussichten und zigigen Zugang zum
Arbeitsmarkt flr Flichtlinge zu verbessern?

@ Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusétzlichen Hinweis
gestellt, dass Betriebe zogern kdnnten, Fllichtlinge als Auszubildende einzu-
stellen, da viele Flichtlinge ihre Ausbildung abbrechen oder vorzeitig das
Land verlassen. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht von der Ver-
sion ohne den Hinweis unterscheidet, wurden die Ergebnisse hier nicht dar-
gestellt.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

eher dagegen M sehr dagegen

Berufsaussichten fur Jugendliche mit schlechten Ausbil-
dungsaussichten zu verbessern. Dem Vorschlag, in Deutsch-
land das Angebot derartiger verkUrzter Ausbildungsberufe
zu erweitern, um die Arbeitsmarktintegration der Flichtlinge
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zu verbessern (vgl. etwa Aktionsrat Bildung 2016), steht die
deutsche Bevodlkerung ebenfalls gespalten gegentiber. 38%
sprechen sich daflr aus, das Angebot an weniger anspruchs-
vollen ein- bis zweijahrigen Ausbildungsberufen auszubauen,
um Ausbildungsaussichten und zigigen Zugang zum Ar-
beitsmarkt fur Fllichtlinge zu verbessern, 44% sind dagegen,
die restlichen 18% sind unentschlossen (vgl. Abb. 3).

Insgesamt ergibt sich in Bezug auf die Reformvorschlage
zur Integration von erwachsenen Fllchtlingen also ein ge-
mischtes Meinungsbild. Wahrend sich eine absolute Mehr-
heit der Befragten fur verpflichtende staatlich finanzierte
Sprachkurse und eine Ausweitung der Schulpflicht aus-
spricht und eine relative Mehrheit fUr ein zweijahriges Blei-
berecht nach Ausbildungsabschluss sowie eine staatliche
Ubernahme von Ausbildungskosten, ist eine relative Mehr-
heit gegen den Ausbau verkurzter Ausbildungen. Interessant
ist, dass groBe Teile der Bevdlkerung (die zwischen Ende
April und Anfang Juni 2016 befragt wurden) einige der MaB3-
nahmen beflrworten, die im Integrationsgesetz (das im Ju-
li 2016 verabschiedet wurde) verankert wurden.

Bildungspolitische MaBnahmen zur Integration
von Fliichtlingskindern

Neben den MaBnahmen fir erwachsene Fllichtlinge ist auch
die Integration von Kindern aus Fluchtlingsfamilien eine
wichtige gesellschaftliche Aufgabe. Bei den Kindern besteht
die groBte Hoffnung zur Integration durch Bildung, da man
bei ihnen mit friher Forderung die Grundvoraussetzungen
fUr einen erfolgreichen spéteren Bildungsweg schaffen kann.
Dabei haben vor allem Kinder eine gute Chance, schnell die
Sprache zu erlernen, wenn sie Kontakt mit deutschsprachi-
gen Kindern haben (vgl. etwa Ruberg 2013).

Im Rahmen des ifo Bildungsbarometers haben wir zunéchst
gefragt, ob flr Fllichtlingskinder ab einem Alter von drei Jah-
ren eine Kindergartenpflicht bestehen sollte, wobei die Ge-
blUhren vom Staat durch Steuergelder tibernommen werden.
Die Mehrheit der Bevolkerung (56%) spricht sich fur eine
solche Regelung aus, knapp ein Drittel (30%) ist dagegen
(vgl. Abb. 4). Die Antworten unterscheiden sich nicht statis-
tisch relevant in einer Teilgruppe der Befragten, die zusatzlich
darauf hingewiesen wurden, dass Kinder am schnellsten ei-
ne neue Sprache und Kultur erlernen, wenn sie im taglichen
Kontakt mit muttersprachlichen Kindern sind.

Ab dem Grundschulalter sind Fltichtlingskinder in den meis-
ten Fallen bereits einige Monate nach ihrer Ankunft in
Deutschland schulpflichtig. Dabei stellt sich die Frage, wie
die Integration der Fllichtlingskinder in den Schulunterricht
gestaltet werden sollte. Eine erste Frage ist hierbei die regio-
nale Verteilung auf verschiedene Schulen (vgl. etwa Aktions-
rat Bildung 2016). Bei diesem Thema sprechen sich 81%
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Abb. 4

Wie sollen Fliichtlingskinder gefordert werden?
Klare Zustimmung fur Kindergartenpflicht, gleichmaRige Verteilung
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Frage 1 (einer zuféllig ausgewahiten Teilgruppe gestellt):?
Kindergartenpflicht fur Flichtlingskinder — durch Steuergelder finan-
ziert Sind Sie flir oder gegen eine Kindergartenpflicht fur Fltichtlingskinder
ab einem Alter von drei Jahren, wenn die Gebuthren vom Staat durch Steu-
ergelder Gbernommen werden?

Frage 2 (jeweils einer zufallig ausgewéhlten Teilgruppe gestellt):
GleichmaBige Verteilung der Fliichtlingskinder auf alle Schulen — ohne
Information [mit Hinweis auf Forschung] [Studien zeigen, dass es sich
nicht negativ auf den Schulerfolg von einheimischen Kindern auswirkt, wenn
nur einige wenige Kinder mit Migrationshintergrund in ihre Schulklasse kom-
men.] Sind Sie dafir oder dagegen, dass Flichtlingsfamilien regional so
verteilt werden, dass sich die Fluchtlingskinder moglichst gleichmaBig auf
alle Schulen in Deutschland verteilen?

Frage 3 (jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Unterricht von Flichtlingskindern - [in existierenden Klassen] {in spezi-
ellen Forderklassen} Manche sagen, dass Fliichtlingskinder sehr schnell in
die existierenden Schulklassen integriert werden sollten (begleitet von
Sprach- und UnterstitzungsmaBnahmen), um Sprache und Kultur schnell
kennenzulernen. Andere sagen, dass Fluchtlingskinder zundchst langere
Zeit getrennt in speziellen Forderklassen unterrichtet werden sollten, um sie
auf den Regelunterricht vorzubereiten.

[Sind Sie dafir oder dagegen, Fluchtlingskinder sehr schnell in die existie-
renden Schulklassen zu integrieren?]

{Sind Sie dafir oder dagegen, Flichtlingskinder zunachst langere Zeit
getrennt in speziellen Forderklassen zu unterrichten?}

Frage 4 (einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Schulpersonal fur Betreuung der Flichtlinge — mehr Geld vom Bund
Sind Sie daftr oder dagegen, dass der Bund den Schulen mehr Geld zur
Verfigung stellt, um Sozialarbeiter/innen, Sprachlehrer/innen und Psycholo-
ginnen/Psychologen flr die Betreuung der Fllichtlinge zu bezahlen?

@ Einem Teil der Befragten wurde die Frage mit dem zusétzlichen Hinweis
gestellt, dass die Forschung zeigt, dass Kinder am schnellsten eine neue
Sprache und Kultur erlernen, wenn sie im téglichen Kontakt mit mutter-
sprachlichen Kindern sind. Da sich das Antwortverhalten statistisch nicht
von der Version ohne den Hinweis unterscheidet, wurden die Ergebnisse
hier nicht dargestellt.

Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.

der Befragten daflr aus, dass Fluchtlingsfamilien regional
so verteilt werden, dass sich die Fltichtlingskinder moglichst
gleichmaBig auf alle Schulen in Deutschland verteilen (vgl.
Abb. 4). Eine Teilgruppe der Befragten erhielt zudem den

Hinweis, dass Studien zeigen, dass es sich nicht negativ
auf den Schulerfolg von einheimischen Kindern auswirkt,
wenn nur einige wenige Kinder mit Migrationshintergrund
in ihre Schulklasse kommen (vgl. Jensen 2015). Mit dieser
Information sinkt die Zustimmung zu einer gleichméBigen
regionalen Verteilung auf hohem Niveau Uberraschender-
weise leicht um 5 Prozentpunkte, groBtenteils zugunsten
eines hoheren Anteils an Befragten, die angeben, weder
dafir noch dagegen zu sein.

Auch innerhalb einer Schule gibt es verschiedene Vorschla-
ge, wie Neuankdémmlinge unter den Fltchtlingskindern am
besten in den Schulalltag integriert werden kdnnen (vgl. et-
wa Aktionsrat Bildung 2016). So haben einige Schulen, zum
Teil aus praktischen Griinden, sogenannte »Willkom-
mensklassen« eingefuhrt, die die Flichtlingskinder zunachst
getrennt von den anderen Schulerlnnen auf den Unterricht
vorbereiten. Andere Schulen integrieren die Fltichtlingskin-
der hingegen direkt in bestehende Schulklassen. Um die
Meinung der Bevolkerung zu diesem Thema zu erfahren,
haben wir die Befragten zunéchst mit folgender Abwagung
auf die Frage vorbereitet: »Manche sagen, dass Flichtlings-
kinder sehr schnell in die existierenden Schulklassen integ-
riert werden sollten (begleitet von Sprach- und Unterstit-
zungsmaBnahmen), um Sprache und Kultur schnell ken-
nenzulernen. Andere sagen, dass Flichtlingskinder zu-
nachst langere Zeit getrennt in speziellen Férderklassen
unterrichtet werden sollten, um sie auf den Regelunterricht
vorzubereiten. «

Vor diesem Hintergrund haben wir eine erste Teilgruppe
gefragt, ob sie daftir oder dagegen sind, Fluchtlingskinder
sehr schnellin die existierenden Schulklassen zu integrieren.
In dieser Teilgruppe spricht sich die Mehrheit der Befragten
sowohl bei Flichtlingskindern im Grundschulalter (72%) als
auch bei Fltchtlingskindern an weiterfihrenden Schulen
(62%) fur eine schnelle Integration in existierende Klassen
aus, dagegen ist lediglich eine Minderheit (17% bzw. 27 %;
vgl. Abb. 4). Eine zweite Teilgruppe haben wir nach dersel-
ben EinfUhrung gefragt, ob sie daflr oder dagegen sind,
Fluchtlingskinder zun&chst langere Zeit getrennt in speziel-
len Forderklassen zu unterrichten. In dieser Teilgruppe
spricht sich die Mehrheit der Befragten sowohl im Grund-
schulalter (54%) als auch an weiterflihrenden Schulen (48%)
fUr langeren Unterricht in speziellen Forderklassen aus, da-
gegen st lediglich eine Minderheit (35% bzw. 39%; vgl. Abb.
4). Diese Ergebnisse zeigen, dass die Befragten eine leich-
te Préferenz fUr die schnelle Integration in die existierenden
Schulklassen haben, besonders flr Kinder im jliingeren Alter.
Allerdings deuten sie auch darauf hin, dass die beiden Vor-
gehensweisen nicht als sich gegenseitig ausschlieBend ver-
standen werden und dass viele Befragte bei dieser Frage-
stellung maéglicherweise keine starke Praferenz haben. Die
Tatsache, dass die Zustimmung zu einer schnellen Integra-
tion deutlich hoher ist als die Ablehnung von speziellen For-
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Abb. 5

Wie beeinflusst die Medienberichterstattung die Meinung
der Deutschen?
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Frage 1 (jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Flichtlinge verringern Fachkraftemangel — ohne Information Inwieweit
stimmen Sie folgender Aussage zu: Die Fliichtlinge helfen dabei, den Fach-

kraftemangel der deutschen Wirtschaft zu verringern.

Frage 2 (jeweils einer zuféllig ausgewahlten Teilgruppe gestellt):

Staatliche Bildungsausgaben pro Flichtling — ohne Information Sollten
die staatlichen Bildungsausgaben pro Flichtling Ihrer Meinung nach steigen,

sinken oder unverandert bleiben?
Frage 3:¥

Glaubwirdigkeit der Medienberichte Gber Fllichtlinge Fur wie glaubwr-

dig halten Sie Medienberichte Uber Fllichtlinge?

Fragen 1-2: In jeweils drei weiteren zuféllig gewahiten Teilgruppen wurde die
Frage »ohne Information« um folgende Hinweise erganzt. Die Befragten ver-
blieben fur diese zwei Fragen (und auch fur die Frage nach kirzeren Ausbil-

dungsberufen® (vgl. Abb. 3)) in der gleichen Teilgruppe:

Information Uber schlechte Bildung In den Medien wurde berichtet, dass
die Flichtlinge eher schlecht gebildet sind, da laut einer Studie 65% der
Schulerinnen und Schler in Syrien nicht das Basisniveau an schulischen

Kompetenzen erreichen.

Information Gber gute Bildung In den Medien wurde berichtet, dass die
Fltichtlinge eher gut gebildet sind, da laut einer Studie 43% der Fltichtlinge

aus Syrien eine Universitat besucht haben.

Information schlechte und gute Bildung In den Medien wurde berichtet,
dass die Flichtlinge eher schlecht gebildet sind, da laut einer Studie 65%
der Schulerinnen und Schuler in Syrien nicht das Basisniveau an schuli-
schen Kompetenzen erreichen. In den Medien wurde auch berichtet, dass
die Fltichtlinge eher gut gebildet sind, da laut einer Studie 43% der Fllicht-

linge aus Syrien eine Universitat besucht haben.

@ Diese Frage wurde allen Befragten ohne weitere Hinweise oder Informati-
onen gestellt. Da sie im Verlauf der Befragung direkt nach Frage 1 und 2 und
der Frage nach kurzeren Ausbildungsberufen (vgl. Abb. 3) gestellt wurde,
werden die Ergebnisse flr die oben genannten vier Teilgruppen prasentiert.
b Da sich das Antwortverhalten in den vier Teilgruppen bei dieser Frage nicht
signifikant voneinander unterscheidet, werden in Abbildung 3 nur die Ergeb-

nisse der Version »ohne Information« dargestellt.
Quelle: ifo Bildungsbarometer 2016.
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derklassen, kdnnte darauf hindeuten, dass sich viele Befrag-
te flexible Lésungsansatze durch eine Mischung aus beiden
Ansatzen winschen.

Die Finanzierung des Lehrpersonals ist in Deutschland Sa-
che der Bundeslander. Ein Reformvorschlag sieht vor, dass
sich der Bund an der Finanzierung von Unterstltzungsper-
sonal wie Sozialarbeiterlnnen, Sprachlehrerlnnen und Psy-
chologlnnen beteiligen kbnnte, um damit die Integration der
Fluchtlingskinder in den Schulen zu unterstttzen. Die Be-
volkerung ist einem solchen Vorschlag gegenlber sehr auf-
geschlossen: Im ifo Bildungsbarometer sprechen sich 61%
der Befragten daflr aus, dass der Bund den Schulen mehr
Geld zur Verfligung stellt, um Sozialarbeiterinnen, Sprach-
lehrerlnnen und Psychologlinnen fur die Betreuung der
Fllichtlinge zu bezahlen (vgl. Abb. 4).

Insgesamt unterstUtzt die deutsche Bevolkerung also zahl-
reiche zusatzliche BildungsmaBnahmen zur Integration der
Fluchtlingskinder. Die Kindergartenpflicht flr Flichtlingskin-
der, die gleichmaBige Verteilung der Flichtlingskinder auf
alle Schulen und zusétzliche bundesfinanziert soziale Ar-
beitskrafte in den Schulen werden jeweils von einer absolu-
ten Mehrheit der Befragten beflrwortet. Lediglich bei der
Frage des Unterrichts von Fluchtlingskindern in existieren-
den Klassen oder in getrennten Férderklassen ergibt sich
kein eindeutiges Bild.

Die Rolle der Berichterstattung in den Medien

Bei der Information der Bevolkerung Uber Entwicklungen der
Fllichtlingssituation spielen die Medien eine tragende Rolle.
Gleichzeitig ist nur wenig Uber die in Deutschland angekom-
menen Flichtlinge bekannt. Belastbare Daten oder wissen-
schaftliche Studien sind oft nicht vorhanden. So wurden etwa
in den Medien widersprichliche Informationen zum Bildungs-
stand der Fllichtlinge berichtet: einerseits, dass die Fllichtlin-
ge eher schlecht gebildet seien, da laut einer Studie 65% der
Schulerlnnen in Syrien nicht das Basisniveau an schulischen
Kompetenzen erreichen (vgl. W8Bmann 2015). Andererseits
wurde Uber eine Studie berichtet, nach der die Fllchtlinge
eher gut gebildet seien, da 43% der syrischen Flichtlinge
eine Universitat besucht haben (vgl. UNHCR 2015).8

3 Beide Informationen kdnnen durchaus korrekt sein. Die unterschiedli-
chen Ergebnisse kénnen von Unterschieden der jeweiligen Erhebung
herriihren, beispielsweise vom konkreten BildungsmaB3 (Kompetenz-
niveaus in Mathematik und Naturwissenschaft vs. Besuch einer Univer-
sitét, wobei ein Abschluss der Universitat und eine Vergleichbarkeit mit
deutschen Universitaten nicht erhoben wurde), von der Erhebungsme-
thode (in internationalen Tests gemessene Kompetenzen vs. Selbstaus-
kunft des Bildungsbesuchs), von der jeweils untersuchten Grundstich-
probe (Schulerlnnen in Syrien vor Ausbruch des Blrgerkrieges vs. an
der tUrkisch-griechischen Grenze befragte syrische Fllichtlinge) oder von
der Repréasentativitat (die Schulerstichprobe stellte durch eine Zufalls-
stichprobe Reprasentativitét fir die syrische Schilerschaft sicher, die
Flichtlingsstichprobe war nicht reprasentativ).
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Um die Auswirkungen dieser widersprichlichen Medien-
berichte auf die 6ffentliche Meinung zu untersuchen, wur-
den die Befragten bei der Beantwortung von drei Fragen
zufallig in vier Teilgruppen eingeteilt.* Wahrend die erste
Teilgruppe die Fragen nach der Verringerung des Fachkréf-
temangels (vgl. Abb. 2), den Bildungsausgaben pro Fliicht-
ling und dem Ausbau des Angebotes von kirzeren Ausbil-
dungsberufen (vgl. Abb. 3) ohne weitere Informationen be-
antwortet hat, erhielten die anderen Teilgruppen direkt vor
der Beantwortung dieser Fragen verschiedene Informatio-
nen zum Bildungsstand der Fliichtlinge. Die zweite Teilgrup-
pe wurde dartber informiert, dass in den Medien berichtet
wurde, dass die Fliichtlinge eher schlecht gebildet sind, da
laut einer Studie 65% der Schulerlnnen in Syrien nicht ein-
mal ein Basisniveau an schulischen Kompetenzen errei-
chen. Die dritte Teilgruppe wurde dartber informiert, dass
in den Medien berichtet wurde, dass die Flichtlinge eher
gut gebildet sind, da laut einer Studie 43% der Fluchtlinge
aus Syrien eine Universitat besucht haben. Die vierte Teil-
gruppe wurde Uber beide Berichterstattungen der Medien
informiert.®

Die Informationen Uber die Medienberichterstattung zum
Bildungsstand der Fltichtlinge verandern das Meinungsbild
der Befragten zum Teil deutlich. Die Zustimmung zur Aus-
sage, dass Fluchtlinge bei der Verringerung des Fachkréaf-
temangels helfen kdnnen, ist in der dritten Teilgruppe mit
Hinweis auf einen guten Bildungsstand mit 42% signifikant
hoher und die Ablehnung mit 45% signifikant geringer als in
der Teilgruppe ohne Information (33% Zustimmung, 53%
Ablehnung; vgl. Abb. 5). Der Hinweis auf einen schlechten
Bildungsstand in der zweiten Teilgruppe hat keine signifikan-
te Auswirkung auf das Meinungsbild (konsistent mit der bei
den meisten Befragten eher geringen Einschétzung des Bil-
dungsstandes der Flichtlinge). Die vierte Teilgruppe, die
Uber widersprUchliche Medienberichte informiert wurde, ist
tendenziell optimistischer als die uninformierte Teilgruppe:
38% stimmen der Aussage zu, 48% stimmen nicht zu (Un-
terschied zur uninformierten Teilgruppe statistisch marginal
signifikant, zur zweiten Teilgruppe hoch signifikant).

Auch die Meinungen zu den Bildungsausgaben fur Flicht-
linge hédngen von den Informationen zum Bildungsstand ab.
Unter den Befragten, die Uber Medienberichte zu einem
schlechten Bildungsstand der Fltchtlinge informiert wurden,
ist die Beflrwortung zu einer Erhéhung der Bildungsausga-
ben pro Flichtling mit 30% um 5 Prozentpunkte signifikant
hoher als in der Teilgruppe ohne Information (vgl. Abb. 5).
Gleichzeitig ist der Anteil derjenigen, die sich fUr ein Sinken
der Bildungsausgaben fur Flichtlinge aussprechen, in der

4 Da diese Fragen am Ende der Befragung gestellt wurden, kann ausge-
schlossen werden, dass die bereitgestellten Informationen die Beantwor-
tung der restlichen Fragen beeinflusst haben.

5 Esist wichtig zu betonen, dass die Befragten in keiner Teilgruppe falsch
informiert wurden, da in den Medien Uber beide Studien ausfihrlich und
unabhangig voneinander berichtet wurde.

dritten Teilgruppe mit Hinweis auf einen guten Bildungsstand
mit 21% signifikant niedriger als in der Teilgruppe ohne In-
formation. Das Meinungsbild in der Teilgruppe mit Hinweis
auf Medienberichte zu guter und schlechter Bildung der
Flichtlinge unterscheidet sich dagegen nicht in signifikanter
Weise von der Teilgruppe ohne Information.

Auf die 6ffentliche Meinung zum Ausbau des Angebotes von
klrzeren Ausbildungsberufen, um die Ausbildungsaussich-
ten und den Zugang zum Arbeitsmarkt fur Fluchtlinge zu
verbessern, haben die bereitgestellten Informationen jedoch
keine Auswirkungen. In allen Teilgruppen unterscheidet sich
das Antwortverhalten nicht signifikant von der ersten Teil-
gruppe ohne Information (vgl. Abb. 3).

AbschlieBend wurden die Befragten gebeten anzugeben,
fur wie glaubwirdig sie Medienberichte Uber Flichtlinge hal-
ten. Die Einschatzung féllt sehr gemischt aus: Fast die Half-
te der Befragten (48%) in der Teilgruppe ohne Information
halt die Medienberichte Uber Flichtlinge fUr (sehr oder eher)
unglaubwdrdig, nur 34% halten sie fur (sehr oder eher)
glaubwdirdig. Mit 39% fallt dieser Anteil unter den Befragten
in der zweiten Teilgruppe, die in den drei vorhergehenden
Fragen auf den schlechten Bildungsstand der Flichtlinge
hingewiesen wurden, etwas hoher aus. Von den Befragten
der vierten Teilgruppe, die auf widerspruchliche Medienbe-
richte zum Bildungsstand der Fliichtlinge hingewiesen wur-
den, halten hingegen nur 29% die Medienberichte fur (sehr
oder eher) glaubwUrdig.® Die dritte Teilgruppe mit Hinweis
auf guten Bildungsstand schlieBlich unterscheidet sich nicht
signifikant von der uninformierten Teilgruppe, allerdings halt
unter ihnen eine absolute Mehrheit von 52% die Medienbe-
richte Uber Fluchtlinge fur (sehr oder eher) unglaubwurdig.

Insgesamt legen die Ergebnisse nahe, dass die mediale Be-
richterstattung einen wichtigen Einfluss auf die offentliche
Meinung zu BildungsmaBnahmen flr die Integration von
Fltichtlingen haben kann. Dabei scheinen Medienberichte,
die nicht der eigenen Einschatzung entsprechen, sowie Me-
dienberichte Uber widerspriichliche Studienergebnisse die
Einschéatzung der Glaubwdirdigkeit der Medien zum Thema
Flichtlinge zu verringern.

Unterschiede in den Meinungen von Lehrkraften
und Gesamtbevélkerung

Im ifo Bildungsbarometer 2016 haben wir einen besonderen
Schwerpunkt auf die Frage gelegt, inwieweit sich die bil-
dungspolitischen Meinungen von Lehrkréften an allgemein-
bildenden Schulen von jenen der Gesamtbevdlkerung un-
terscheiden (vgl. WéBmann et al. 2016). Lehrkréafte sind fr

6 Die Anteile der zweiten und vierten Teilgruppe unterscheiden sich jeweils
statistisch marginal signifikant von der uninformierten Teilgruppe, die
Unterschiede der zweiten von der dritten und vierten Teilgruppe sind sta-
tistisch hoch signifikant.
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die Bildungspolitik von besonderer Bedeutung, da sie einer-
seits Experten im Bildungsbereich sind, andererseits aber
auch ein eigenes Interesse an ihrem Berufsstand haben. Um
die bildungspolitischen Meinungen der Lehrkrafte repréasen-
tativ abbilden zu kénnen, wurde die Gruppe der aktiven
Lehrerlnnen an allgemeinbildenden Schulen in der Befra-
gung auf 713 erhoht (vgl. WoBmann et al. 2016 fur Details
zur Stichprobenziehung).

In der Einschéatzung, dass der Bildungsstand der Fltchtlinge
eher niedrig ist, unterscheiden sich die Lehrkréfte nicht sig-
nifikant von der Gesamtbevolkerung. Dies ist allerdings die
einzige Frage, bei der es keine signifikanten Unterschiede
zwischen der Meinung der Lehrkréfte und der Gesamtbe-
volkerung gibt.

Insgesamt zeigt sich, dass Lehrkréfte vielen Bildungsrefor-
men zur Integration von Flichtlingen noch deutlich positiver
gegenUberstehen als die Gesamtbevodlkerung. So sprechen
sich 82% der Lehrerlnnen flr eine Kindergartenpflicht fur
Fltichtlingskinder ab drei Jahren aus, in der Gesamtbevol-
kerung sind es 56% (vgl. Abb. 4). Ahnlich groBe Unterschie-
de finden sich in der Zustimmung zur gleichméaBigen regio-
nalen Verteilung von Fllchtlingsfamilien (96% vs. 81%), zu
Mittelerhdhungen flir Schulpersonal fir die Betreuung der
Fltichtlinge (90% vs. 61%), zu Recht und Pflicht auf Sprach-
kurse (94% vs. 75%), zur staatlichen Ubernahme von Aus-
bildungskosten von Betrieben, die Fluchtlinge ausbilden
(66% vs. 45%) und zu héheren Bildungsausgaben pro
Fluchtling (40% vs. 25%).

Mit 83% spricht sich auch ein gréBerer Anteil der Lehrerin-
nen als der Gesamtbevolkerung (72%) fir eine schnelle In-
tegration von Fluchtlingskindern im Grundschulalter in exis-
tierende Schulklassen aus. Die Zustimmung zu getrenntem
Unterricht der Grundschulerlnnen unterscheidet sich hinge-
gen nicht signifikant zwischen Lehrkraften und Gesamtbe-
vOlkerung. Bei den Flichtlingskindern an weiterfihrenden
Schulen spricht sich im Gegensatz zur Gesamtbevolkerung
(48%) die Mehrheit der Lehrkréafte (66%) flr zunachst 1an-
gere Zeit getrennten Unterricht in speziellen Férderklassen
aus. Kein Unterschied findet sich hingegen in der Zustim-
mung zur schnellen Integration in existierende Schulklassen
fur Kinder dieser Altersgruppe.

Auch in folgenden Themenbereichen liegt die Zustimmung
unter den Lehrkréften hdher als in der Gesamtbevélkerung,
wobei die Unterschiede kleiner ausfallen: Schulpflicht bis
21 Jahre (66% vs. 58%), zweijahriges Bleiberecht nach Ab-
schluss einer Ausbildung (58% vs. 50%), Ausbau verkUrz-
ter Ausbildungsberufe (50% vs. 38%) und die Einschatzun-
gen zur Hilfe beim Fachkréaftemangel (45% vs. 33%) und
zur GlaubwUrdigkeit der Medienberichte zu Fllchtlingen
(41% vs. 33%).
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Insgesamt zeigt der Vergleich von Lehrkraften und Gesamt-
bevdlkerung, dass die Zustimmung unter Lehrerinnen zu
fast jeder vorgeschlagenen Bildungsreform zur Integration
der Fluchtlinge héher ist. Da es in erster Linie die Lehrkréafte
sind, die mit Flichtlingen im Bildungsbereich arbeiten und
die somit entscheidend flir eine erfolgreiche Integration sind,
ist die hohe Reformbereitschaft in dieser Gruppe ein wich-
tiger Befund. Der vorliegende Beitrag kann nicht beantwor-
ten, warum sich die Lehrkréfte in ihren Einschatzungen un-
terscheiden. Allerdings sind die Unterschiede zwischen
Lehrkraften und Gesamtbevolkerung generell nicht auf so-
ziodemographische Unterschiede zwischen den beiden
Gruppen zurlckzuflihren. Kontrolliert man beim Vergleich
von Lehrkraften und Gesamtbevolkerung fur Alter, Ge-
schlecht und den héchsten Bildungsabschluss der Befrag-
ten, bleiben die berichteten statistisch signifikanten Unter-
schiede generell bestehen.”

Zusammenfassung

Der Zuzug einer groBen Zahl von Flichtlingen stellt Deutsch-
land derzeit vor vielféltige Herausforderungen. Die Befra-
gung der deutschen Bevolkerung zeigt, dass zusatzliche
BildungsmaBnahmen flr die Integration der Flichtlinge in
Bereichen wie Kindergarten- und Schulpflicht, verpflichten-
de Sprachkurse, schnellere Integration in den Regelunter-
richt, zusétzliche soziale Arbeitskréfte in Schulen und Aus-
weitung des Bleiberechts fUr Flichtlinge nach Ausbildungs-
abschluss mehrheitlich begriiBt werden. In anderen Berei-
chen wie dem Ausbau verkirzter Ausbildungsberufe und
der staatlichen Ubernahme von Ausbildungskosten der
Betriebe ist die Meinung hingegen eher gespalten. Zudem
wulnschen sich die Befragten ein stabiles Niveau der Bil-
dungsausgaben pro Fllichtling und eine gleichmaBige Ver-
teilung der Fllchtlingskinder auf alle Schulen. Den Bildungs-
stand der Fllchtlinge und die Wahrscheinlichkeit, dass sie
den Fachkraftemangel in Deutschland verringern kénnen,
schétzen die Befragten als eher gering ein. Wahrend Lehr-
kréfte den Bildungsstand der Fluchtlinge ahnlich gering ein-
schatzen, stehen sie vielen Reformvorschlagen zur Bil-
dungsintegration von Fluchtlingen noch deutlich positiver
gegentiber als die Gesamtbevolkerung.

Die Bereitstellung von Informationen Uber die Berichterstat-
tung in den Medien kann das Meinungsbild der Befragten
zum Teil signifikant verdndern. So erhéht der Hinweis auf
Medienberichte, die zeigen, dass die Fllichtlinge eher gut
gebildet sind, den Anteil der Befragten, die glauben, dass
die Flichtlinge den Fachkréftemangel in Deutschland ver-

7 Zwei Ausnahmen sind die Zustimmung zum Ausbau verkirzter Ausbil-
dungsberufe fur Fliichtlinge und die Eischéatzung, dass Flichtlinge dabei
helfen, den Fachkréaftemangel der deutschen Wirtschaft zu verringern. In
diesen beiden Fallen wird der Meinungsunterschied zwischen den beiden
Gruppen statistisch insignifikant, wenn man flr soziodemographische
Eigenschaften kontrolliert.
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ringern werden. Der Hinweis auf Medienberichte Uber
schlechte Bildung der Fluchtlinge erhéht hingegen den An-
teil der Befragten, die sich mehr staatliche Bildungsausga-
ben je Flichtling wiinschen. Erhalten Befragte die gegen-
laufigen Hinweise gemeinsam, sinkt die Einschatzung der
Glaubwiirdigkeit von Medienberichten zu Fllchtlingen.

An anderer Stelle haben bereitgestellte Informationen jedoch
keine signifikante Auswirkung auf das Meinungsbild der Be-
vOlkerung. Zum Beispiel hat der Hinweis auf Forschung zur
Bedeutung des Kontaktes mit muttersprachlichen Kindern
flr das Erlernen der Sprache keinen Einfluss auf die Zustim-
mung zur Einfihrung einer Kindergartenpflicht. Auch veran-
dert der Hinweis, dass manche Betriebe aufgrund der ho-
heren Risiken zdgern konnten Fltichtlinge auszubilden, nicht
die Zustimmung zu einer staatlichen Férderung von Ausbil-
dungsplatzen fur Fllichtlinge. Ebenso haben Hinweise auf
Medienberichte zum Bildungsstand der Flichtlinge keinen
Einfluss auf die Zustimmung zu einem Ausbau verkurzter
Ausbildungsberufe.

Die hier vorgestellten Ergebnisse geben einen wichtigen ers-
ten Eindruck vom Meinungsbild der deutschen Bevolkerung
zu Fragen der Bildungsintegration von Fltchtlingen. In wei-
teren Analysen mit den Daten des ifo Bildungsbarometers
2016 wird es zudem mdglich sein zu untersuchen, wie die
Einschatzung des Bildungsstandes der Fllichtlinge mit der
Zustimmung zu bildungspolitischen MaBnahmen zusam-
menhangt, wie sich bereitgestellte Informationen fur einzel-
ne Bevolkerungsgruppen auswirken und wie sich das Mei-
nungsbild je nach Mediennutzungsverhalten unterscheidet.
Damit ergibt sich ein spannender Einblick in das Zusam-
menspiel zwischen Information und Meinung zu einem kon-
trovers diskutieren Thema der deutschen Integrationspolitik.
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nachhaltig aufgestellt?

Florian Dorn, Benedikt Kauf*, Manuela Krause und Niklas Potrafke

In der Juni-Umfrage des Okonomenpanels von ifo und FAZ wurden Professoren fiir Volkswirt-
schaftslehre an deutschen Universitidten zum Thema Altersvorsorge und einer Reform der Gesetz-
lichen Rentenversicherung befragt. Die Mehrheit der Okonomen sieht demnach das gegenwirtige
Rentensystem als nicht nachhaltig aufgestellt an. Die Teilnehmer sprechen sich daher im Hinblick
auf eine langfristige Finanzierung der gesetzlichen Rente insbesondere fiir ein hoheres Rentenein-
trittsalter aus.

Vor dem Hintergrund des demographi-
schen Wandels in Deutschland wurde das
Rententhema zuletzt immer wieder in der
politischen Debatte aufgeworfen und
scheint erneut ein wichtiges Thema im
Bundestagswahlkampf 2017 zu werden.
Auchim Hinblick auf die &ffentlichen Finan-
zen des Staates ist es nicht zu vernachlés-
sigen. So sind die allgemeinen Rentenver-
sicherungsleistungen der gréBte Ausga-
benposten im Bundeshaushalt. Ein Haupt-
teil der Ausgaben flir die Rentenversiche-
rung geht dabei als Zuschuss an die
allgemeine Rentenversicherung. Der Bun-
deszuschuss ist nach den Beitragseinnah-
men die wichtigste Einnahmequelle der
Gesetzlichen Rentenversicherung.

In der Juni-Umfrage wurden die Okono-
men unter anderem zum Rentensystem
im Allgemeinen, zum Renteneintrittsalter
und zur Reformierung der Gesetzlichen
Rentenversicherung befragt. Die Rick-
laufquote betrug 25,7%. 95,7% der Teil-
nehmer beantworteten dabei den Frage-
bogen vollstandig.

Wie nachhaltig ist das gegenwar-
tige gesetzliche Rentensystem?

Das gesetzliche Rentensystem basiert in
Deutschland auf einem Umlageverfahren,
in dem die arbeitende Bevolkerung die
Renten der Elterngeneration finanziert. Al-
lerdings mussen die Jungen in den kom-
menden Jahren eine immer weiter stei-
gende Zahl von Rentnern mitversorgen.
Wahrend im Jahr 2001 in Deutschland auf
100 Burger im arbeitsfahigen Alter (20 bis
unter 65 Jahre) noch knapp 28 Birgerim
Rentenalter (ab 65 Jahre) entfielen (vgl.
Statistisches Bundesamt 2003, S. 38),
sind es gegenwartig bereits knapp

* Benedikt Kauf war von Juni bis August 2016
Praktikant im ifg Zentrum fur offentliche Finanzen
und politische Okonomie.
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Uber 35 (vgl. Statistisches Bundesamt
2015, S. 95-98). Dieser sogenannte Al-
tersquotient wird sich auch in den kom-
menden Jahren weiter erhéhen. Nach der
mittleren Prognose des Statistischen
Bundesamtes werden es im Jahr 2030
bereits knapp 50 Rentner sein.! Gegen-
wartig scheint die Finanzierung der Ren-
ten nicht gefahrdet, da durch die Trend-
wende am Arbeitsmarkt und die glinstige
Konjunktur der vergangenen Jahre sogar
Rucklagen gebildet werden konnten. Auf-
grund des steigenden Altersquotienten
und stetig schrumpfender Rucklagen
geht aber selbst die derzeitige Bundesre-
gierung davon aus, dass der Beitragssatz
zur Gesetzlichen Rentenversicherung fur
die Arbeitnehmer, auch bei stetig wach-
sender Zahl Erwerbstéatiger und positivem
Wirtschaftswachstum, spatestens ab
2020 steigen und auf Kosten der jingeren
Generationen bis Ende des kommenden
Jahrzehnts sukzessive erhdht werden
musste (vgl. BMAS 2015, S. 12). Zwar
betont die Bundesregierung, dass die Ge-
setzliche Rentenversicherung die wich-
tigste Séule des deutschen Alterssiche-
rungssystems ist und diese nach wie vor
stabil und sicher aufgestellt sei (vgl. Bun-
desregierung 2014, S. 1). Angesichts der
Prognosen verwundert es aber nicht,
dass insbesondere Jingere und Gering-
verdiener die Auffassung vertreten, durch
die gesetzliche Rente nicht mehr ausrei-
chend fUr das Alter abgesichert zu sein
(vgl. Infratest Dimap 2016).2

Diese Einschéatzung deckt sich mit der
Mehrheit der im Okonomenpanel befrag-

" Das entspricht der Variante 4 der aktuellen Bevol-
kerungsvorausberechnung, mit einer normalen
Immigration von 200 000 Personen jahrlich ab
2021, mit konstanter Geburtenhaufigkeit und
einem starken Anstieg der Lebenserwartung bis
2060 (vgl. Statistisches Bundesamt 2015).

2 Fur eine Kritik des Rentensystems hinsichtlich
einer fehlenden Nachhaltigkeit sowie der Benach-
teiligung bestimmter Gruppen, wie Geringverdie-
nern (vgl. auch Breyer 2010).




Daten und Prognosen

Abb. 1

Beurteilung des Gesetzlichen Rentensystems

Abb. 2
Beurteilung der Einfithrung der Rente ab 63 Jahren

Das gegenwartige Gesetzliche Rentensystem ist nachhaltig aufgestellt, um auch
langfristig eine zum Leben angemessene Rente zu garantieren.
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Quelle: Okonomenpanel Juni 2016.

ten Professoren (vgl. Abb. 1). Knapp zwei Drittel der Teilneh-
mer sind nicht der Meinung, dass das gegenwartige gesetz-
liche Rentensystem nachhaltig genug aufgestellt ist, um
auch langfristig eine zum Leben angemessene Rente zu
garantieren. 22% sind sich bei dieser Aussage unsicher.
Lediglich 11% der Teilnehmer stimmen der Aussage einer
nachhaltigen Aufstellung des gegenwartigen Rentensys-
tems eher bzw. voll und ganz zu.

Waren »Miitterrente« und »Rente mit 63«
wirtschaftspolitische Fehler?

Dennoch hat die GroBe Koalition im Jahr 2014 mit der »Ren-
te mit 63« und der sogenannten »Mutterrente« ein umfang-
reiches Rentenpaket verabschiedet und so die Leistungs-
versprechen ausgeweitet.® Von verschiedenen Seiten — ob
Okonomen, Oppositionspolitiker oder Vertreter von Wirt-
schaftsverbanden — wurde das Rentenpaket scharf kritisiert
(vgl. BDA 2014; DIHK 2014, S. 10) und als »teures Wahlge-
schenk« (Schnabel 2014) oder gar als »teuerstes Wahlge-
schenk aller Zeiten« (FDP 2014) eingeordnet. Okonomen
warnen insbesondere vor den negativen Auswirkungen die-
ser Reformen — vor allem der »Rente mit 63« — auf die Fi-
nanzsituation der Gesetzlichen Rentenversicherung (vgl.
Borsch-Supan et al. 2015) sowie auf die Nachhaltigkeit der
offentlichen Finanzen im Allgemeinen (vgl. Hagist et al. 2014).

Befragt zu den einzelnen Paketen ist auch eine tberwiegen-
de Mehrheit der Teilnehmer des Okonomenpanels der An-
sicht, dass die EinfUhrung der »Rente mit 63« ohne Abschla-

8 Zum einen konnen seither Versicherte nach 45 Beitragsjahren bereits ab
63 Jahren ohne Abschlage in die Rente gehen. Zum anderen finden mit
der »Mtterrente« auch die Kindererziehungszeiten flr vor 1992 gebore-
ne Kinder in der Rente ihre Berlcksichtigung.

Die Einfiihrung der Rente ab 63 Jahren ohne Abschlége nach 45 Jahren
Beitragszahlung war ein wirtschaftspolitscher Fehler.
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ge nach 45 Jahren Beitragszahlung ein wirtschaftspolitischer
Fehler war (vgl. Abb. 2). 85% der Teilnehmer stimmen dieser
Aussage voll und ganz bzw. eher zu. Lediglich 6% halten
diese Aussage Uberhaupt nicht bzw. eher nicht fur richtig.
Das Stimmungsbild bei der »Mtterrente« geht in eine ahn-
liche Richtung (vgl. Abb. 3). Deren Einflhrung sehen insge-
samt 56% der Teilnehmer als wirtschaftspolitischen Fehler,
ein knappes Viertel ist jedoch eher nicht bzw. Uberhaupt
nicht dieser Meinung. Die Zustimmungswerte deuten aber
darauf hin, dass sich mehr Okonomen mit der Umsetzung
der »Mutterrente« als mit der EinfUhrung einer »Rente mit
63« anfreunden kénnen. Einzelne Teilnehmer merken jedoch
zusétzlich an, dass die Pakete inhaltlich nicht problematisch
seien, sondern die Finanzierung das Problem sei.

Welche Mittel waren zur langfristigen
Finanzierung der gesetzlichen Rente sinnvoll?

Um das (gesetzliche) Rentensystem nachhaltiger zu gestal-
ten und zu reformieren, werden von Wissenschaftlern bereits
seit vielen Jahren verschiedene Optionen aufgezeigt und in
der Offentlichkeit kontrovers diskutiert. In einer Studie fiir die
Bertelsmann Stiftung stellte Martin Werding jingst die Aus-
wirkungen verschiedener Varianten gegentber (Werding
2018). Laut Werding seien MaBnahmen zur Erhdhung des
Ausbildungsniveaus der Bevdlkerung und insbesondere ei-
ne Erhdhung des Renteneintrittsalters geeignete Instrumen-
te fUr eine bessere langfristige Finanzierung des derzeitigen
gesetzlichen Rentensystems.

4 Stephan Klasen meinte beispielsweise hierzu, dass die Finanzierung die-
ser Programme Uber Umverteilung innerhalb der (insgesamt sehr gut
gestellten) betroffenen Rentnergeneration erfolgen sollte, statt sie Gber
das Umlageverfahren jungeren Bevolkerungsgruppen aufzublrden.
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Abb. 3

Beurteilung der Einfithrung der Miitterrente

Die Einfuihrung der Mutterrente war ein wirtschaftspolitscher Fehler.
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Quelle: Okonomenpanel Juni 2016.

Als Mittel zur langfristigen Finanzierung der Gesetzlichen
Rentenversicherung spricht sich auch die Uberwiegende
Mehrheit der Teilnehmer des Okonomenpanels fir einen
spéateren Renteneintritt aus (Mehrfachnennungen waren
moglich, vgl. Abb. 4). 85% der Teilnehmer sehen darin eine
geeignete Finanzierungsgrundlage. Daneben finden 35% ein
geringeres Rentenniveau, 24% hoéhere Rentenbeitrédge und
ebenfalls 24% hohere Steuerzuschusse zur Finanzierung
der Rentenversicherung sinnvoll. Auch die Aufnahme von
Selbsténdigen und Beamten in die Gesetzliche Rentenver-
sicherung konnte laut Werdings Studie zu einer nachhalti-
geren Finanzierung fuhren. Diese Variante favorisiert jedoch
nur knapp Uber ein Viertel der antwortenden Okonomen.

Explizit befragt zum Renteneintrittsalter, ist eine absolute
Mehrheit von 61% der Teilnehmer der Ansicht, dass das
gegenwartige Renteneintrittsalter von 67 Jahren erhoht wer-
den sollte. Die meisten Teilnehmer sprechen sich dabei ent-
weder flr eine (dynamische) Kopplung des Renteneintrittsal-
ters an die durchschnittliche Lebenserwartung oder fUr ein
Eintrittsalter zwischen 68 und 70 Jahren aus. Lediglich 37%
der Teilnehmer sind der Ansicht, dass das Rentenalter bei
67 Jahren bleiben sollte. Nur 2% sprechen sich flr eine Ab-
senkung auf 65 Jahre aus.

Sollte das Umlageverfahren um weitere Elemente
erganzt und umgestaltet werden?

Der Rentenversicherungsbericht der Bundesregierung aus
dem Jahr 2015 wies darauf hin, dass der prognostizierte
Rulckgang des Sicherungsniveaus vor Steuern deutlich ma-
che, dass die gesetzliche Rente zukinftig allein nicht aus-
reichen wird, um den Lebensstandard des Erwerbslebens
im Alter fortzufiihren (vgl. BMAS 2015, S. 12). Einige Oko-
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Abb. 4
Langfristige Finanzierung der Gesetzlichen Rentenversicherung

Welche Mittel waren lhrer Meinung nach zur langfristigen Finanzierung der
Gesetzlichen Rentenversicherung geeignet?
Mehrfachnennungen sind méglich
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Quelle: Okonomenpanel Juni 2016.

nomen, wie ifo-Prasident Clemens Fuest, haben daher in
diesem Zusammenhang gefordert, dass fUr jeden Blrger
eine zusatzliche private oder betriebliche Altersvorsorge ob-
ligatorisch werden sollte (vgl. Fuest 2016).

Befragt zur Mdglichkeit einer solchen verpflichtenden, zu-
sétzlichen privaten oder betrieblichen Altersvorsorge, ergibt
sich bei den Teilnehmern des Okonomenpanels allerdings
kein eindeutiges Meinungsbild (vgl. Abb. 5). So stimmen
zwar 42% der Teilnehmer voll und ganz bzw. eher zu, dass
diese Option flir jeden verpflichtend werden sollte. Gleich
viele Teilnehmer sind allerdings der Ansicht, dass die zusatz-
liche private oder betriebliche Altersvorsorge eher bzw. Uber-
haupt keine Verpflichtung werden sollte. 16% treffen in die-
ser Hinsicht keine eindeutige Aussage.

Als weiteren Reformansatz forcierte unter anderem der ehe-
malige ifo-Président Hans-Werner Sinn, die Rente verstarkt
nach der Anzahl der Kinder einer Person auszurichten (vgl.
Sinn und Werding 2000; Sinn 2013). Dass dieser Reform-
vorschlag umgesetzt werden sollte, stimmt eine absolute
Mehrheit der Teilnehmer voll und ganz bzw. eher zu (55%,
vgl. Abb. B). Ein knappes Drittel der Teilnehmer stimmt die-
ser Reformoption des Umlageverfahrens eher nicht bzw.
Uberhaupt nicht zu.

Ressourcenknappheit in der Finanzierung
gesellschaftspolitischer Ziele

Aufgrund von Ressourcenknappheit kann es in der Finan-
zierung verschiedener politischer Ziele zu Konfliktpotenzialen
kommen. Insbesondere durch die ungeplanten Mehrausga-
ben im Zuge der Fluchtlingskrise geriet zuletzt auch das
Konfliktpotenzial der Rentenfinanzierung mit anderen 6ffent-
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Abb. 5

Eine zusétzliche private oder betriebliche Altersversorung sollte fiir
jeden zur Pflicht werden

Abb. 6

Die Anzahl der Kinder sollte stéarker bei der Hohe der Rente beriick-
sichtigt werden
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Quelle: Okonomenpanel Juni 2016.

lichen Ausgabenposten in Deutschland wieder verstéarkt in
den offentlichen Fokus. So spricht sich etwa die OECD in
ihrem jingsten »Wirtschaftsbericht fur Deutschland« fUr eine
Erhdhung des Renteneintrittsalters und zugleich fir mehr
Investitionen in Bildung und die Integration von Fliichtlingen
aus (vgl. OECD 2016, S. 5). Auch DIW-Prasident Marcel
Fratzscher und der ehemalige ifo-Prasident Hans-Werner
Sinn empfahlen unter anderem eine Erhdhung des Renten-
eintrittsalters, um die Kosten der Fllchtlingsintegration zu
decken (vgl. Fratzscher und Sinn 2015).

Um mdgliche Zielkonflikte politischer Entscheidungen ab-
zubilden, wurden die Okonomen daher in einer weiteren
Frage gebeten zu wéahlen, welche gesellschaftspolitischen
Ziele sie, ausgehend vom Status quo, in bestimmten Ab-
wagungsbeispielen favorisieren wirden (vgl. Abb. 7). Bei
einem moglichen Konflikt zwischen héheren
Ausgaben fur Rente und Pflege oder fur Bil-
dung bevorzugt eine Mehrheit von 79% der
Teilnehmer héhere Bildungsausgaben. 20%

Abb. 7
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Quelle: Okonomenpanel Juni 2016.

Mehrheit der Teilnehmer indifferent zwischen diesen beiden
Zielen (46%).

Einig sind sich die Teilnehmer des Okonomenpanels, dass
die Leistungen der Gesetzlichen Rentenversicherung wei-
terhin an die Beitragszahlungen gebunden sein sollten. 78%
der Teilnehmer bevorzugen diese Kopplung, wahrend 12%
der Ansicht sind, dass die Leistungen der Gesetzlichen Ren-
tenversicherung unabhangig von der Beitragszahlung sein
sollten. 10% der Teilnehmer sind indifferent.

Wie sicher sind sich die Befragten bei ihren
Antworten?

Bei einigen Fragen hatten die Teilnehmer die Moglichkeit,
auf einer Skala von 0 bis 10 anzugeben, wie sicher sie sich

Manchmal besteht ein Konflikt zwischen zwei erwiinschten gesellschaftlichen
Zielen, da sie sich im Widerspruch zueinander befinden kénnen

sind zwischen den beiden Bereichen indif-
ferent. Stellt man den Mehrausgaben flir
Rente und Pflege das Ziel einer verbesser-
ten Familienfdrderung gegentber, wirden
36% der Teilnehmer eher die verbesserte
Familienférderung wéhlen, als die Ausgaben
fur Rente und Pflege zu erhéhen. Der GroB3-
teil der Teilnehmer (42%) ist hierbei aller-
dings indifferent. Stellt man den Ausgaben
fur Rente und Pflege mdégliche Mehrausga-
ben zur Unterbringung und Integration von
Asylbewerbern gegeniber, so favorisieren
34% der Teilnehmer héhere Renten- und
Pflegeausgaben. Erneut ist allerdings die

ausgaben

Rente- und Pflege-
ausgaben

Rente- und Pflege-
ausgaben

unabhangig von der
Beitragsleistung sein

Rente- und Pflege- 1

1

Bitte wahlen Sie, welches Ziel Sie in den folgenden Abwégungsbeispielen favorisieren.
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Quelle: Okonomenpanel Juni 2016.
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bei inrer Bewertung sind. Die Ergebnisse zeigen, dass sich
die Teilnehmer bei ihren Einschatzungen im Mittel relativ si-
cher sind. Bei der Frage zur nachhaltigen Aufstellung des
gegenwartigen gesetzlichen Rentensystems erreicht die
durchschnittliche Sicherheitseinschatzung einen Wert von
7,8. Auch bei der Bewertung der von der GroBen Koalition
eingefuhrten Leistungen — »Rente mit 63« sowie »MUtterren-
te« — sind sich die Teilnehmer sehr sicher. Die Mittelwerte
liegen bei der Beurteilung der »Rente mit 63« bei 8,4 und
hinsichtlich der »MUtterrente« bei 7,8. Teilnehmer, die die
Rentenleistungen nicht als einen wirtschaftspolitischen Feh-
ler beurteilen, sind sich dabei im Mittel genauso sicher wie
die Teilnehmer, die die entsprechenden Rentenleistungen
als einen wirtschaftspolitischen Fehler ansehen.

Auch bei den Fragen zur Reformierung der Gesetzlichen
Rentenversicherung konnten die Teilnehmer angeben, wie
sicher sie sich bei ihrer Bewertung sind. Bei der Frage, ob
eine zusétzliche private oder betriebliche Altersvorsorge fur
jeden zur Pflicht werden sollte, erreicht die durchschnittliche
Sicherheitseinschatzung einen Wert von 7,9. Hinsichtlich
der Frage, ob die Anzahl die Kinder starker bei der Héhe der
Rente berticksichtigt werden sollte, liegt der Mittelwert bei
8,1. Auch bei diesen Fragen sind sich die Teilnehmer, die
die entsprechenden Reformvorschléage beflrworten, im Mit-
tel genauso sicher wie die Teilnehmer, die die Vorschlage
ablehnen.
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Entwicklungsaktivitaten: Empirische Evidenz und offene

Forschungsfragen

Ein GroBteil der OECD-Mitgliedslander hat in den vergan-
genen Jahren steuerliche FoérdermaBnahmen flir private
Forschungs- und Entwicklungsaktivitaten (FUE) entweder
ganzlich neu eingeflhrt oder bereits bestehende Strukturen
ausgebaut (vgl. OECD 2015). Deutschland und die Schweiz
z&hlen zu den wenigen forschungsintensiven Landern, die
private FUE derzeit ausschlieBlich direkt, d.h. Uber projekt-
bezogene ZuschUsse, férdern. Auch aus diesem Grund
mehren sich hierzulande wieder die Stimmen, die sich fur
die Einfuhrung eines steuerlichen FUuE-Fordersystems ein-
setzen (vgl. u.a. EFI 2016; ZEW 2016)." Wahrend die Wirk-
samkeit steuerlicher FUE-Anreize als Mittel zur Erhdhung
betrieblicher FUE-Aufwendungen gut belegt ist (vgl. Tab. 1),
verhindert eine mangelhafte Datenlage oft festzustellen, ob
die so erzielten Erhéhungen auch zu einer gréBeren Anzahl
marktfahiger Innovationen fUhren. Ebenso kénnen nur die
wenigsten Studien einzelne Gestaltungselemente untersu-
chen, die fUr den Erfolg oder Misserfolg einer steuerlichen
FuE-Forderung entscheidend sind. Der vorliegende Beitrag
soll deshalb zun&chst die wichtigsten Ergebnisse aller em-
pirischen Evaluationsstudien zusammenfassen, die kausale
Ruckschlusse auf die Wirksamkeit steuerlicher FUE-F&rde-
rungen in anderen OECD-Landern erlauben. Dieser syste-
matische Uberblick erméglicht so nicht nur das Ableiten
allgemeiner Trends, sondern weist auch auf bestehende
Forschungslicken hin, die insbesondere flr die mdgliche
Einfuhrung einer steuerlichen Forderung in Deutschland
von Bedeutung sind.

Empirische Evidenz aus anderen Lédndern

Einen umfassenden Uberblick Uber die kausale Wirksam-
keit steuerlicher FUE-Fordersysteme in anderen OECD-Lan-
dern bietet der Evidence Review »Innovation« des What
Works Centres for Local Economic Growth (WWC). Das
WWC gehort zum What Works Network, einer von der bri-
tischen Regierung ins Leben gerufenen Initiative, die die
Wirksamkeit staatlicher Eingriffe in unterschiedlichen Poli-
tikbereichen untersucht. Im Kern besteht die Arbeitsweise
des WWC darin, dass es zunéchst alle zur Verflgung ste-
henden Evaluationsstudien eines bestimmten Typs von Po-
litikprogramm (wie z.B. steuerliche FuE-Fordersysteme)
sammelt und anschlieBend in Hinblick auf inre methodische
Umsetzung hin bewertet.? Die Ergebnisse all jener Studien,
die kausale RuckschlUsse auf die Wirksamkeit des unter-
suchten Politikprogramms zu lassen, fasst das WWC ab-

*
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schlieBend systematisch in einem sogenannten Evidence
Review zusammen. Die Evidence Reviews setzen sich zum
Ziel Entscheidungstrager aus Politik und Wirtschaft knapp
und prézise Uber den aktuellen Wissensstand zu informie-
ren sowie verallgemeinerbare Trends, die empirisch belegt
sind, abzuleiten. Fur den Evidence Review »Innovation« hat
das WWC mehr als 1 700 Studien begutachtet, die ein in-
novationspolitisches Programm innerhalb der OECD eva-
luieren. Von all den Studien, die sich dabei mit der Evalua-
tion eines steuerlichen FuE-Fordersystems beschaftigen,
erflllten lediglich 21 die methodischen Mindeststandards
des WWC.2

Im Folgenden soll zundchst kurz zusammengefasst wer-
den, ob die in den 21 Evaluationsstudien begutachteten
Steuersysteme tatsachlich effektiv waren. Generell ist anzu-
merken, dass die Uberpriifbarkeit der Effektivitat (d.h. der
Zielerreichung) entscheidend davon abhangt, ob die Politik
vor der Einfihrung der steuerlichen Férderung messbare
Ziele definiert hat. Zentrale Probleme vieler Studien sind so-
wohl die ungenaue Definition der ZielgréBen als auch die
eingeschrankte Verfugbarkeit qualitativ hochwertiger Da-
ten. Das WWC systematisiert die in den Evaluationsstudien
letztlich untersuchten ZielgréBen entlang einer vereinfach-
ten Wertschopfungskette: 1. Welchen kausalen Effekt ha-
ben steuerliche FUE-Fordersysteme auf betriebliche FUE-In-
vestitionen? 2. Flhren diese FUE-Investitionsanreize zu ei-
ner steigenden Innovationstatigkeit im Unternehmen (ge-
messen anhand der Anzahl beantragter Patente und
selbstberichteter Innovationen)? 3. Welche Effekte lassen
sich auf nachgelagerten Stufen der Wertschopfungskette
beobachten (gemessen anhand von Beschaftigtenzahlen
und Produktivitdtsindikatoren)? Eine Systematisierung der
Ergebnisse dieser 21 Studien ist in Tabelle 1 dargestellt.

Insgesamt I&sst sich feststellen, dass keine Evaluationsstu-
die eine negative Wirkung steuerlicher FUE-Férderung fin-
det. Hinsichtlich der ersten Stufe der vereinfachten Wert-
schopfungskette, den FuE-Investitionen, zeigen zehn von
17 Untersuchungen, dass steuerliche Férdersysteme die
betrieblichen FuE-Ausgaben steigern. Allerdings stellen
auch zwei Studien keine Effekte fest, und weitere funf Stu-
dien finden gemischte Effekte. Wahrend die Mehrzahl der
Studien insgesamt einen positiven Effekt auf FUE-Investitio-

8 Eine ausflhrliche Diskussion der Probleme, die bei Evaluationen insbe-
sondere im Bereich der Innovationspolitik auftreten kénnen, findet sich in
Falck et al. (2015).

| Effektivitat von steuerlichen FUE-Férdersystemen

" Eine kritische Betrachtung findet sich u.a. in Belitz ZielgroRe Positiv | Gemischt Kein Negativ | Anteil
(2016). , o Effekt positiv
2 Das WWC verwendet die Maryland Scientific FuE-Investition 10 5 2 0 1017
Methods Scale als Bewertungsgrundlage flr empiri- . s n
sche Evaluationsstudien. Vgl. u.a. WWC (2013) und Innovatlonst.atl_gkelt 3 0 0 0 3/3
die Leitinien des Vereins fir Socialpolitk (2015) Wachstumsindikatoren 1 2 0 0 113

sowie Falck et al. (2015) fur eine Betrachtung dieser
Methodik in der deutschen Innovationspolitik.

Quelle: In Anlehnung an WWC (2015, S. 24).
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Im Blickpunkt

nen vermuten lasst, fUhren die Autoren des Evidence Re-
view im Wesentlichen zwei Griinde dafir an, warum man-
che FuE-Fordersysteme keinen eindeutigen oder sogar ei-
nen Nulleffekt aufweisen. Erstens kdnnten die Steuerer-
leichterungen in ihrer Hohe generell zu gering sein, um ei-
nen messbaren Effekt zu bewirken. Zweitens kénnte ein
nicht intendierter Programmeffekt aber auch darin beste-
hen, dass eine erhdhte Nachfrage nach FUE zu einem
Preisanstieg von FuE-Inputs flhrt, der in Summe einen
Nulleffekt verursachen kann (vgl. Berger 1993).

Obwohl steuerliche FUE-Férdersysteme in erster Linie hdu-
fig damit motiviert werden, dass betriebliche Investitionen in
FuE geférdert werden sollen, sind Investitionen kein Selbst-
zweck. Entscheidend fur die volkswirtschaftliche Entwick-
lung ist insbesondere, ob diese zusatzlichen FUE-Investitio-
nen auch zu marktfahigen Innovationen fuhren. Nur jeweils
drei Studien untersuchen ZielgroBen auf nachgelagerten
Stufen der Wertschopfungskette. Wahrend alle drei Stu-
dien, die die kausale Wirksamkeit der steuerlichen Forde-
rung auf die Innovationstatigkeit untersuchen, positive Ef-
fekte finden, gibt es nur wenig Belege daflr, dass diese
Innovationen auch in wirtschaftlichen Erfolg umgesetzt wer-
den kénnen. Anhand der derzeit verflgbaren Evidenz lasst
sich daher nur belegen, dass steuerliche Férderungen die
Innovationstéatigkeit tendenziell positiv beeinflussen, aller-
dings ist aufgrund der mangelhaften Datenlage nur wenig
Uber die Effekte auf nachgelagerten Wertschdpfungsstufen
bekannt.

Die Ausgestaltung der steuerlichen Fuk-Fordersysteme un-
terscheidet sich international erheblich. Die Vielzahl dieser
Unterschiede macht es schwierig, einzelne Designelemente
zu bestimmen, die fur die Effizienz der jeweiligen Regelung
verantwortlich sind. Im Rahmen des Evidence Review kann
das WWC lediglich zwei Ausgestaltungselemente néher
beleuchten: Programmtypen und GréBenklassenunter-
schiede. Prinzipiell kénnen drei Programmtypen steuerli-
cher FuE-Fordersysteme unterschieden werden: 1. volu-
menbasierte Modelle, die sdmtliche FuE-Aufwendungen
eines Betriebs steuerlich beglinstigen, 2. inkrementelle Mo-
delle, die lediglich Uberdurchschnittliche Aufwendungen
fordern, und 3. Mischformen. Zwdlf der 21 Studien kénnen
einer dieser Kategorien exakt zugeordnet werden (in den
anderen Fallen fehlt haufig eine detaillierte Beschreibung
des Systems). Letztlich lassen sich keine nennenswerten
Unterschiede zwischen den verschiedenen Programm-
typen empirisch feststellen. Alle drei volumenbasierten Sys-
teme sowie zwei der drei inkrementellen Modelle zeigen
konsistent positive Effekte fur FUE-Investitionen. Die zwei
Studien, die sich mit gemischten Systemen befassen, fin-
den keine eindeutigen Effekte. Fir alle anderen ZielgréBen
(Innovationstétigkeit und betriebliche Erfolgsindikatoren
sind die Fallzahlen zudem zu gering, um verallgemeinerba-
re Aussagen zu treffen. Hinsichtlich der Effizienz einzelner
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Programmtypen kann das WWC daher keine generellen
Trends ableiten.

Insgesamt untersuchen zwaolf Studien, ob sich die Wirkung
steuerlicher FUE-Fordersysteme im Hinblick auf die Firmen-
groBe unterscheidet. In der Auswertung dieser Studien
stellt das WWC fest, dass positive Effekte steuerlicher
FuE-Férderung insbesondere fur die FuE-Investitionen klei-
ner und mittlerer Unternehmen (KMU) zu erwarten sind.
Dies kann unter anderem daran liegen, dass KMUs mit ho-
herer Wahrscheinlichkeit Budgetbeschréankungen unterlie-
gen und eine planbare, steuerliche Forderung flr sie des-
halb besonders relevant ist. Die vier Studien, die sich aus-
schlieBlich mit gréBeren Unternehmen beschaftigen, finden
entweder keine oder gemischte Effekte. Letztendlich muss
aber festgestellt werden, dass aufgrund von Datenrestrik-
tionen in vielen Studien auch keine Unterscheidung nach
FirmengroBe durchgefUhrt werden konnte und zusétzlich
auch nachgelagerte ZielgroBen der Wertschopfungskette
keine BerUcksichtigung finden.

An entscheidenden Stellen bleiben somit wichtige Fragen
offen. Um diese Fragen beantworten zu kdénnen, sind so-
wohl weitere Ex-post-Evaluationen, die kausale Effekte
nachweisen kdnnen, als auch eine verbesserte Datenlage
unerlasslich. GroBbritannien nimmt in der Datenbereitstel-
lung eine Vorreiterrolle in Europa ein, indem es fur For-
schungszwecke eine umfangreiche Verknupfung von amt-
lichen Steuer- und Betriebsstatistiken mit Innovationsda-
ten ermdglicht hat (vgl. Dechezleprétre et al. 2016). Auf
drei zentrale Fragestellungen, die sich mit Hilfe vergleich-
barer Daten in Deutschland und anderen europaischen
Landern beantworten lieBen und die von besonderer Be-
deutung fUr die Ausgestaltung eines mdglichen deutschen
Steuersystems sind, soll im Folgenden aufmerksam ge-
macht werden.

Offene Forschungsfragen fiir Deutschland

1. Welche Rolle spielt (inter-)nationaler Steuerwettbe-
werb? Eine umfangreiche Evaluation des US-amerika-
nischen Steuersystems, das nicht nur nationale Steuer-
erleichterungen in Aussicht stellt, sondern auch ver-
schiedene Regelungen in den einzelnen Bundesstaaten
zulasst, kommt beispielsweise zu einem erntichternden
Ergebnis: Zwar wirken sich regionale steuerliche Erleich-
terungen flr die jeweiligen Bundesstaaten, die eine For-
derung verabschieden, positiv aus, allerdings kdnnen
alle regionalen Zugewinne durch Abwanderung in den
umliegenden Bundesstaaten erklart werden. Die Studie
argumentiert deshalb, dass die bundesstaatlichen For-
derungen zu einem national kostspieligen Nullsummen-
spiel flhren (vgl. Wilson 2009). Ein kirzlich erschienenes
Arbeitspapier flihrt eine vergleichbare Studie in Europa
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durch und kommt zu einem ahnlichen Ergebnis im Hin-
blick auf den internationalen Steuer- und Standortwett-
bewerb (vgl. Corrado et al. 2015). Der methodische An-
satz beider Studien erlaubt jedoch nur den relativen Ef-
fekt der Anderung der Steuersatze zu beziffern, nicht
aber den absoluten Effekt.* In Summe kénnten die ab-
solut niedrigeren Steuern zu positiven Effekten flhren,
die die negativen Effekte, die aus Standortverlagerungen
resultieren, Uberwiegen. Ungeachtet der tatsachlichen
GroBe des Gesamteffektes kdnnte allerdings auch
schon die Verhinderung potenzieller Abwanderung von
FUE als politische Motivation fur die Einfihrung einer
steuerlichen FuE-Férderung gentgen. Wenn diese Ar-
gumentation zum Tragen kommt, dann stellt sich fur
Deutschland die Frage, welche Lander fur die nationalen
FuE-Akteure von besonderer Bedeutung sind und in-
wiefern ein potenzieller Wettbewerb mit diesen Landern
in der Ausgestaltung einer deutschen Regelung bertick-
sichtigt werden sollte.

2. Sind steuerliche FUE-Fdrdersysteme kosteneffektiv? In-
direkte Férdermechanismen bieten zwar den Vorteil,
dass der Staat nicht selbst entscheiden muss, welche
FuE-Projekte geférdert werden sollen, allerdings lassen
sich auch die Kosten schwerer kontrollieren als bei einer
direkten Férderung. Sowohl eine britische als auch eine
amerikanische Studie fihren eine Kosten-Nutzen-Ana-
lyse durch (vgl. Berger 1993; Dechezleprétre et al. 2016).
Beide kommen zu dem Ergebnis, dass entgangene
Steuereinnahmen in Hohe von einem Pfund/Dollar zu-
satzlichen FuE-Investitionen in Héhe von 1,7 Pfund/Dol-
lar gegentberstehen. Dieses Verhéltnis ist aber nicht di-
rekt auf die Systeme anderer Lander Ubertragbar und
|&sst daher die Frage offen, mit welchen Kosten bzw.
welchem Kosten-Nutzen-Verhaltnis zu rechnen wére.

3. Was bedeutet eine steuerliche Fuk-Férderung fir den
Arbeitsmarkt? Bislang gibt es nur wenig Evidenz dazu,
ob die steuerliche Foérderung von FUE auch zu direkten
oder indirekten Veranderungen auf dem Arbeitsmarkt
fUhrt. Beispielsweise kdnnten Innovationen, die in der
Lage sind, Routinetatigkeiten zu ersetzen, zu einer di-
rekten Freisetzung von Arbeitskréaften flhren. Im Hinblick
auf indirekte Arbeitsmarkteffekte zeigt eine aktuelle nor-
wegische Studie, dass steuerliche Anreize nicht nur zu
einer Erhéhung der FuE-Investitionen flihren, sondern
auch die relative GréBe und Entlohnung der Berufsgrup-
pe von Wissenschaftlern und Ingenieuren steigern (vgl
Beler 2015). Inwiefern ahnliche Effekte auch in Deutsch-
land zu erwarten waren, ist bislang noch ungeklart.
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fur Wohngebaude

Nach den Umfrageergebnissen des ifo Ins-
tituts bei den freischaffenden Architekten
hat sich das Geschéaftsklima zu Beginn des
dritten Quartals 2016 weiter aufgehellt. Es
ist mittlerweile so gut wie zu Beginn der
1990er Jahre — also wenige Monate nach
dem »Mauerfall«. Die rechtlichen Rahmen-
bedingungen fUr groBzlgige Sonderab-
schreibungen wurden damals allerdings erst
rund eineinhalb Jahre spéater im Rahmen
des Fordergebietsgesetzes geschaffen. Die
Architekturblros durften somit von poten-
ziellen Investoren bereits »auf Vorrat« mit
Auftragen versorgt worden sein. Auch heute
scheinen die Architekten mit ihren Planun-
gen wieder deutlich »voran zu gehen«, Denn
sowohl die Genehmigungsstatistik als auch
vor allem die Zahl der als fertiggestellt ge-
meldeten Wohnungen weisen demgegen-
Uber noch bescheidene Werte aus.

Die befragten Architekten schéatzten ihre
derzeitige Geschéftssituation nochmals
besser ein als vor einem Vierteljahr, obwohl
bereits damals ein absoluter Spitzenwert er-
reicht worden war (vgl. Abb. 1). Damit hat
sich — nach den Urteilen der Architekten —
ihre Geschaftslage seit rund zwolf Jahren
nahezu kontinuierlich verbessert. Im Durch-
schnitt der Bundeslander bezeichnete ledig-
lich noch jeder neunte freischaffende Archi-
tekt seine derzeitige Auftragssituation als
»schlecht«, der Anteil der »gut«-Urteile war
mit 54% fast funf Mal so hoch.

Was die Einschatzungen zur Entwicklung
der Geschaftsaussichten in den néchsten
sechs Monaten betrifft, so Uberwogen im
Berichtsquartal — wie bereits seit zweieinhalb
Jahren — erneut die eher optimistischen Mel-
dungen. Im Berichtsquartal erwarteten 18%
eine »eher bessere« Auftragssituation in ei-
nem halben Jahr, lediglich 9% eine »eher
schlechtere«. Der groBte Teil (knapp drei
Viertel) ging demzufolge von keiner nachhal-
tigen Veranderung aus. Unter BerUcksichti-
gung der gleichzeitig Uberaus positiven Be-
urteilung der aktuellen Geschéftslage durfte
das gute Geschéaftsklima bei den Architek-
ten noch eine Weile Bestand haben.

Im zweiten Quartal 2016 konnten — wie schon
im Vorquartal — 57% der befragten Architek-
ten neue Vertrage abschlieBen (vgl. Abb. 2).
Dieser Wert konnte bislang nur in einigen we-
nigen Quartalen Ubertroffen werden.

Erich Gluch

Abb. 1

Beurteilung der aktuellen Auftragssituation durch die freischaffenden
Architekten
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Quelle: ifo Architektenumfrage.

Abb. 2
Vertragsabschliisse der freischaffenden Architekten
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Quelle: ifo Architektenumfrage.

Abb. 3

Geschaétztes Bauvolumen der freischaffenden Architekten im
Wohnungsbau (EUR)
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Abb. 4

Geschatztes Bauvolumen der freischaffenden Architekten im

Nichtwohnbau (EUR)

vom ausgesprochen niedrigen Niveau der
drei Vorquartale 16sen, wenngleich sich das
Ordervolumen der 6ffentlichen Hande im-
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mer noch deutlich unter dem langjahrigen
Durchschnittswert bewegt.

Die befragten Architekten wiesen zu Beginn
des dritten Quartals 2016 einen durch-
schnittlich Bestand an Auftrdgen in Hohe
von 6,8 Monaten auf. Der exzellente Wert
des Vorquartals (6,9 Monate) wurde damit
nur knapp verfehlt.

1995 1998 2001 2004 2007 2010

Quelle: ifo Architektenumfrage.

Im Berichtsquartal gelang es den befragten Architekten das
geschatzte Bauvolumen aus den neu abgeschlossenen
Vertragen (Neubauten ohne Planungsleistungen im Be-
stand) im Wohnungsbau gegenlber dem Vorquartal um
rund 10% zu steigern (vgl. Abb. 3). Der Aufwértstrend im
Wohnungsbau setzte sich damit auf beeindruckende Weise
fort. Im Nichtwohnbau erfolgte sogar ein Anstieg um 30%
— allerdings ausgehend von einem deutlich niedrigeren Ni-
veau (vgl. Abb. 4). Die gesamten Auftragsvolumina konnten
somit gegenUber dem Vorquartal um gut ein Siebtel gestei-
gert werden.

Die Auftragsvergaben zur Planung von Ein- und Zweifami-
lienh&usern waren bis zum Herbst 2006 deutlich ricklau-
fig. Seitdem hat sich das durchschnittliche Auftragsvolu-
men jedoch fast verdreifacht. Auch im Berichtsquartal setz-
te sich die positive Entwicklung fort, wenngleich der Wert
des Vorquartals nur geringflgig tbertroffen wurde.

Die Auftrage zur Planung von Mehrfamiliengebduden wa-
ren im zweiten Quartal 2016 um knapp 10% hdher als im
vorangegangenen Quartal. Hierbei ist allerdings zu bertick-
sichtigen, dass bereits im Vorquartal ein merklicher Schub
an neuen Auftrdgen hereingekommen war. Auch im lang-
fristigen Durchschnitt bewegt sich das Ordervolumen in
diesem Teilsegment auf einem hohen Niveau.

Im Wirtschaftsbau verzeichneten die befragten Architek-
ten im Berichtsquartal zwar einen Anstieg der Auftragsein-
génge. Die Ruckgénge in den beiden Vorquartalen konnten
damit jedoch — trotz eines Anstiegs um rund ein Flnftel —
nicht wieder wettgemacht werden. Insgesamt scheint sich
der Ordereingang jedoch auf einem befriedigenden Niveau
stabilisiert zu haben.

Die Auftragseingange fur Planungen zur Erstellung 6ffentli-
cher Hochbauten konnten sich im zweiten Quartal 2016

2013

2016
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Die deutsche Konjunktur fallt in ein Sommerloch’

Die Stimmung in der deutschen Wirtschaft hat sich merk-
lich verschlechtert. Der ifo Geschaftsklimaindex ist von
108,3 Punkten im Juli auf 106,2 Punkte im August gefallen.
Die Unternehmen beurteilten sowohl die aktuelle Ge-
schéftslage als auch die Erwartungen fur die kommenden
sechs Monate schlechter als im Vormonat. Die deutsche
Konjunktur fallt in ein Sommerloch.

Im Verarbeitenden Gewerbe ist der Index erneut gesunken.
Die Industriefirmen waren mit ihrer aktuellen Geschaéftslage
weniger zufrieden. Auch die Erwartungen tribten sich
merklich ein und fielen unter ihren langfristigen Durch-
schnitt. Vor allem der Auftragseingang war rtcklaufig. Das
Geschéftsklima gab in nahezu allen Branchen nach, am

" Die ausfihrlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von
Unternehmensbefragungen in den anderen EU-L&ndern sowie des Ifo
World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturperspektiven«
veroffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,— EUR/Jahr abonniert
werden.

Klaus Wohlrabe

deutlichsten in der Chemie- und Elektroindustrie. Im GroB-
und Einzelhandel hat sich das Geschéaftsklima verschlech-
tert. Die Handler waren mit ihrer aktuellen Lage nicht mehr
ganz so zufrieden wie noch im Juli. Die Erwartungen zeig-
ten erste Anzeichen von Skepsis. Der Riickgang im Einzel-
handel war vor allem auf den Nahrungs- und Genussmittel-
bereich zurlckzufiihren. Im Bauhauptgewerbe blieb der
Geschéftsklimaindex unverandert auf Rekordniveau. Wah-
rend die weiterhin sehr guten Einschéatzungen zur aktuellen
Lage etwas zurtickgenommen wurden, blickten die Baufir-
men leicht optimistischer auf die ndchsten Monate.

Im Dienstleistungssektor hat sich die Stimmung erneut auf-
gehellt. Der Indikator stieg von 27,7 im Juli auf 29,5 Salden-
punkte. Die Dienstleister berichteten von einer verbesserten
aktuellen Lage. Zudem gehen sie davon aus, dass die Ge-
schéafte in den nachsten Monaten weiter anziehen werden.
Dementsprechend wollen die Dienstleister wieder verstarkt
neue Mitarbeiter einstellen.

Abb. 1 Abb. 2
Gewerbliche Wirtschaft?) Geschéftsklima nach Wirtschaftsbereichen
Geschaftsentwicklung im August 2016
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) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, GroR- und Einzelhandel.

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abb. 3

ifo Beschéaftigungsbarometer Deutschland
Deutsche Wirtschaft?)

im August 2016
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a) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Grof3- und Einzelhandel,
Dienstleistungssektor.

Quelle: ifo Konjunkturtest.
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Abb. 4
Kredithiirde — gewerbliche Wirtschaft

im August 2016
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Die Kredithirde fur die gewerbliche Wirtschaft ist von
14,6% im Vormonat auf 15,0% im August gestiegen. Das
ist der Anteil jener Firmen, die von einer restriktiven Kredit-
vergabe der Banken berichten. Die Finanzierungsbedin-
gungen fur deutsche Unternehmen bleiben damit jedoch
weiterhin hervorragend. Trotz eingetribter Konjunkturaus-
sichten hat sich die Einstellungsbereitschaft der deutschen

Abb. 5
. Exporterwartungen — Verarbeitendes Gewerbe?
im August 2016
Salden®)
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2) Ohne Ernshrungsgewerbe und Tabakverarbeitung.
b) Aus den Prozentsétzen der Meldungen Uber zu- und abnehmende Exportgeschaéfte.

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abb. 7
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Abb. 9
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Wirtschaft sogar noch leicht erhdht. Das ifo Beschafti-
gungsbarometer ist im August gestiegen. Insbesondere die
Industrie mochte trotz der Brexit-Sorgen verstarkt neue
Mitarbeiter einstellen. Die gréBere Unsicherheit schlagt sich
jedoch auf die Exporterwartungen der Industriefirmen nie-
der. Diese erwarten, dass sich die Impulse aus dem Aus-
land abschwachen werden.

Abb. 6
Verarbeitendes Gewerbe
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Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abb. 8
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Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abb. 10
Dienstleistungen
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	text2-wößmann u.a.
	text-krause u.a.
	text-lohse+waizmann
	text-gluch
	text-wohlrabe-kt8
	anzeige-S.56-titelseite-f2
	3.US-www

